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sern werden Herkunft und Umsetzung der 
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lich diskutiert: allochthone Zufuhr und 
autochlhone Bindung, Ammonifikation, Ni¬ 
tratassimilation und Denitrifikation in ihren 
Wechselbeziehungen und Abhängigkeiten 
von abiotischen und biolischen Faktoren. 
Die praktische Bedeutung der Stickstoffver¬ 
bindungen und des Stickstoffumsatzes für 
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das Adsorptionsverhalten von aus Magne¬ 
siumchlorid mit Kalk oder Natriumhydro¬ 
xid bei p iH 10 gewonnenen Magnesium¬ 
hydroxid zu ermitteln. Als Adsorptive dien¬ 
ten zwei anionische und ein kationischer 
Farbstoff. Neben der Erfassung des kine¬ 
tischen Verlaufs der Adsorptionsisotherme, 
wobei sich gewisse Desorptionserscheinun¬ 
gen abzeichneten, wurde mittels der adsor¬ 
bierten Farbstoffmenge die spezifische 
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abgeschätzt. 
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Mittels kontinuierlicher Flüssigextraktion, 
Gaschromatographie und Massenspektrome¬ 
ter wurden im Küstenbereich nördlich Göte¬ 
borg und aus der Mündung des Göta- 
Flusses polychlorierte Biphenyle nachge¬ 
wiesen. Die Konzentrationen liegen zwi¬ 
schen 1 ng/1 im Wasser, 50 bis 200 ng/g 
Trockenmasse im Sediment des Göta-Flus- 
ses und 0,1 ng /1 im Seewasser des Küsten¬ 
bereiches. In der Nahrungskette erfolgt eine 
Anreicherung um mehrere Zehnerpotenzen, 
für das Fettgewebe des Herings z. B. um 
10 7 . 

Recknagel, F.: 

Die systemtechnische Behandlung von lim- 
nischen Ökosystemen. 
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phe Abbildung des Ökosystems in einem Si¬ 
mulation smodell mit den Mitteln der Sy¬ 
stemanalyse und Systemtheorie ab. Den 
Rahmen der Darstellung bildet die Methode 
der adaptiven Bildung eines Simulations¬ 
modells, das auch zur Prognose geeignet 
sein soll. Zur Überführung des ökologischen 
Sachverhalts in mathematische Formulie¬ 
rungen mit Hilfe von Strukturmodellen 
wird die Notation nach Forrester empfoh¬ 
len. Besonders hervorgehoben wird die com¬ 
putergestützte Kausalanalyse für die Ökosy¬ 
stemidentifikation. Erfahrungen mit einem 
Kleincomputer werden mitgeteilt. 
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Identifikation eines Talsperrenökosystems 
mittels Korrclationsverfahren. 

S. 189-214, 12 Abb., 5 Tab., 43 Lit. 

Am Beispiel verschiedener Talsperrenökosy- 
stemc werden die Ergebnisse einer System- 
identifikation unter Verwendung von Kor- 


relalionsverfahren erläutert. Voraussetzung 
ist die Zerlegung eines Ökosystems in rela¬ 
tiv gering gekoppelte Teilsysteme. Auf diese 
Weise ist eine näherungsweise lineare Be¬ 
trachtung und damit eine Identifikation 
mittels Korrelationsfunktion gewährleistet. 
Nach Darstellung der Methodik und des 
verwendeten Datenmaterials der Einfluß¬ 
größen Temperatur, Sauerstoffgehalt und 
Biomasse werden die Ergebnisse der Auto¬ 
korrelations- und Kreuzkorrclationsfunktion 
ausführlich diskutiert. 
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In batch-Kulturen von Scenedesmus obli¬ 
quus, Chlorella kesslcri- und Microcystis in- 
certa mit 40 fxg/1 HG(II) in Form des Iso¬ 
tops 203 Hg mit 37 kBq/ml (1 (iCi/ml) wird 
die Aufnahme und Umsetzung des Quecksil¬ 
bers über 14 d untersucht. Die Algen neh¬ 
men das Quecksilber sehr schnell auf und 
zeigen mit Ausnahme von M. incerla eine 
zunehmende Speicherung bis zum Ende des 
Experiments, zu dem 60 bis 80 Prozent des 
Quecksilbers in den Algen vorliegen. Nur 
2 Prozent sind von der Zellwand abwasch¬ 
bar, und über 99,5 Prozent des Quecksilbers 
in den Algen wie im Medium liegen in an¬ 
organischer Bindung vor. Die Bildung von 
Methyl- oder Phenylquecksilber konnte nicht 
nachgewiesen werden. 

Gupta, S. P., Verma, S. R., und R. C. Da- 
lela: 

Untersuchungen über die Toxizität einiger 
Pestizide an Colisa Fascialus und Notopte - 
rus (Clupeiformes, notopteridae) in bezug 
auf die Histopathologie und Histochemie. 
Teill: Toxizitätsteste. 

S. 223-238, 6 Tab., 40 Lit. 

In batch-Versuchen wird das Verhalten bei¬ 
der Fischarten bei der Exposition gegen¬ 
über Lösungen von Aldrin und Äthylpara- 
tliion untersucht, und es werden die LC50 
für beide Stoffe bei Expositionszeiten zwi¬ 
schen 12 und 96 h bestimmt. Temperatur, 
Sauerstoffgehalt, pH und Fischmasse zeigen 
signifikanten Einfluß auf die LC 50 : Die 
erstgenannte Variable senkt, die übrigen er¬ 
höhen die LC50 mit steigenden Werten. In 
allen Fällen besteht eine lineare Beziehung 
zwischen der Uberlebensrate und dem 
Logarithmus der Giftkonzentration. Der 
Logarithmus der Uberlebensrate ist der Ex¬ 
positionszeit linear proportional. 

Spittler, P., und II. Gubsch: 

Gelöste organische Stoffe als Nahrungs¬ 
quelle für Sekundärproduzenten. 

S. 239-244, 1 Abb., 32 Lit. 
l-^C-Glycin (5,2 mg/ 1 ) wurde in sterilfil¬ 
triertem Seewasser (inokuliert mit Aqua¬ 
rienwasser) bei 21 °C über 59 d inkubiert. 
Mit dem gebildeten Bakterioplankton wur¬ 
den in verschiedenen Abständen Individuen 
von Chydorus sphaericus gefüttert. Die 
höchsten Bakterien zahlen, Ratioaktivitäten 
im Seston sowie die stärkste Assimilation 
von 1/1 C in Chydorus traten am zweiten Tag 
nach Beginn der Experimente auf. Die Re¬ 
sultate weisen nach, daß helcrotrophe Bak¬ 
terien zentrale Bedeutung für den Transport 
gelöster organischer Stoffe in der Nahrungs¬ 
kette haben. 
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Die Bilanzierung des Wasserdargebots 

und die Bilanzentscheidungen Dieser und die folgenden 

vier Beiträge standen 
auf dem Programm 
der 3. Weiterbildungstagung 

Dipl.-Ing. Joachim BÖHME, Dipl.-Jur. Christian MEISSNER der Staatlichen Gewässeraufsicht, 

und Dipl.-Jur. Ing. Hans ZEH^FELD die Ende Februar 1979 

Beitrag aus der WWD Saale-Werra und der Martln-Luther-Universltät Halle-Wittenberg in Magdeburg stattfand. 



Die Sicherung des weiteren Wasserbedarfs 
ist vorrangig über eine verstärkte Mehrfach¬ 
nutzung der Wasserressourcen zu lösen. Für 
die Verwirklichung dieser Aufgabe ist eine 
straffe staatliche Leitung und Kontrolle un¬ 
abdingbar, besonders auch aus der Sicht der 
wirtschaftlichen Wasserverwendung, der 
Senkung des spezifischen Wasserbedarfs der 
Betriebe um 20 Prozent. Die staatliche Lei¬ 
tung, Regelung und Kontrolle der Nut¬ 
zungsprozesse von Gewässern und Wasser 
sichert, daß die verschiedenen Nutzungsan¬ 
sprüche der Gesellschaft in Übereinstim¬ 
mung gebracht werden und die Nutzbarkeit 
der Gewässer erhalten bleibt. Im Rahmen 
der staatlichen Leitung der Gewässernut¬ 
zung nimmt die wasserwirtschaftliche Bi¬ 
lanzierung eine zentrale Stellung ein. Ihre 
Aufgabe ist es, unter Beachtung des sto¬ 
chastischen Charakters des Wasserdargebots 
und der Zusammenhänge zwischen den ver¬ 
schiedenen Dargebotsformen sowie von 
Menge und Beschaffenheit zuverlässige Ent¬ 
scheidungsgrundlagen zu liefern. Das gilt 
für Aussagen von begrenzt örtlicher Bedeu¬ 
tung bis hin zu Aussagen für großräumige 
und zentrale Entscheidungen. Die Varia¬ 
tionsbreite zweckentsprechender wasserwirt¬ 
schaftlicher Bilanzen und Bilanzauswertun¬ 
gen ergibt sich 

a) aus dem unterschiedlichen territorialen 
Ausmaß, z. B. 

— für einzelne Flußprofile bzw. Bilanz¬ 
profile 

für Teilfluß- oder Flußgebiete 

— für geographische Einheiten 

— für administrative oder Wirtschafts¬ 
gebiete (z. B. Kreis, Bezirk, Industrie¬ 
gebiet, Trinkwasserversorgungsgebiet, 
WWD-Gebiet, DDR-Territorium), 

b) aus der unterschiedlichen Zeitebene, 
z.B. 

— für Basisjahr bzw. gegenwärtiger 
Stand 

— für das nächste Planjahr 

— für den folgenden 5-Jahrplanzeitraum 

— für Zeithorizonte entsprechend einer 
10-, 15-, 20jährigen oder längeren Ent¬ 
wicklung, 

c) aus den unterschiedlichen Zeiträumen 
innerhalb einer Zeitebene, z. B. 

— Vegetationszeit 
— Sommer- oder Wintermonate 

— beliebige ein- oder mehrmonatige 
Zeitintervalle oder kürzere Zeitabstände 
als ein Monat, 

d) aus den unterschiedlichen Fragestellun¬ 
gen hinsichtlich Herkunft und Eignung 
des Wasserdargebots, z. B. 

— Oberflächenwasser 
— Grundwasser 


— gespeichertes Wasser 
— Mengenbilanzaussagen 
— Gütebilanzaussagen 

— kombinierte Mengen- und Gütefrage¬ 
stellungen. 

Aus der Kombination dieser Anforderungen 
lassen sich über 200 verschiedene Aufgaben 
für die wasserwirtschaftliche Bilanzierung 
ableiten, die mehr oder weniger von der 
wasserwirtschaftlichen Praxis verlangt wer¬ 
den und die jeweils spezifische Bilanz¬ 
bearbeitungen und -auswertungen verlan¬ 
gen. Zunehmend kommen Bilanzmodelle 
unter Anwendung der EDV zum Einsatz. 
Immer mehr entwickelt sich die wasserwirt¬ 
schaftliche Bilanzierung zu einem eigen¬ 
ständigen wasserwirtschaftlichen Spezial¬ 
gebiet. 

Oberster Grundsatz für die wasserwirt¬ 
schaftliche Bilanzierung ist die flußgebiets¬ 
weise Betrachtung. 

Zweckmäßig ist, die Bilanzierung zuneh¬ 
mend mit konzeptioneller wasserwirts6haft- 
licher Tätigkeit zu vereinen. Das bedeutet, 
die Wasserwirtschaftsbilanz nicht nur als 

— Vergleich zwischen dem verfügbaren 
Wasser dargebot und den Anforderungen an 
dieses, sondern darüber hinaus als 

— Vergleich der Anforderungen an das 
Wasserdargebot mit den Möglichkeiten bzw. 
Erfordernissen ihrer Realisierung zu verste¬ 
hen. 

Die zweite Variante schließt einen viel brei¬ 
teren Inhalt ein, weil damit praktisch schon 
der Entwurf einer Lösung gefordert wird, 
auch für die Fälle, in denen die Grenzen 
der Wasserbereitstellung erreicht oder über¬ 
schritten werden. Sie schließt auch Prämis¬ 
sen und Rangfolgen bei der Dargebotsver- 
teilüng ein. 

Ohne den unmittelbaren Zusammenhang 
untereinander außer acht zu lassen, sind 
wesentliche methodische Unterschiede zu 
beachten bei 

— Oberflächenwasserbilanz 

— Grundwasserbilanz 

— Versorgungsbilanz 

— Beschaffenheitsbilanz. 

Dabei wird unter „Oberflächenwasserbi¬ 
lanz“ im allgemeinen eine primär men¬ 
genorientierte Flußgebietsbilanz verstanden, 
in der die Anforderungen an das oberirdi¬ 
sche Dargebot (einschließlich dem oberir¬ 
disch gestauten Wasser) behandelt werden 
und in der darüber hinaus die Wechselbe¬ 
ziehungen zwischen oberirdischem und un¬ 
terirdischem Dargebot sowie deren Inan¬ 
spruchnahme auf der Grundlage der be¬ 
stehenden hydrologischen und hydrauli¬ 
schen Beziehungen einbezogen werden. Sie 


werden vorrangig noch als einfache Längs¬ 
schnittbilanzen unter Verwendung gleich- 
wahrscheinlicher nutzungsbereinigter Durch¬ 
flußwerte an den Bilanzprofilen auf¬ 
gestellt. Die Bilanzaussage für jeden ge¬ 
wünschten Bilanzquerschnitt ergibt sich im 
einfachsten Fall aus der Differenz zwischen 
dem bereinigten Durchflußwert abzüglich 
der Summe aller oberhalb liegender nut¬ 
zungsbedingter Durchflußveränderungen, 
abzüglich/ des Entnahmebedarfs am Bilanz¬ 
querschnitt, abzüglich des beizubehaltenden 
erforderlichen Mindestabflusses (der gleich 
oder größer dem landschaftsnotwendigen 
Kleinstabfluß Ql sein muß) 

Bestimmte Mängel dieser Methodik (z. B. 
das Nichtberüqksichtigen der zeitlichen 
Korrespondenz der Durchflüsse und das 
Nichtberücksichtigen der zeitlichen Aufein¬ 
anderfolge von verschiedenen Abflußereig¬ 
nissen) werden bei der Aufstellung von 
Langfristbewirtschaftungsmodellen ver¬ 
mieden, denen eine Situation des gesamten 
Durchflußprozesses mittels EDV über lange 
Zeiträume (500, 1000 öder mehr Jahre) 
zugrunde gelegt wird. Unter „Grundwasser¬ 
bilanz“ kann man eine gebietliche Gegen¬ 
überstellung von Grundwasserentnahmen 
und Grundwasserdargebot verstehen. Die 
speziellen Bilanzmethoden beruhen auf 
einer Nachbildung der deterministischen 
Zusammenhänge zwischen zeitlichem Ver¬ 
lauf der Grundwasserentnahmen und dem 
Grundwasserströmungsfeld, ausgehend von 
der Grundwasserneubildung des betreffen¬ 
den unterirdischen Speisungsgebietes. Die 
Anwendung dieser Methoden setzt jedoch 
eine detaillierte Erkundung der betreffen¬ 
den Grundwasserleiter und einen hohen Ar- 
beits- und rechentechnischen Aufwand vor¬ 
aus. überschlägige und großräumige Grund¬ 
wasserbilanzen sind auf der Grundlage der 
mittleren Grundwasserneubildung bere¬ 
chenbar. 

Unter „Versorgungsbilanz“ wird eine Ge¬ 
genüberstellung von Wasserbedarf und ver¬ 
fügbaren bzw. benötigten Versorgungskapa¬ 
zitäten (technologisch begründet) verstan¬ 
den. Vorrangig werden solche Versorgungs¬ 
oder Kapazitätsbilanzen für die Trinkwas¬ 
serversorgungsgebiete des VEB WAB erar¬ 
beitet. Die Ergebnisse der Versorgungsbi¬ 
lanz begründen 

a) Untersuchungen über weitere erforderli¬ 
che Rohwasserbereitstellungen (die über die 
Oberflächenwasser- und/oder Grundwasser¬ 
bilanzen unter Beachtung der Wasserbe¬ 
schaffenheit zu prüfen sind) 

b) Kapazitätserweiterungen (Wasserwerke, 
Behälter, Rohrnetz u. a.) beim Versorgungs¬ 
betrieb. 
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Der Begriff „Beschaffenheitsbilanz“ ist im 
Prinzip neu. Zur Zeit sind auch keine all¬ 
gemein geltenden methodischen Regelungen 
bekannt. Im Grunde verstehen wir den Bi¬ 
lanzbegriff hier als Vergleich zwischen Gü¬ 
teanforderungen der Nutzungen und Eig¬ 
nung des Dargebots, wobei über Konzentra¬ 
tionen der direkte Zusammenhang zur 
Durchflußmenge besteht. 

Nach Festlegung von Gewässerbeschaffen¬ 
heitsgrenzwerten, die mengenabhängig und 
aus territorialen und volkswirtschaftlichen 
Anforderungen abzuleiten sind, können aus 
dem Vergleich zur tatsächlich bestehenden 
Gewässerbelastung und unter Beachtung 
der sich im Gewässer selbst abspielenden 
Prozesse 

— Aussagen über noeh zusätzlich mögliche 
Belastungen 

— Aussagen über erforderliche oder ge¬ 
eignete Maßnahmen zur Erhaltung oder 
Verbesserung der Wasserbeschaffenheit 
(z. B. Sanierung oder Niedrigwasseraufhö- 
hung) abgeleitet werden. 

Grundlagen für die Erarbeitung von wasser¬ 
wirtschaftlichen Bilanzen sind vor allem: 

— die aufbereiteten hydrologischen Daten 
aus Messungen und/oder Wasserhaushalts¬ 
berechnungen. 

— die auf der Grundlage von hydrogeolo- 
gischen Erkundungen bestimmten oder 
durch Berechnungen eingeschätzten geo- 
hydrologischen Verhältnisse, 

— die von den Laboratorien der Wasser¬ 
wirtschaft bestimmten und ausgewerteten 
Untersuchungsergebnisse der Wasserbe¬ 
schaffenheit der Gewässer und der Einlei¬ 
tungen in diese, 

— die vor allem von der Staatlichen Gewäs¬ 
seraufsicht (SGA) ermittelten und laufend 
zu aktualisierenden bestehenden Nutzungs¬ 
anforderungen nach Menge und Güte, 

— die aus der territorialen und volkswirt¬ 
schaftlichen Entwicklung abzuleitenden 
künftigen Nutzungsanforderungen. 

Die Bilanzergebnisse und -auswertungen 
sind nach Menge, Beschaffenheit, Ort, Zeit 
und Sicherheit zu definieren. 

Die Verantwortung für die wasserwirt¬ 
schaftliche Bilanzierung . obliegt in allen 
Fällen (auch für Versorgungsbilanzen) den 
WWD. Entsprechend den Bilanzergebnissen 
hat die Staatliche Gewässeraufsicht Bilanz¬ 
entscheidungen sowohl über den Bezug 
von Trinkwasser einschließlich der Substi¬ 
tution von Trinkwasser aus öffentlichen An¬ 
lagen durch Oberflächen- oder Grundwasser 
als auch über die Ableitung von Abwasser 
aus öffentlichen Anlagen und in solche zu 
treffen. Auch Wasserrechtliche Entscheidun¬ 
gen (Vorbescheide oder Nutzungsgenehmi¬ 
gungen) beruhen auf den Ergebnissen der 
wasserwirtschaftlichen Bilanzen. 

Die Beziehungen zwischen dejn bilanzbear¬ 
beitenden Bereich der WWD und der SGA 
bzw. die Umsetzung von Bilanzaussagen in 
Bilanz- bzw. wasserrechtliche Entscheidun¬ 
gen ist möglich über 

a) Bilanzvorgaben durch den bilanzbearbei¬ 
tenden Bereich an die SGA, 

b) Bilanzstellungnahmen des bilanzbearbei¬ 
tenden Bereiches auf Anforderungen der 
SGA. 

Es ist allerdings nicht möglich: und wäre 
wenig sinnvoll, für alle eventuellen wasser- 
rechtlichen Entscheidungen Bilanzvorgaben 
im Sinne von Limiten für noch mögliche 


Entnahmen, Einleitungen für jedes Gewäs¬ 
ser bereitzuhalten. 

Deshalb sollte der bilanzierende Bereich der 
WWD auf Anforderung der SGA spezielle 
Bilanzstellungnahmen zuarbeiten. Die Aus¬ 
sagen der Bilanzstellungnahme stellen letzt-, 
lieh auf den konkreten Fall bezogene Bi¬ 
lanzvorgaben dar. 

Neben dieser primär auf wasserrechtliche 
Vorgänge bezogene Form der Zusammen¬ 
arbeit ist eine weitere Vorgabeform an die 
SGA zu ; beachten. Es handelt sich um An¬ 
forderungen, die sich aus der konzeptionel¬ 
len Tätigkeit und der wasserwirtschaftlichen 
Bilanzierung an die SGA ergeben, z. B. 

— Anforderungen zur Durchsetzung von 
Maßnahmen zur Reinhaltung und Sanie¬ 
rung der Gewässer, 

— Anforderungen zur Überprüfung und 
Durchsetzung der wirtschaftlichen Wasser- 
verwendung, 

— Anforderungen an Instandhaltung oder 
Instandsetzung wasserwirtschaftlicher An¬ 
lagen, die gegenüber Wassernutzern durch¬ 
zusetzen sind. 

Diese „Vorgaben“ sind dann am besten zu 
realisieren, wenn wasserwirtschaftliche Bi¬ 
lanzierung und konzeptionelle wasserwirt¬ 
schaftliche Tätigkeit eng verknüpft wer¬ 
den. 

Unabhängig davon muß den Mitarbeitern 
der SGA ein gewisser Bilanzüberblick — der 
sich sowohl auf die bestehenden Verhält¬ 
nisse als auch auf die weitere Entwicklung 
bezieht — für ihr Einzugsgebiet gegeben 
werden. Darauf können, jedoch keine spe¬ 
ziellen wasserrechtlichen Entscheidungen 
auf gebaut werden. 

Verantwortlich für die wasserwirtschaftliche 
Planung und Bilanzierung in ihrer Gesamt¬ 
heit ist der Minister für Umweltschutz und 
Wasserwirtschaft. /!/ Die Erarbeitung und 
Führung der wasserwirtschaftlichen Bilan¬ 
zen wurde den WWD bzw. den Versor¬ 
gungsträgern (VEB WAB) übertragen. /2/ 
Um den objektiv bestehenden Zusammen¬ 
hängen mit den anderen Zweigen und Be¬ 
reichen der Volkswirtschaft sowie den Terri¬ 
torien gerecht zu werden (diese planen und 
organisieren die wasserwirtschaftlichen 
Maßnahmen in ihrem Verantwortungsbe¬ 
reich — §§ 8 u. 9WG), bedarf es der Ko¬ 
ordinierung der verschiedenen Aufgaben- 
uhd Kompetenzbereiche. Die territoriale 
Koordinierung wird dadurch gesichert, daß 
die von den WWD auszuarbeitende Wasser¬ 
haushaltsbilanz mit den Räten der Bezirke 
abzustimmen ist. /3/ Die damit verbunde¬ 
nen Bilanzen der Wasserversorgung bedür¬ 
fen darüber hinaus der Bestätigung des Ra¬ 
tes der Stadt./4/ Die wassernutzenden Be¬ 
reiche der Volkswirtschaft haben den WWD 
ihren Wasserbedarf bzw. Abwasseranfall be¬ 
kanntzugeben. 

Die nach Bilanzterarbeitung bestätigten Bi¬ 
lanzen sind verbindliche Entscheidungs¬ 
grundlage für die Organe der Wasserwirt¬ 
schaft und des Territoriums und verpflich¬ 
ten die wassernutzenden Bereiche, ihre was¬ 
serwirtschaftlichen Maßnahmen dement¬ 
sprechend vorzubereiten und durchzufüh¬ 
ren. Notwendig ist in diesem Zusammen¬ 
hang eine eindeutige und übersichtliche Re¬ 
gelung der Verantwortung und Befugnisse 
der am Bilanzierungsprozeß beteiligten Or¬ 
gane. Die WWD und die VEB WAB sind 
für die Vorbereitung, Durchführung und 
Abrechnung der wasserwirtschaftlichen Bi¬ 


lanzen verantwortlich. Die Umsetzung der 
Bilanzaussagen in Bilanz- und andere was¬ 
serrechtliche, d. h. staatlich verbindliche, 
Entscheidungen erfolgen durch die Organe 
der SGA. Die gesetzlichen Grundlagen sind 
für die Regelung der Gewässernutzungen 
im Wassergesetz und seinen Folgeregelun¬ 
gen sowie in der VO über die Staatliche Ge¬ 
wässeraufsicht gegeben. /5/ 

Die nach Maßgabe des § 12 WG erteilten 
wasserrechtlichen Nutzungsgenehmigungen 
für die Entnahme von Wasser und die Ein¬ 
leitung von Wasser und Abwasser, ein¬ 
schließlich deren Änderung oder Aufhe¬ 
bung, stellen staatlich-verbindliche Festle¬ 
gungen über die Inanspruchnahme der Na¬ 
turressource Wasser dar. Diese Genehmi¬ 
gungen dienen der Sicherung des Bedarfs 
eines bestimmten Subjektes an Wasser aus 
dem vorhandenen Wasserdargebot, zur Nut¬ 
zung der Wasserfläche oder einer anderen 
Art der Gewässernutzung und enthalten 
häufig zugleich die Entscheidung gegen 
eine andere mögliche Nutzung dieses Natur¬ 
objektes. Durch sie erfolgt die subjektbezo¬ 
gene Zuordnung eines bestimmten Gewäs- 
seynutzungspotentials. Diese Leitungsakte 
der Organe der Staatlichen Gewässerauf¬ 
sicht besitzen demnach Bilanzfunktion, sind 
territoriale Bilanzentscheidungen. Das gilt 
auch für wasserwirtschaftliche Bilanzvor- 
entscheidungen. 

Unzweifelhaft tragen Vorbescheide und 
Nutzungsgenehmigung komplexen Charak¬ 
ter und gehen in ihrem Inhalt über die in 
der sozialistischen Wirtschaft „üblichen“ Bi¬ 
lanzentscheidungen hinaus. Uber die Steue¬ 
rung einer volkswirtschaftlich effektiven 
Verbrauchsstruktur, d. h. hinsichtlich der 
Wasserentnahme und des WassergebrauGhs 
bzw. der Abwassereinleitung durch die ver¬ 
schiedenen Nutzerbereiche, haben sie wei¬ 
tere Funktionen zu erfüllen. 

Vorbescheid und Nutzungsgenehmigung 
sind für die Vorbereitung und Durchfüh¬ 
rung von Investitionen auf dem Gebiet der 
Gewässernutzung von maßgeblicher Bedeu¬ 
tung. Sie bringen die staatliche Zustimmung 
zum Ausdruck, daß gegen den beabsichtig¬ 
ten Standort der Gewässernutzung aus was¬ 
serwirtschaftlicher und landeskultureller 
Sicht keine Bedenken bestehen und die er¬ 
forderlichen Maßnahmen entsprechend die¬ 
sen Entscheidungen durchgeführt werden 
können. Der wasserwirtschaftliche Vorbe¬ 
scheid beinhaltet die volkswirtschaftlich 
günstigste Variante für die Nutzung des 
Wasserdargebots. Er enthält verbindliche 
Festlegungen für die Projektierung der An¬ 
lagen sowie wesentliche Parameter für die 
spätere Nutzung unter Berücksichtigung der 
gesamtgesellschaftlichen Bedürfnisse an die 
Gewässer. Zur inhaltlichen Ausgestaltung 
schreibt § 14 der 1. DVO zum WG u. a. 
vor, Festlegungen über die höchstzulässigen 
Entnahme-, Einleitungs- und Verlustmengeti 
sowie Grenzwerte der Abwasserbeschaffen¬ 
heit zu treffen. Die im Vorbescheid enthal¬ 
tenen Festlegungen werden in der Nut¬ 
zungsgenehmigung präzisiert. Die wasser- 
rechtliche Genehmigung begründet oder ge¬ 
staltet Gewässernutzungsrechte. Sie gewähr¬ 
leisten einerseits eine rationelle und plan¬ 
mäßige Inanspruchnahme der Gewässer, 
zum anderen aber auch eine ordnungsge¬ 
mäße Wirtschaftstätigkeit der Betriebe und 
Einrichtungen. Zugleich werden die Nut¬ 
zungsbedingungen — zumeist in Form von 
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Auflagen und Bedingungen, Grenzwertfest¬ 
legungen — ausgestaltet. Diese erstrecken 
sich im wesentlichen auf den Schutz der Ge¬ 
wässer vor schädlichen Einwirkungen, die 
Sicherung der Instandhaltung der Gewässer 
und wasserwirtschaftlichen Anlagen, die 
wirtschaftliche Wasserverwendung u. a. m. 
Durch wasser rechtliche Entscheidungen 
wird die notwendige Mehrfachnutzung der 
Gewässer entsprechend den gesamtgesell¬ 
schaftlichen Erfordernissen gewährleistet, 
wird die territoriale Einordnung der bean¬ 
tragten Nutzung endgültig vollzogen. Sie 
bildet zugleich eine der gesetzlichen Voraus¬ 
setzungen für die Errichtung der Nutzungs¬ 
anlagen. 

Der Inhalt dieser Leitungsentscheidungen 
hat wesentlichen Einfluß auf die Investi¬ 
tionsvorbereitung und -durchführung. In¬ 
sofern ist die Forderung von Gläss u. a. in 
dem erwähnten Beitrag zur Neuregelung 
des wasserrechtlichen Genehmigungsverfah¬ 
rens nachhaltig zu unterstreichen. Im Inter¬ 
esse einer besseren leitungsmäßigen Beherr¬ 
schung des Prozesses der Grundfondsre¬ 
produktion sollten künftige Regelungen den 
Investitionsauftraggeber dazu verpflichten, 
die für die planmäßige Vorbereitung und 
Durchführung der Investition notwendigen 
wasserrechtlichen Entscheidungen im Sta¬ 
dium der Ausarbeitung der Aufgabenstel¬ 
lung zu beantragen. 

Die Leitungsakte der SGA sind zeitlich so 
einzuordnen, daß der Vorbescheid oder die 
Nutzungsgenehmigung bzw. die Entschei¬ 
dung über den Anschluß an öffentliche An¬ 
lagen zur Bestätigung der Aufgabenstellung, 
spätestens jedoch zur Bestätigung der 
Grundsatzentscheidung vorliegen. /6/ 

Völlig absurd w^re es jedoch, wenn jeder 
nach § 12 WG zu erteilenden Genehmigung 
eine „Bilanzentscheidung“ hinsichtlich der 
Inanspruchnahme einer Wassermenge aus 
der Naturressource vorausgehen müßte. Da¬ 
für ist weder eine gesetzliche Grundlage 
vorhanden, noch wäre der Verwaltungsauf¬ 
wand berechtigt odefr eine verbesserte Rege¬ 
lung der Gewässernutzungen zu erzielen. 

Es sei hier jedoch ausdrücklich festgestellt: 
Der wasserrechtliche Vorbescheid berechtigt 
nicht zur Ausübung einer Gewässernut¬ 
zung ! Hinsichtlich seiner Rechtswirkung 
trägt er den Charakter einer vorläufigen 
Verfügung. Dieser Rechtsakt stützt sich auf 
die zu einem bestimmten Zeitpunkt bekann¬ 
ten bzw. voraussehbaren Umstände und 
Tatsachen (so z. B. im Prozeß der Investi¬ 
tionsvorbereitung). Die sich im weiteren 
Planungsprozeß ergebenden Veränderungen 
werden durch eine spätere (definitive) Lei¬ 
tungsentscheidung (Nutzungsgepehmigung) 
fixiert. Der Vorbescheid^ ist eine Einzelent¬ 
scheidung mit Abänderungsvorbehalt, d. h., 
der Adressat muß mit einer evtl. Änderung 
des Inhaltes rechnen. Aus der begründet 
vom Vorbescheid abweichenden Nutzungs¬ 
genehmigung kann er auch keine Ansprü¬ 
che ableiten. 

Die Ausübung einer Gewässernutzung nur 
auf Grundlage des erteilten Vorbescheides 
ist demzufolge ein Verstoß gegen die Geneh¬ 
migungsregelung, eine ungenehmigte Ge- 
wässerhutzung. Diese Rechtsverletzungen 
sind strikt zu ahnden. So ist für die nicht 
genehmigte Entnahme von Wasser bzw. die 
Einleitung von Abwasser der Zuschlag zum 
Wassernutzungsentgelt oder Abwassergeld 
als Sanktion zu erheben. Hl Darüber hin¬ 


aus ist die Anwendung von Ordnungsstraf¬ 
maßnahmen nach § 45 WG zu prüfen. Die 
Entscheidung über eine Gewässernutzung 
oder den Anschluß an die öffentlichen An¬ 
lagen zur Wasserversorgung und Abwasser¬ 
behandlung trifft die zuständige SGA. So ist 
beispielsweise bei Erteilung der wasser- 
rechtlichen Nutzungsgenehmigung zu prü¬ 
fen, ob die Möglichkeit gemeinsamer Inve¬ 
stitionen besteht (§ 18, Abs. 3 der 1. DVO 
zum WG). Diese Leitungsakte der SGA wer¬ 
den als Bilanzentscheidungen bezeichnet. 
Derartige Bilanzentscheidungen können so¬ 
wohl bei bestehenden Anschlüssen als auch 
bei Anträgen auf Neuanschluß oder Erwei¬ 
terung der Anschlüsse an bzw. in die öffent¬ 
lichen Wasserversorgungs- bzw. Abwasser¬ 
anlagen notwendig und erteilt werden. Be¬ 
stimmender Inhalt dieser Entscheidung ist 
die^ Trinkwassermenge oder die Einleitungs¬ 
menge von Abwasser aus bzw. in die öffent¬ 
lichen Anlagen. 

Rechtsfolgen für die Versorgungs- und Be¬ 
darfsträger sind u. 

a) Sie sind verpflichtet, ihre Vertrags recht¬ 
lichen Beziehungen durch Abschluß, Ände¬ 
rung oder Aufhebung zu gestalten. Auf der 
Grundlage dieser Bilanzentscheidungen 
werden Wirtschaftsrechtsverhältnisse be¬ 
gründet, gestaltet oder beendet. 

b) Die betreffenden Betriebe und Einrich¬ 
tungen sind verpflichtet, die notwendigen 
Maßnahmen rechtzeitig zu planen und ter¬ 
mingemäß zu realisieren. Für die SGA be¬ 
deutet dies, das Inkrafttreten dieser Ent¬ 
scheidungen terminlich zu fixieren und 
dabei die Prinzipien der Leitung und Pla¬ 
nung des Prozesses der Grundfondsrepro¬ 
duktion zu beachten. 

Im Unterschied zur Wasserrechtlichen Nut¬ 
zungsgenehmigung, die sich, abgesehen von 
Mitbenutzungsrechten nach § 27 WG, stets 
nur an einen Adressaten richtet und ein Ge¬ 
wässernutzungsrechtsverhältnis begründet, 
bezieht sich die Bilanzentscheidung stets 
auf zwei Adressaten, nämlich den Versor¬ 
gungs- und Bedarfsträger. 

Hinzuweisen ist auf eine Reihe offener Fra¬ 
gen, die sich im Zusammenhang mit der Be¬ 
fugnis der SGA, Bilanzentscheidungen zu 
treffen, ergeben. Ungeklärt ist z. B., ob jeder 
Antrag zum Anschluß an öffentliche Was- V 
serversorgungs- und Abwasserbehandlungs¬ 
anlagen eines Betriebes oder einer Einrich¬ 
tung einer Bilanzentscheidung bedarf oder 
ob das nur auf die sogenannten Hauptnut¬ 
zer oder Bedarfsträger gern. § 6 Abs. 2 und 
§ 5 Abs. 1 der Wasserversorgungsbedingun¬ 
gen bzw. § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 2 der Ab¬ 
wassereinleitungsbedingungen beschränkt 
ist. Offen bleibt auch, unter welchen Vor¬ 
aussetzungen eine Bilanzänderung, d. h. 
eine von bestehenden Wirtschaftsverträgen 
oder Nutzungsrechten abweichende Bilanz¬ 
entscheidung, möglich ist. Hierzu bedarf 
es einer ergänzenden normativen Rege¬ 
lung. 

Zu normieren sind gleichfalls exakte Ver¬ 
antwortlichkeitsmaßnahmen bei Plan- oder 
Bilanzpflichtverletzungen. Derartige Rege¬ 
lungen fehlen in der VO über die Staatliche 
Gewässeraufsicht. 


zuständig für die Entscheidung von Streit¬ 
fällen bei der Gestaltung und Erfüllung des 
Wasserlieferungs- oder Abwassereinleitungs¬ 
vertrages. /8/ Antragsteller ist dann jedoch 
nicht die SGA, sondern der jeweilige Ver¬ 
sorgungs- oder Bedarfsträger, zwischen de¬ 
nen Wirtschaftsverträge begründet, geän¬ 
dert oder aufgehoben werden müssen. 

Den Entscheidungen des Staatlichen Ver¬ 
tragsgerichts sind die Bilanzentscheidungen 
zugrunde zu legen. Das gilt auch für die 
Leitungsakte der SGA. /9/ 

In extremen Trockenzeiten und anormalen 
Situationen wird folgendermaßen verfah¬ 
ren : Nach § 23 Abs. 4 der Wasserversor¬ 
gungsbedingungen haben die örtlichen Räte 
die Befugnis, auf Antrag der Versorgungs¬ 
träger Einschränkungen des Wasserver¬ 
brauchs bzw. Maßnahmen zur zusätzlichen 
Wasserbereitstellung durch Versorgungsan¬ 
träge zu bestätigen. Nach Bestätigung dieser 
Maßnahmen durch den Örtlichen Rat treten 
die vertraglich vereinbarten Mengen außer 
Kraft. Eine derartige Befugnis ist für die 
SGA aus dem geltenden Recht nicht abzu¬ 
leiten. 

Jedoch besteht auch in diesen Fällen eine 
Mitwirkungspflicht der Staatlichen Gewäs¬ 
seraufsicht. 
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Die Bodenkontamination durch Pflanzenschutzmittel 
und mögliche Gefahren für ihr Eindringen 
in das Grundwasser 
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Beitrag aus der Akademie der Landwirtschaftswissenschaften der DDR, Institut für Pflanzenschutzforschung 


Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
(PSM) soll in der DDR von gegenwärtig 
rund 318 Mill. Mark auf 428 Mill. Mark im 
Jahre 1980 steigen. Die Pflanzenschutzmit¬ 
tel können dabei sowohl gezielt auf den Bo¬ 
den appliziert werden (z. B. Vorauf laufbe- 
handlung mit Herbiziden), als auch bei der 
Behandlung der Kulturen (z. B. durch Ab- 
tropferi) ungewollt den Boden kontaminie¬ 
ren. Die Initialrückstände werden durch 
physikalische (Verdampfung, Adsorption, 
Diffusion, Ein Waschung), biologische (mi¬ 
krobieller Abbau, Pflanzenaufnahme) und 
chemische Prozesse (Oxydation, Reduktion, 
Hydrolyse, Photolyse) vermindert. Auf den 
Gesamtprozeß, der als Rückstandsdynamik 
zu bezeichnen ist, wirken darüber hinaus 
die Persistenz des Wirkstoffes und die Bo¬ 
denart ein. Gleichzeitig wird zur Stabilisie¬ 
rung der Pflanzenproduktion bei einer 
Reihe von Kulturen die Bewässerungsfläche 
um etwa 500 000 ha erhöht werden, davon 
etwa 300 000 ha Beregnungsfläche. Vorran¬ 
gig werden Gemüse, Obst, Frühkartoffeln, 
Zuckerrüben und Futterkulturen bewässert 
und beregnet. Bei den Obst- und Gemü¬ 
sekulturen sind aber auch pflanzenschutzin¬ 
tensive Kulturen in die regelmäßige Bereg¬ 
nung eingeschlossen. Aus der Sicht des Um¬ 
weltschutzes ergeben sich zwei Fragen: 

1. Kommt es unter den Bedingungen eines 
hohen Einsatzes von Pflanzenschutzmit¬ 
teln und von Befegnungsmaßnahmen zu 
einer Kontamination des Grundwassers? 

2. Wie verhalten sich die Pflanzenschutz¬ 
mittel in meliorierten Böden und wie 
hoch ist ihr Anteil im Drainagewasser? 

Diesen Problemen ist in der DDR noch eine 
dritte Frage hinzuzufügen,, die sich aus der 
Herausgliederung der Pflanzenschutzarbei¬ 
ten aus dem unmittelbaren landwirtschaft¬ 
lichen Produktionsprozeß und ihrer Organi¬ 
sation in den Agrochemischen Zentren 
(ACZ) ergibt. In der DDR bestehen 
258 ACZ, die mehr als 80 Prozent aller 
Pflanzenschutzarbeiten durchführen. Jähr¬ 
lich fallen je ACZ bis zu 400 m 3 PSM- 
kontaminierte Abwässer von den Reini¬ 
gungsarbeiten der Pflanzenschutzmaschinen 
und Agrarflugzeuge an. Sie werden derzeitig 
direkt in den Boden abgeleitet, woraus sich 
die Frage ergibt: 

3. Wie hoch ist die Belastbarkeit .des Bo¬ 
dens, ohne daß es zu einer Kontamina¬ 
tion des Grundwassers kommt? 

Die Klärung dieser Probleme ist von großer 
Bedeutung, zumal auch der hohe Düngemit¬ 
teleinsatz und die Gülleverwertung zu einer 
Belastung des Bodens führen. Man muß bei 
allen Betrachtungen davon ausgehen, daß 
die nutzbaren Grundwasserlagerstätten viel¬ 
fach die letzte Reserve menschlich unbeein¬ 


flußter Wasservorräte für die Trinkwasser¬ 
versorgung darstellen, deren Schutz von 
größter Bedeutung ist. 

Erkenntnis stand zur 
Grundwasserkontamination durch 
Pflanzenschutzmittel 

Die Arbeiten von /1—3/ und anderen Auto¬ 
ren führen zu der Feststellung, daß die Mi¬ 
gration von PSM in das Grundwasser im 
wesentlichen auf extreme Bedingungen zu 
beschränken ist. Diese Auffassung wird 
durch die beschriebenen Grundwasserkon¬ 
taminationen mit 2,4-D, DNOC, Chlorat, Di- 
methoat und einigen wenigen anderen 
Wirkstoffen bestätigt. 

Andererseits konnten im Trinkwasser aus 
oberflächennahen Grundwasservorkommen 
auch PSM festgestellt werden, bis zu 
250 (xg/1 DDT in Uferfiltraten/4/ und bis 
zu 300 (jtg/1 DDT in abgedeckten, arte¬ 
sischen Grundwasserleitern hzw. bis zu 
500 [Lg/1 DDT in flachen Grundwasserlei¬ 
tern. /5/ 

Schließlich wird auf weitere Möglichkeiten 
einer Grundwasserkontamination nach An¬ 
wendung der üblichen Aufwandmengen 
hingewiesen, die mit Beispielen belegt wer¬ 
den und sich aus den unterschiedlichen hy- 
drogeologischen Lagerungsbedingungen des 
Grundwassers ergeben. 

Die hydrogeologischen Verhältnisse lassen 
sich in der DDR für den oberflächennahen 
Bereich in Lagerstätten im Locker- und im 
Festgesteinsbereich charakterisieren. 

Bild 1 Einwasdmng von Dimethoat und Chlormequat 


Für diese Lagerstätten ist der potentielle 
Kontaminationsvorgang in der Regel an die 
Prozesse der Grundwasserernährung ge¬ 
knüpft. Die Wasserkontaminanten vermö¬ 
gen auf Grund ihrer Eigenbeweglichkeit 
selbständig in das Grundwasser einzudrin¬ 
gen. Hierbei ist das versickernde Nieder¬ 
schlagswasser Lösungsmittel und Transport¬ 
medium zugleich. Trotz dieser Gefährdung 
bestehen im Einsicher-, Sieker-“ und Grund¬ 
wasserbereich Bedingungen, die eine Viel¬ 
zahl von Reinigungsvorgängen auslösen. So¬ 
mit sind alle Böden bis zu bestimmten Be¬ 
lastungsgrenzen in der Lage, Umweltein¬ 
flüsse gegenüber dem Grundwasser abzu¬ 
puffern. Dabei kommt dem Gehalt der Bö¬ 
den an Humus und Tonmineralien eine 
große Bedeutung zu, da sie das Sorptions¬ 
vermögen und damit das Reinigungsvermö¬ 
gen sehr wesentlich bestimmen. Allgemein 
gelten Humus- und Tongehalte von jeweils 
^ 10 Prozent als schützend für darunter la¬ 
gernde Grundwasserleiter. Bei Humusgehal¬ 
ten von mehr als 10 Prozent gehen die orga¬ 
nischen Substanzen mit den Tonkolloiden 
feste Bindungen ein. Diese Ton-Humus- 
Komplexe besitzen ein hohes Adsorptions¬ 
vermögen für Pflanzenschutzmittel. 

Insgesamt kann man folgende Faktoren als 
entscheidend für das Einwaschen der 
Pflanzenschutzmittel vom Boden in das 
Grundwasser ansehen: 

— chemisch-physikalische Eigenschaften des 

Präparates 

dazu zählen u. a. seine Wasserlöslichkeit, 
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Persistenz in Boden und Wasser, Polari¬ 
tät, Molekülgröße sowie die Art der For¬ 
mulierung 

— landwirtschaftliche und Pflanzenschutz¬ 
faktoren 

dazu gehören vor allem die Aufwand¬ 
menge, das Applikationsverfahren, die 
Bodenbearbeitung und Bewässerungs¬ 
maßnahmen 

— meteorologische Faktoren 

hier sind die Niederschlagsmenge und 
ihre Intensität zu nennen 

— Mikromorphologie des Bodens 

dazu zählen Bodenstruktur und Textur, 
Porenvolumen, Anteil an organischer 
Substanz sowie mineralische Kolloide 

— hydrogeologische Faktoren 
Mächtigkeit und Aufbau der Deckschicht 
über dem Grundwasserleiter. 

Aus diesen Faktoren lassen sich die Präpa¬ 
rate und Bedingungen ableiten, die eine po¬ 
tentielle Gefahr für das Grundwasser dar¬ 
stellen. Wie auch die Untersuchungen mit 
radioaktiven Isotopen zur Feststellung des 
allgemeinen Geschütztheitsgrades ergaben, 
ist für die Grundwasserlagerstätten des 
oberflächennahen Bereiches kein absoluter 
Schutz vor einer Kontamination zu erwar¬ 
ten. Das zieht die Forderung nach sich, die 
Anwendung von PSM auf der Grundlage 
der geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
ordnungsgemäß zu organisieren und fach¬ 
gerecht durchzuführen. Wie eine Analyse 
zeigt, ist die überwiegende Mehrzahl der 
Grundwasserschadfälle auf subjektive Män¬ 
gel, d. h. auf unsachgemäßen Umgang mit 
PSM, zurückzuführen. Dabei bezieht sich 
der Begriff „Umgang“ sowohl auf die Lage¬ 
rung und Anwendung als auch auf die Be¬ 
seitigung von Verpackungsmaterial und un¬ 
brauchbar gewordenen Präparaten. 
Schwerpunkte sind dabei: 

— unsachgemäße Beseitigung von Wasch¬ 
wässern und Brüheresten sowie Verpak- 
kungsmaterial und unbrauchbar gewor¬ 
denen Beständen 

— unsachgemäße Lagerung 

— unsachgemäße Anwendung innerhalb 
der Schutzzonen und 

— Uberdosierungen hinsichtlich der Prä¬ 
parate- oder Brüheaufwandmengen. 

Anforderungen an Pflanzenschutzmittel für 
ihre Zulassung 

Für die staatliche Zulassung eines PSM ist 
die Zahl der vorzulegenden Unterlagen über 
seine toxikologischen Eigenschaften sowie 
sein Verhalten in der Umwelt in den letzten 
Jahren ständig gestiegen. Das betrifft alle 
Länder, die die Anwendung neuer PSM nur 
nach ihrer vorherigen Zulassung, Anerken¬ 
nung und Registrierung gestatten. 

In /6/ werden am Beispiel des Insektizides 
Dioxacarb die für das Verhalten eines PSM 
in der Umwelt erforderlichen Untersuchun¬ 
gen, deren Ergebnisse für die Registrierung 
vorzulegen sind, charakterisiert und in fol¬ 
gende Teile untergliedert: 

— Voruntersuchungen 

Ermittlung von Halbwertzeiten, Metabo¬ 
liten und Hauptphotolyseprodukten 

— biochemische Untersuchungen 
Versuche zum Abbau und Metabolismus 
an Pflanzen und im Boden mit markier¬ 
ten Wirkstoffen neben Tierversuchen 

—* Spezialuntersuchungen 

Versuche zur Bodenadsorption und Aus¬ 
waschung aus Bodensäulen mit verschie- 
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Bild 2 Schematische Darstellung der Versuchsanlage zur Simulation einer unsachgemäßen Abwasser¬ 
beseitigung im Schnitt und in Draufsicht 


denen Bodenarten sowie Ermittlung 
einer möglichen Grundwasserkontamina- 
tion 

— Praxisuntersuchungen 

Ermittlung der Rückstände in den Pflan¬ 
zen und Umweltobjekten nach einer oder 
mehreren Anwendungen unter Praxis¬ 
bedingungen. 

Die Erarbeitung von Normativen für PSM 
im Boden wird in der Sowjetunion ange¬ 
strebt, wobei seit 1973 bereits Grenzwerte 
für die Wirkstoffe DDT, Lindan, HCH (je 
1,0 mg/kg), Polychlorcamphen, Polychlor- 
pinen und Carbaryl (je 0,5 mg/kg) bestehen. 
Derartige Werte dienen gleichfalls dem 
Schutz des Grundwassers vor einer Kon¬ 
tamination. /7, 8/ Für die Festlegung derar¬ 
tiger Normative werden u. a. Untersu¬ 
chungsergebnisse zu folgenden Eigenschaf¬ 
ten gefordert: 

— Persistenz im Boden und Migration in 
tiefere Bodenschichten 

— Migration der Substanz in das Boden¬ 
wasser und darüber hinaus in das 
Grundwasser 

— Einfluß auf die organoleptischen Eigen¬ 
schaften des Wassers. 

Für die DDR und die VR Polen wurden in 
den Jahren von 1973 bis 1978 die hygie¬ 
nisch-toxikologischen Anforderungen und 
Untersuchungsmethoden für eine vorläufige 
und langfristige Zulassung von PSM erar¬ 
beitet. Danach werden Untersuchungen zur 
Ermittlung 

— der Halbwertzeit und Penetration des 
Wirkstoffes in zwei Bodenarten unter¬ 
schiedlicher Sorptionsfähigkeit (Modell¬ 
versuch) , 

— der Rückstandsdynamik im Boden von 
gezielt auf oder in den Boden einge- 


brachten Präparaten unter Praxisbedin¬ 
gungen sowie 

— der Persistenz des Präparates im Wasser, 
d. h. Hydrolyse, Photolyse und mikro¬ 
bieller Abbau, 

gefordert, wobei die Ergebnisse der Modell¬ 
versuche bereits für eine vorläufige Zulas¬ 
sung (bis drei Jahre) vorzulegen sind. /9/ 
Spezielle Untersuchungen zur Grundwasser- 
kontamination werden nicht verlangt, da sie 
weit über den Rahmen der bisher geforder¬ 
ten Routineteste hinausgehen. Aber die als 
Modellversuche gekennzeichneten Untersu¬ 
chungen weisen auf potentielle Kontamina¬ 
tionen des Grundwassers hin, wenn im Sik- 
kerwasser der Bodensäulen Rückstände des 
Wirkstoffes gefunden werden. 

Methoden zur Ermittlung des Eindringens 
Von PSM in das Grundwasser 

In den verschiedenen Ländern gelten sehr 
unterschiedliche Forderungen an vorzule¬ 
gende Unterlagen zur Penetration von 
PSM in tiefere Bodenschichten und in das 
Grundwasser. Daraus ist zu schlußfolgern, 
daß noch die geeigneten und von allen Part¬ 
nern anerkannten Methoden fehlen, so wie 
wir sie vom Gebiet der Experimentellen To¬ 
xikologie her kennen (90-Tage-Test, 
LDgQ-Test, usw.). Das verwundert nicht 
allzu sehr, da erst im letzten Jahrzehnt die 
Möglichkeit des sicheren Nachweises von 
Rückständen im jig/kg-Bereich und darun¬ 
ter geschaffen wurden. Dieser Bereich, der 
den Forschungskollektiven um /l/ noch ver¬ 
schlossen war, ist aber der für das Grund¬ 
wasser entscheidende Kontaminationsbe¬ 
reich. 

Aus dieser Sicht sind die vor 1970 gegebe¬ 
nen Einschätzungen, daß es bei normalen 
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Aufwandmengen und fachgerechter Anwen¬ 
dung der PSM zu keiner Grundwasserkon¬ 
tamination kommt, keine Fehleinschätzun¬ 
gen. Vielmehr bieten die neuen, hochemp¬ 
findlichen Anälysenmethoden die Möglich¬ 
keit neuer Untersuchungen, für die geeig¬ 
nete Methoden zu erarbeiten und im inter¬ 
nationalen Maßstab anzugleichen sind. In 
dieser Hinsicht können die sozialistischen 
Staaten Schrittmacherdienste leisten, da in 
unseren Ländern die Lösung dieser Pro¬ 
bleme ein Gesamtanliegen der Gesellschaft 
ist. 

Im folgenden soll auf die wichtigsten, in der 
DDR verwendeten Untersuchungsformen 
und ausgewählten Ergebnisse eingegangen 
werden. Für die Durchführung von Versu¬ 
chen zur Penetration eines Wirkstoffes in 
den Boden und zu seiner Einwaschbarkeit 
in das Grundwasser haben sich Bodensäu¬ 
len unterschiedlicher Dimensionen bewährt. 
Am häufigsten werden Säulen mit einer 
Höhe von 15 bis 30 cm und einqm Durch¬ 
messer von 4 bis 8 cm verwendet. 

Die Methode mit den Bodensäulen hat fol¬ 
gende Vorteile: 

— Sie ist sehr rationell aufgebaut und kann 
ohne großen Aufwand in jedem Labora¬ 
torium eingesetzt werden. 

— Die Verhältnisse in der Pflugschicht, die 
keinen „natürlichen Aufbau“ hat, können 
gut simuliert werden. 

— Die Höhe von 30 cm entspricht der Mut-, 
terbodenschicht von vielen oberflächen¬ 
nahen, nicht abgedeckten Grundwasser¬ 
leitern, besonders der Urstromtäler. 

Die Methode besitzt aber auch Nachteile, 
von denen besonders zu nennen sind: 

— Das mögliche Durchlaufen am Rand, da 
der minimal geforderte Durchmesser nur 
50 mm beträgt. 

— Die Verwendung nicht natürlich gewach¬ 
sener .Bodensäulen gestattet keine voll¬ 
ständige Übertragung auf die natürlichen 
Verhältnisse. 

— Säulen mit diesen Dimensionen sind für 
die Lösung der anfangs aufgeworfenen 
Probleme zur gefahrloseil Beseitigung 
von PSM-Abwässern über' den Boden 
nicht geeignet. Hierfür sind in Anbe¬ 
tracht der großen Abwassermengen an¬ 
dere Dimensionen für die einzusetzenden 
Bodensäulen erforderlich. 

Größere Bodensäulen mit einer effektiven 
Bodenhöhe von 50 cm und einem Durch¬ 
messer von 10 cm führen dabei zu einigen 
Vorteilen, die für die Forschung außeror¬ 
dentlich wertvoll sind: 

— Die Gefahr des Durchlaufens am Rand 
wird verringert. Es lassen sich größere 
Wirkstoffmengen untersuchen. 

— Die effektive Höhe von 50 cm geht weit 
über die Pflugschicht hinaus und vermit¬ 
telt vertiefte Erkenntnisse über das 
Rückhaltevermögen eines Bodens. 

— Diese Höhe entspricht annähernd der 

Tafel 1 

Rückstände des Wirkstoffes 
Dichlorprop im Grundwasser (^g/1) 


Bohrung 

1 

2 m 

5 

4 m 

6 

6 m 

7 

8 m 

8 

10 m 

Tag 1 

7,0 

5,3 

— 

— 

— 

2 

9,3 

10,7 

9,0 

— 

— 

3 

5,0 

8,9 

2,5 

2,4 

— 

4 

10,5 

28,2 

1,9 

1,6 

1,2 

5 

3,3 

2,5 

1,6 

1,4 

— 

6 

2,0 

2,3 

1,2 

1,0 

— 

7 

1,9 

2,1 

1,1 

— 

— 


minimalen Tiefe von Drainagerohren in 
meliorierten Flächen und läßt esste Ant¬ 
worten auf die anfangs erwähnte zweite 
Frage zu. 

Als Nachteil gelten auch hierbei, daß 

— die Untersuchungen nicht an natürlich 
gewachsenen Bodensäulen durchgeführt 
werden und 

— die Ergebnisse einer Bestätigung durch 
entsprechende Praxisversuche bedürfen. 

Die Aussagefähigkeit derartiger Bodensäu- 
len-Versuche soll an einigen Beispielen dar¬ 
gestellt werden, die im Rahmen der For¬ 
schungsarbeiten zur PSM-^wasserbeseiti- 
gung durchgeführt wurden. Im Bild 1 ist 
die Auswaschbarkeit von Dimethoat und 
Chlormequat wiedergegeben. Während Di¬ 
methoat schnell wieder ausgewaschen wird, 
tritt Chlormequat erst später im Eluat auf 
und wird bedeutend langsamer vom Boden 
abgegeben. Aus diesen Versuchen wurde 
eine Bodenbelastbarkeit ' von < 0,37 g/m 2 
für Dimethoat und von < 25,5 g/m 2 für 
Chlormequat errechnet, wenn man als 
Grenzwerte für das Wasser 0,004 bzw. 
0,02 mg/1 annimmt. Damit ist gleichzeitig 
noch ein weiteres Ziel für die Versuche mit 
großen Bodensäulen genannt. Diese im Mo¬ 
dellversuch ermittelten Werte dienen dem 
Vergleich zwischen den verschiedenen 
Wirkstoffen und den entsprechenden Ver¬ 
suchen in der Praxis. Sie sind als vorläufige 
Richtwerte für die gefahrlose Beseitigung 
von PSM-Abwässern in den Boden anzuse¬ 
hen. 

Praxisversuche 

Die Versuche zur Ermittlung der Einwasch¬ 
barkeit eines Wirkstoffes in das Grundwas¬ 
ser unter Praxisbedingungen sind sehr zeit- 
und kostenaufwendig. Sie bieten aber die 
einzige Möglichkeit, die Wirksamkeit aller 
hydrologischen Faktoren zu erfassen und 
einzuschätzen. 

Da es bisher für diese Versuche keine Me¬ 
thodik gab, wurde in der DDR ein ent¬ 
sprechendes Verfahren entwickelt. /10/ Die 
hydrogeologischen Verhältnisse des für die 
Vers ickerurigs versuche ausgewählten Gebie¬ 
tes entsprechen dem Lagerstätten typ unab- 
gedeckter sedimentärer Lockergesteinsberei¬ 
che. Da es sich hierbei in der Regel um die 
ungeschützteste Grundwasserlagerung han¬ 
delt, können alle unter den gewählten Ver¬ 
suchsbedingungen nicht ins Grundwasser 
gelangenden PSM als Grundwasserschad- 
stoffe prinzipiell ausgeschlossen werden. 
Die Versuchsfläche wurde so angelegt, daß 
neben der Feststellung der Einwaschungs¬ 
rate auch die räumliche und zeitliche Aus¬ 
breitung des beeinträchtigten Grundwasser 
zu beachten ist. 

Im Bild 2 ist der Aufbau einer solchen Ver¬ 
suchsfläche dargestellt. Die überwiegende 
Anzahl der Bohrungen wurde in Grundwas¬ 
serfließrichtung angelegt, um die Ausbrei¬ 
tung der Wirkstoffe im Grundwasser verfol¬ 
gen zu können. 

Als Beispiel für eine unsachgemäße Abwas¬ 
serbeseitigung zeigt Tafel 1 den Kontamina¬ 
tionsverlauf von Grundwasser mit Dichlor¬ 
prop nach Ablassen von 900 1 einer SYS-67- 
Prop-Brühe auf den Boden. Zur Simulie¬ 
rung eines Starkregens wurden am vierten 
Tag nach Versuchsbeginn 2001 Wasser 
nachgewaschen, um eine Aussage über das 
Verhalten der Wirkstoffe unter extremen 
Witterungsbedingungen zu erhalten. Dar¬ 


über hinaus sind zur Erfassung der Kon¬ 
tamination von Drainagewasser nur Praxis¬ 
versuche geeignet. 

In der gegebenen Übersicht zur Grundwas¬ 
serkontamination wurde versucht, einige 
Schwerpunkte für die weiteren Forschungs¬ 
arbeiten ,zu nennen. Sie verdeutlichen den 
Nachholbedarf auf diesem Gebiet, der u. a. 
aus der progressiven Entwicklung der 
Rückstandsanalytik resultiert. Frühere, mit 
nicht so empfindlichen Bestimmungsmetho¬ 
den durchgeführte Untersuchungen werden 
in Frage gestellt und müssen mit den jetzt 
gebräuchlichen Analysenverfahren, die den 
Nachweis im pg/kg- bzw. sogar im ng/kg-Be- 
reich gestatten, wiederholt werden. 

Die Steigerung der Nachweisempfindlich¬ 
keit wirft aber auch die Frage nach der Re¬ 
levanz derartiger Analysenergebnisse für 
ihre hygienisch-toxikologische Bewertung 
auf. So muß man zu der Schlußfolgerung 
gelangen, daß eine solche Bewertung des 
Grundwassers nur mit Hilfe von Normati¬ 
ven für das Trinkwasser möglich ist. So¬ 
lange es keine reellen, staatlich fixierten 
Höchstwerte für die in der DDR eingesetz¬ 
ten Wirkstoffe im Trink- bzw. Grundwasser 
gibt, ist eine Einschätzung der erzielten Un¬ 
tersuchungsergebnisse mit daraus abzulei¬ 
tenden eindeutigen Maßnahmen für die 
Praxis nicht möglich. Daneben ist die Er¬ 
arbeitung rationeller und aussagekräftiger 
Untersuchungsmethoden erforderlich, die 
eine exakte Einschätzung eines Wirkstoffes 
als Grundwasserkontaminant ermöglichen. 
Sie sind möglichst zu vereinheitlichen bzw. 
zu standardisieren. 
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Beseitigung und Inaktivierung PSM-haltiger Abwässer 
der Agrochemischen Zentren 
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Beitrag aus der Akademie der Landwirtschaftswissenschaften der DDR und dem Institut für Pflanzenschutzforschung Kleinmachnow 


Für eine kontinuierliche Steigerung und 
Stabilisierung der Erträge in der, Pflanzen¬ 
produktion hat der Pflanzenschutz u. a. mit 
dem zielgerichteten Einsatz von Pflanzen¬ 
schutzmitteln (PSM) und Mitteln zur Steue¬ 
rung biologischer Prozesse (MBP) einen 
entscheidenden Beitrag zu leisten. Die Ver¬ 
sorgung mit Chemikalien erfolgt in zuneh¬ 
mendem Maße über die Agrochemischen 
Zentren (ACZ) als zwischenbetriebliche Ein¬ 
richtungen der Pflanzenschutzproduktions¬ 
betriebe. Aus dieser Konzentration der 
Pflanzenschutzmaßnahmen sowie der weite¬ 
ren konsequenten Durchsetzung des wissen¬ 
schaftlich-technischen Fortschritts ergibt 
sich für die Landwirtschaft immer stärker 
die Forderung nach umweltbezogenem Den¬ 
ken und Handeln auf der Basis gesicherter 
wissenschaftlicher Erkenntnisse. 

Der Umgang mit PSM kann zu bestimmten 
Gefahrensituationen führen. Als mögliche 
Gefahrenquellen seien hier nur Kontamina¬ 
tionen des Bodens, der Oberflächengewässer 
und auch des Grundwassers genannt.^ Wie 
bedeutsam gerade der Schutz unserer natür¬ 
lichen Wasserressourcen ist, zeigt die Tatsa¬ 
che, daß sich etwa 33 Prozent der ACZ in 
Trinkwasserschutzzonen befinden. Nach bis¬ 
herigen Ermittlungen fallen in einem ACZ 
mit einem durchschnittlichen Versorgungs¬ 
bereich von 25 000 ha landwirtschaftlicher 
Nutzfläche bei der Pflege, Reinigung und 
Wartung der Maschinen, Transport- und 
Luftfahrzeuge für den Pflanzenschutz, der 
Misch- und Beladestationen sowie der Em¬ 
ballagen etwa 400 m 3 PSM-haltige Abwäs¬ 
ser im Jahr an. 


Bisher wurden diese Abwässer in der Regel 
unkontrofliert in den Boden abgeleitet. 
Schädigungen der Umwelt sind dabei nicht 
auszuschließen. Entsprechend der 2. DB zur 
6 . DVO zum Landeskulturgesetz vom 
21. April 1977 /!/, die die fachgerechte und 
schadlose Beseitigung von toxischen Abpro¬ 
dukten u. a. Schadstoffen fordert, zu denen 
auch die PSM-Abwässer zählen, gehen im¬ 
mer mehr ACZ dazu über, diesen Zustand 
zu ändern. 

Grundlage für eine wirksame Beseitigung 
und Inaktivierung von PSM-haltigen Ab¬ 
wässern in ACZ ist die sachgemäße Samm¬ 
lung der kontaminierten Abwässer in ab¬ 
flußlosen Auffangbecken in Verbindung mit 
einer abflußdichten Waschplatte. Ein ent¬ 
sprechendes Wiederverwendungsprojekt, 
das ein unkontrolliertes Versickern derarti¬ 
ger toxischer Abwässer in ALen Untergrund 
verhindert, (Bild 1) wurde erarbeitet. 
Entsprechend ihren jeweiligen Standortbe¬ 
dingungen können die ACZ unterschiedliche 
Möglichkeiten der Abwasserbeseitigung 
und -inaktivierung nutzen bzw. zukünftig 
anwenden, die nachfolgend einer kurzen 
Betrachtung unterzogen werden sollen 
(Bild 2). 

Fachgerechte Ahwasser-Boden-Behandlung 
von PSM-haltigen Abwässern 

Gemäß TGL 24346 sind PSM-haltige Abwäs¬ 
ser auf geeigneten Flächen mit den für die 
Ausbringung von PSM üblichen Geräten 
schadlos für die Gewässer zu versprü¬ 
hen. /3/ Die fachgerechte Abwasser-Boden- 



Bild 1 Waschplatte mit Speicherbecken, , schema¬ 
tische Darstellung 


Behandlung, bei der das biogeochemische 
Reinigungsvermögen des Bodenfilters ge¬ 
zielt zur PSM-Inaktivierung ausgenutzt 
wird, kann von einigen ACZ genutzt wer¬ 
den. Abgesehen von notwendigen Beschrän¬ 
kungen in Trinkwasserschutzgebieten ist es 
möglich, 5001/ha in monatlichem Abstand 
in fein verteilter Form auf unbebautes Land 
auszubringen, wobei die Belange der soziali¬ 
stischen Landeskultur zu beachten sind. 
Eine solche Beseitigung der PSM-haltigen 
Abwässer ist auch auf bewirtschaftetem 
Ackerboden einmalig nach der Ernte mög¬ 
lich /2/. 

Bei dieser Form der Abwasserbeseitigung 
gibt es aber auch Probleme, die bei der 
Dauerbelastung solcher Flächen auftreten 
können, z. B. Akkumulation der PSM in tie¬ 
feren Bodenschichten, ökonomische Erwä¬ 
gungen usw. Aus diesen Gründen ist es not¬ 
wendig, nach weiteren Möglichkeiten der 
Abwasserbeseitigung und -inaktivierung zu 
suchen. 


Einleitung von PSM-haltigen Abwässern in 
hochleistungsfähige chemisch-biologische 
Abwasserbehandlungsanlagen der Industrie 

Der Ausnutzung derartiger Anlagen für 
diese Zwecke lagen zwei Ausgangspunkte 
zugrunde. Einmal ist bekannt, daß ein gro¬ 
ßer Teil der PSM in unterschiedlichem 
Maße von Mikroorganismen angegriffen 
werden kann. Zum anderen sind entspre¬ 
chend dem Landeskulturgesetz vom 
14. Mai 1970 /4/ sowie den Beschlüssen des 
_| IX. Parteitages der SED verbindliche Auf- 


Bild 2 Beseitigung von PSM- und MBP-kontaminierten Abwässern, Ab- und Restprodukten und Em¬ 
ballagen 
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Bild 3 UV-Abbau von ausgewählten Chlorphenoxy alkansä uren 


lagen zur vollen Auslastung von Ausrü¬ 
stungen und Anlagen des Umweltschutzes 
zu beachten. Deshalb wurde innerhalb von 
drei Jahren die Inaktivierung PSM-haltiger 
Abwässer in der modernen chemisch-biolo¬ 
gischen Abwasserbehandlungsanlage des 
Mineralölwerkes Lützkendorf großtechnisch 
erprobt. Aus geeigneten Vorratsbehältnissen 
und in einem entsprechenden Verdünnungs¬ 
verhältnis zu den betriebsspezifischen Ab¬ 
wässern wurden die PSM-haltigen Abwässer 
eingeleitet. 

Meßbare Beeinträchtigungen der Abbaulei¬ 
stung der Belebtschlammanlage, die anhand 
solcher Untersuchungen wie CSV, BSB 5 , 
TCC usw. verfolgt wurden, traten nicht auf. 
Weiterhin wurde das Verhalten der PSM in 
der Anlage anhand solcher markanter Wirk¬ 
stoffe wie Simazin, Atrazin, Prometryn, 
2,4-D, Dichlorprop, DDT, Lindan, Dime- 
thoat u. a. verfolgt. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
daß die Nutzung leistungsfähiger Abwasser¬ 
behandlungsanlagen der Industrie zur In¬ 
aktivierung PSM-haltiger ACZ-Abwässer 
möglich ist. 

ökonomisch ist eine Transportentfernung 
der PSM-haltigen Abwässer bis zu 
50 km. / 6 / Da gegenwärtig die Anzahl funk¬ 
tionsfähiger industrieller Abwasserbehand¬ 
lungsanlagen noch gering ist, bestehen le¬ 
diglich für etwa 30 der 258 ACZ ent¬ 
sprechende Einleitungsmöglichkeiten. 

Einleitung von PSM-haltigen Abwässern 
in kommunale Abwasserbehandlungsanlagen 

Es lag auf der Hand, in ähnlicher Weise 
auch kommunale Abwasserbehandlungsan¬ 
lagen bezüglich ihrer Eignung zum Abbau 
von PSM-Wirkstoffen zu prüfen. Erste Un¬ 
tersuchungen wurden in # der kommunalen 
Anlage der Gemeinde Braunsbedra im Zeit¬ 
raum von 1975 bis 1977 durchgeführt. / 6 / 
Hierbei handelt es sich um eine Tropfkör¬ 
peranlage mit einem Durchsatz von 
150 m 3 /h. Die Anlagenverträglichkeit der 
zudosierten PSM-Abwässer wurde anhand 
von CSV- und BSB 5 -Bestimmungen bewer¬ 
tet. Untersucht wurden solche relevanten 
Wirkstoffgruppen wie Triazine, Chlorpheno- 
xyalkansäuren und chlororganische Insekt¬ 
izide. Bei den Dauereinleitungen mit Ver¬ 
dünnungen von 1:1 250 bis 1:3 000 war eine 
zufriedenstellende Eliminierung der unter¬ 
suchten Wirkstoffe festzustellen. Am Aus¬ 
lauf zum Vorfluter konnten lediglich schwer 
abbaubare Substanzen im Bereich der 
analytischen Nachweisgrenze erfaßt werden. 
Eine Schädigung der Anlagenbiologie trat 
während der gesamten Versuchsdauer nicht 
auf. Für weitere Abwasserbehandlungsanla- 
gen, speziell mit hoher hydraulischer Bela¬ 
stung und gut funktionierender Biologie, 
sind Entgegenkommen und Hilfe A er O r " 
gane der Wasserwirtschaft unumgänglich. 
Trotz der bisher aufgezeigten Möglichkeiten 
wird es eine Reihe von* ACZ geben, die ihre 
PSM-haltigen Abwässer weder in industriel¬ 
len noch in kommunalen Abwasserbehand¬ 
lungsanlagen inaktivieren können. Speziell 
in den Nordbezirken der DDR werden der¬ 
artige Möglichkeiten der Abwasserbeseiti¬ 
gung aufgrund der andersartigen Infra¬ 
struktur nur in eingeschränktem Maße 
möglich sein. Vor allem für diese ACZ wer¬ 
den gegenwärtig die Grundlagen von Ver¬ 
fahren erarbeitet, die auf der Basis einer 
umweltgerechten PSM-Abwassersammlung 


unmittelbar am Ort des Abwasseranfalles 
zum Einsatz kommen sollen. Darüber hin¬ 
aus sollen derartige chemisch-physikalische 
Inaktivierungsverfahren die Sicherheit der 
bisher geschilderten PSM-Abwasse^beseiti- 
gungsverfahren weiter erhöhen. So könnten 
sich z. B. Probleme ergeben, wenn in den 
ACZ-Abwässern große Mengen sehr persi¬ 
stenter Wirkstoffe, hochtoxischer Verbin¬ 
dungen und potentieller Grundwasserkon- 
taminaten vorhanden sind. Für die lei¬ 
stungsmäßig nicht so starken kommunalen 
Abwasserbehandlungsanlagen sollte daher 
prinzipiell eine vorgeschaltete Teilinaktivie¬ 
rung gefordert werden. 

Chemisch-physikalische Inaktivierung 
von PSM-haltigen Abwässern 

Theoretisch lassen sich die ACZ-Abwässer 
mit einer Vielzahl yon chemisch-physika¬ 
lischen Methoden inaktivieren. Da aber an 
praxiswirksame Verfahren vor allem solche 
Anforderungen wie ökonomisch und tech¬ 
nologisch günstige Parameter, Realisierbar¬ 
keit in den ACZ, Verfügbarkeit der ent¬ 
sprechenden Agenzien sowie unkomplizier¬ 
ter und möglichst geringer Arbeitsaufwand 
gestellt werden müssen, engt sich der Kreis 
der für die landwirtschaftliche Praxis ak¬ 
zeptablen Abwasserbehandlungsvarianten 
zwangsläufig stark ein. /II Hauptziel der 
eigenen Arbeiten war es daher, die Grund¬ 
lagen für praktikable Inaktivierungsverfah¬ 
ren von PSM-haltigen Abwässern unter 
Einsatz billiger verfügbarer Rohstoffe und 
industrieller Abprodukte zu schaffen. Dabei 
sollten Eliminierungsraten von ^ 80 Pro¬ 
zent für phosphor-organische Insektizide 
und Triazine sowie von ^ 60 Prozent für 


Bild 4 Hydrolyse von Dimethoat, Bi 58 EC und 
Chloramphenicol 



Chlorphenoxyalkansäuren erreicht werden. 
DieUntersuchungsergebnisse weisen die 
Hydrolyse und die Adsorption als bedeu¬ 
tendste Möglichkeit der Inaktivierung von 
PSM-haltigen Abwässern aus, wobei die 
Kombination beider Methoden am effektiv¬ 
sten ist. Weitere Inaktivierungsmöglichkei¬ 
ten sind Photolyse, Flockungs- und Fäl¬ 
lungsreaktionen sowie die chemische Oxyda¬ 
tion. 

Photolyse 

Bereits durch Ausnutzung photolytischer 
Wirkungen der UV-Strahlung können in 
den Waschplatten zeitweilig gestauten oder 
in den Becken gqppeicherten PSM-Abwäs- 
sern photochemische Reaktionen ausgelöst 
werden, die eine Anzahl von toxischen Ver¬ 
bindungen spalten. Bild 3 zeigt das Verhal¬ 
ten von 2,4-D und Dichlorprop bei UV-Ein- 
wirkung. 

Hydrolyse 

Diese Teilinaktivierung läßt sich fortsetzen, 
indem durch Zusatz von Kalk in Mengen 
von 1 bis 2 kg/m 3 Abwasser der pH-Wert 
der Abwässer vorübergehend angehoben 
wird und folglich im alkalischen Bereich 
Hydrolisierungseffekte ausgelöst werden. 
Hydrolytische Verfahren sind in erster Li¬ 
nie wegen ihrer günstigen ökonomischen 
Parameter und ihrer einfachen Handha¬ 
bung von Interesse. 

Für die phosphororganischen Insektizide ist 
die hydrolytische Zersetzung ein Hauptweg 
der Inaktivierung. Bild 4 ist zu entnehmen, 
daß Dimethoat bzw. das Präparat Bi 58 EC 
bereits nach etwa 45 min vollständig inakti¬ 
viert sind. Für Chloramphenicol, das im 
Waschwasser von Beizgeräten für die 
Pflanzkartoffelbehandlung mit bercema-De- 
mex anfällt, ist die hydrolytische Zerset¬ 
zung gleichfalls effektiv. 

Weniger günstige Ergebnisse wurden für 
die herbiziden Triazine und Chlorpheno¬ 
xyalkansäuren erhalten. So wurden z. B. -in 
einer Lösung, die je 10 mg/1 der Wirkstoffe 
Simazin, Atrazin und Prometryn enthielt, 
nach Zusatz von 2 g CaO/1 und nach 60 Ta¬ 
gen noch etwa 2,3 Prozent Simazin, 0,6 Pro¬ 
zent Atrazin, aber 65 Prozent Prometryn ge¬ 
funden. / 2 / 

Adsorption 

Ein photolytisch, und hydrolytisch teilinak- 
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Tafel 1 Versuchsergebnisse zur Adsorption von 
Triazinen an aktiver Asche 

Fraktion gefundene Wirkstoffmenge im Eluat 


(ml) 

Simazin 

Atrazin 

Prometryn 

0 bis 50 

n. n. 

n. n. 

n. n. 

50 bis 100 

n. n. 

n. n. 

n. n. 

100 bis 150 

n. n. 

n. n. 

n. n. 

150 bis 200 

0,01 

0,16 

0,01 

200 bis 250 

0,01 

0,18 

0,02 

250 bis 300 

0,03 

0,52 

0,08 

300 bis 350 

0,04 

0,23 

0,08 

350 bis 400 

0,03 

0,18 

0,07 

400 bis 450 

0,01 

0,12 

0,01 

450 bis 500 

0,02 

0,08 

0,06 


n. n. = nicht nachweisbar 

tiviertes Abwasser hat seine Toxizität noch 
nicht vollständig eingebüßt. Aus diesem 
Grund sind die Abwässer anschließend ad- 
sorptiv zu refaiigen. Dieses Verfahren ist 
derzeit allen anderen Methoden der Wasser¬ 
aufbereitung zur Eliminierung von PSM- 
Wirkstoffen überlegen. Leider können aus 
Gründen der Kapazität und Kostenintensi¬ 
tät dafür keine Aktivkohlen oder Adsor¬ 
berharze eingesetzt werden. Um die Vor¬ 
züge der Adsorption für die Eliminierung 
von PSM-Wirkstoffen aus dem Wasser zu 
nutzen, ist es daher erforderlich, diese hoch¬ 
wertigen Adsorbentien durch billige und 
verfügbare Stoffe mit adsorptiven Eigen¬ 
schaften zu substituieren. Sehr gute Ergeb¬ 
nisse wurden u. a. mit aktiven Aschen, die 
jährlich in großen Mengen als Abprodukte 
der Energiewirtschaft anfallen, erhielt. An 
dieser Stelle soll lediglich auf erste Versu¬ 
che eingegangen werden. /2, 9/ So wurde bei 
einem der Versuche ein stimuliertes Abwas¬ 
ser, das je 25 Prozent der praxisüblichen 
Mengen an Simazin, Atrazin und Prome- 
tryn enthielt, über eine mit aktiver Asche 
gefüllte Säule (Einwaage: 80g; Körnung: 
< 2 mm) geleitet. Die Ergebnisse zeigen, 
daß prinzipiell für alle Wirkstoffe ein Ad- 
sprptionseffekt von über 99 Prozent auftritt 
(Tafel 1). In einem anderen Versuch wurden 
1401 Abwasser aus einem ACZ, das u. a. 
43 mg/1 Triazine, und 1 mg/1 Chlorpheno- 
xyalkansäuren enthielt, auf ein Kleinlysi- 
meter, das mit 8,8^ aktiver Asche gefüllt 
war, gegeben. Sowohl die Triazine als auch 
die Chlorphenoxyalkansäuren waren nicht 
im Sickerwasser nachzuweisen. Für das aus¬ 
gezeichnete Adsorptionsvermögen der Asche 
sprechen auch die Ergebnisse der CSV- und 
BSB 5 -Untersuchungen. So wurden vom In¬ 
stitut für Wasserwirtschaft für die letzten 
Fraktionen (130 bis 1401) ein chemischer 
und biologischer (^-Verbrauch bzw. -bedarf 
von jeweils 0 ermittelt. Erwähnt sei noch, 


daß das eingesetzte ACZ-Abwasser getrübt, 
geruchsintensiv und stark gelb gefärbt war. 
Uber die gesamte Versuchsdauer war das 
aufgefangene Sickerwasser vollkommen 
klar, färb- und geruchlos. Die guten La¬ 
borergebnisse wurden auch in halbtech¬ 
nischen Versuchen bestätigt. Es kann fest* 
gestellt werden, daß die Auswertung dieser 
Versuche bezüglich däs CSV, BSB 5 , TOC, 
der Toxizität gegenüber Paramecien, Daph¬ 
nien und Poecilia reticulata sowie an Hand 
von Wirkstoffuntersuchungen eindeutig 
zeigte, daß die eingesetzten aktiven Aschen 
einen sehr großenJTeil der PSM adsorbiert 
haben. Zuletzt noch die Feststellung, daß w 
sich auch durch Zusatz feinkörniger aktiver 
Aschen zu den PSM-haltigen Abwässern 
ausgezeichnete Reinigungsergebnisse erzie¬ 
len lassen, vor allem, wenn die Abwässer 
gerührt oder belüftet werden. 

Komplexversuch 

In einem komplexen Großversuch wurden 
die o. g. Parameter für dje PSM-EIiminie- 
rungsraten deutlich überboten (siehe Ta¬ 
fel 2). Bei einer zugesetzten Kalkmenge von 
1 g/1 und einem Verhältnis von hochbelaste¬ 
tem PSM-Abwasser .-Asche = 20:1 wurden 
folgende Eliminierungsraten für die unter¬ 
suchten Wirkstoffe erzielt: 

phosphororganische Insektizide 100 °/o 
Triazine s ^ 99,9 °/o 

Chlorphenoxyalkansäuren 87,4 % 

Lindan ^ 99,9 °/a 

Die ermittelten Restkonzentrationen für die 

Wirkstoffe bewegten sich im Bereich der 
höchst zulässigen Konzentrationen über 
Vorfluter-Biocönosen der Güteklasse 2 
(ß-mesosaprob). 

Die hauptsächlichen Vorteile der Kombina¬ 
tion chemisch-physikalischer Verfahrens¬ 
schritte Abwasserkalkung und Adsorption 
an aktiven Aschen bestehen in bestimmten 
Aspekten des Umweltschutzes, vor allem in 
der Entlastung des Bodens und somit lern 
Schutz des Grundwassers, sowie einer Reihe 
ökonomischer Faktoren, von denen der Ein¬ 
satz industrieller Abprodukte der wesent¬ 
lichste sein dürfte. 

Ein derartig behandeltes Abwasser läßt sich 
außerdem zur Kreislauffahrweise der 
Waschwässer einsetzen, wodurch der Ab¬ 
wasseranfall insgesamt reduziert werden 
kann. /9/ Weiterhin dürfte ein dosiertes 
Einleiten in öffentliche - Kanalsysteme, die 
in Abwasserbehandlungs- oder Kläranlagen 
münden, möglich sein, wenn bestimmte 
Qualitätsparameter eingehalten werden. 
Diese noch rein theoretischen Überlegungen 


sind durch weitere Untersuchungen zu er¬ 
härten. Außerdem ißt die Beseitigung der 
teilinaktivierten Abwässer über den Boden¬ 
filter möglich. 

An der technologischen Gestaltung der In¬ 
aktivierungsverfahren muß noch weiterge¬ 
arbeitet werden. Weiterhin gilt es, andere 
umweltrelevante PSM und MBP in die Un¬ 
tersuchungen einzubeziehen und Fragen der 
Beseitigung fester PSM-haltiger Abprodukte 
zu klären. Erste Ergebnisse zu dieser Pro¬ 
blematik liegen vor. Danach ist die Beseiti¬ 
gung von BSM-Resten, Schlämmen, er¬ 
schöpften Adsobenzien usw. prinzipiell 
durch Einlagerung in Ascheschichten geord¬ 
neter Deponien oder Verbrennung mög¬ 
lich. Darüber wird später berichtet. 
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Tafel 2: Zusammengefaßte Ergebnisse des Komplexversuchs 

Wirkstoffgruppe Triazine Chlorphenoxyalkansäuren COJ POJ 

Wirkstoff Simazin Atrazin Prometryn 2,4-D Dichlorprop Lindan Dimethoat Parathion-ne 



mg/1 

Prozent 

mg/1 

Prozent 

mg/1 

Prozent 

mg/1 

Prozent 

mg/1 

Prozent 

mg/1 

Prozent 

mg/1 

Prozent 

mg/1 

Prozent 

Ausgangsabwasser 

98,3 

100 

96,7 

100 

.95,8 

100 

240 

100 

250,6 

100 

5,2 

100 

24,7 

100 

4,4 

100 

CaO-Zusatz 

(nach 11 Tagen) 

17,0 

17,3 

33,6 

34,8 

35,3 

36,9 

226,4 

94,3 

245,6 

98 

1,0 

19,2 v 

n. n. 

_ 

1,-6 

36,4 

Eliminierungsrate 

[Prozent] 


62,7 

65,2 


63,1 


5,7 

2,0 


80,8 

100 


63,6 

Ascheadsorption 
(0 bis 1701) 

n. n. 


0,037 

0,1 

0,003 

0,01 

30,6 

13,5 

31,0 

12,6 

0,0002 

0,02 

n. n. 


n. n. 



Eliminierungsrate 

[Prozent] 100 99,9 99,99 86,5 87,4 99,98 — 100 

Eliminierungsrate 
[Prozent] bezogen 

auf AK 100 99,96 >99,99 87,3 87,6 >99,99 100 100 
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Zur Reinigung PSM-haltiger Abwässer 


Dipl.-Landwirt Mellta SIEGERT 

Beitrag aus dem Institut für Energetik, Zentralstelle für rationelle Energieanwendung 


Mit der fortschreitenden Intensivierung der 
landwirtschaftlichen Produktion werden in 
steigendem Maße große Mengen von Pesti¬ 
ziden eingesetzt, deren zum Teil giftige 
Rückstände als Wasserschadstoffe eine zu¬ 
nehmende Gefahr darstellen. 

Bedingt durch die Konzentration der 
Pflanzenschutztechnik in den Agroche¬ 
mischen Zentren (ACZ) fallen territorial 
größere Mengen toxisch wirkender 
pflanzenschutzmittelhaltiger Abwässer 

(PSM-Abwässer) an. 

Am Beispiel des ACZ Schmölln sollen an 
Hand einiger Fakten die Probleme dargelegt 
werden, die bei der schadlosen Beseitigung 
dieser Nässer auftreten: 

Schmölln kann gleichzeitig als repräsentativ 
für alle ACZ der DDR stehen. 

Mit einem Einzugsgebiet von etwa 
19 000 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche 
(LN), davon sind 16 000ha Ackerland, so¬ 
wie einem Pflanzenschutz-Behandlungsin¬ 
dex beim Ackerland von 2,15 und dem 
praktizierten Anbauverhältnis von 56 Pro¬ 
zent Getreide und 21 Prozent Hackfrüchte, 
entspricht es annähernd den Bedingungen 
für ein mittleres ACZ im DDR-Maßstab. 

Die bei Ausbringung und Umgang mit PSM 
anfallenden Abwässer, die im ACZ Schmölln 
gegenwärtig etwa 40 m 3 /a betragen, müssen 
beseitigt werden. 

Da an die Einleitungsbedingungen für Ab¬ 
wässer auf Grund der gesetzlichen Bestim¬ 
mungen immer höhere Anforderungen ge¬ 
stellt werden, steht nuij, vor allen ACZ die 
volkswirtschaftlich sehr dringend zu lö¬ 
sende Aufgabe, diese toxisch wirkenden 
Wässer schadlos zu beseitigen. 

Die bislang den ACZ gegebene Empfehlung 
— eine weiträumige Verteilung dieser Ab¬ 
wässer auf Ackerland, öd- oder Unland vor¬ 
zunehmen — ist eine Notmaßnahme, da bis¬ 
her keine praktikablen Verfahren in der 
DDR entwickelt wurden. Dieser sogenannte 
„Abbau über den Boden“ birgt natürlich 
viele Probleme in sich. So ist z. B. über die 
Wirkung verschiedener PSM auf die Boden¬ 
mikroben und den Boden selbst sowie über 
die Kontamination des Grundwassers im 
Vergleich zu bestimmten Aufwandmengen 
je Flächeneinheit, besonders über Langzeit¬ 
untersuchungen, wenig bekannt, 
über die biochemische Aufbereitung PSM- 
haltiger Abwässer in chemisch-biologischen 
Abwasserreinigungsanlagen der Industrie 
liegen erste positive Ergebnisse vor, jedoch 
müssen diese noch über einen längeren Zeit¬ 
raum und bei stabiler Fahrweise der Anlage 
untermauert werden. 

So gut dieses Verfahren auch sein mag, eine 
generelle Lösung zur Reinigung dieser Wäs¬ 


ser stellt es jedoch nicht dar, zumal nicht 
alle PSM biochemisch abbaubar sind, wie 
z. B. die chlorierten Kohlenwasserstoffe, die 
Triazine und die Hafnstoffherbizide. In er¬ 
ster Linie wirken jedoch ökonomische Fak¬ 
toren als begrenzend, vor allem die territo¬ 
riale Entfernung des ACZ zur Reinigungs¬ 
anlage, aber auch <^ie Transportkapazität 
und die geringe Anzahl der Industriebe¬ 
triebe, die derartige Abwasseraufbereitungs¬ 
anlagen besitzen. 

Vor dem Institut für Energetik stand nun 
die Aufgabe, für die Aufbereitung dieser 
Wässer ein Verfahren zu entwickeln, das 
die in großen Mengen und vielerorts an¬ 
fallenden Kraftwerksaschen als Adsorp- 
tions- bzw. Flockungsmittel einsetzt (siehe 
Bild 1). 

Die langjährige Forschungstätigkeit unseres 
Instituts und die dabei gewonnenen Er¬ 
kenntnisse auf dem Gebiet der Aschever¬ 
wertung (Einführung des Kontrollsystems 
für Aschen^ und Erarbeitung der Aschenka¬ 
taloge) , ermöglichen den zielgerichteten 
Einsatz von Aschen zur Reinigung PSM- 
haltiger Abwässer. 

In diesem Zusammenhang sollen auch die 
positiven Ergebnisse nicht unerwähnt blei¬ 
ben, die bei der Reinigung von ölhaltigen 
Wässern unterschiedlichster Herkunft mit 
Abprodukten der Energiewirtschaft erzielt 
wurden. 

Wie bereits angeführt, existierten in der 
DDR bei Beginn der Forschungsarbeit noch 
keine praktikablen Verfahren für die Reini¬ 
gung vbn PSM-haltigen Abwässern. Aus 
diesem Grunde war es zunächst erforder¬ 
lich, die prinzipiellen Möglichkeiten der 
Aufbereitung dieser Wässer mit billigen Ab¬ 
produkten der Energiewirtschaft zu prüfen. 
Die Auswahl erfolgte weitestgehend nach 
der Anwendungshäufigkeit und dem stei¬ 
genden Behandlungsumfang landwirtschaft¬ 
licher Flächen, besonders mit Herbiziden. 
Wie aus der Tafel 1 ersichtlich ist, wurden 
bisher PSM mit folgenden Wirkstoffen un¬ 
tersucht : 

In Abhängigkeit von den unterschiedlichen 
Eigenschaften der PSM-Abwässer wurden 
zwei Verfahrens Varianten entwickelt. In je¬ 
dem Fall erfolgt die Bindung der PSM an 
Abprodukte der Energiewirtschaft. Zur 
Flockung werden Elektrofilteraschen und 
zur Adsorption Naßaschen eingesetzt. Für 
Mischabwässer unterschiedlichster Zusam¬ 
mensetzung werden beide Varianten gekop¬ 
pelt. Weiterhin besteht die Möglichkeit der 
Kopplung mit biochemischen Verfahrens¬ 
stufen. 

Nach diesen Verfahren können z. B. toxa¬ 
phen-, dithiocarhamat- und phenoxyalkan- 


säurehaltige Abwässer so aufbereitet wer- 
deii, daß mittels standardisierter wasserto¬ 
xikologischer Untersuchungs verfahren die 
Ungiftigkeit der aufbereiteten Wässer nach¬ 
weisbar ist. 

Tafel 2 vermittelt einen Überblick über die 
erreichten Reinigungseffekte von Abwäs¬ 
sern mit vier unterschiedlichen Wirkungs¬ 
gruppen. 

Wie aus Tafel 2 weiter hervorgeht, konnten 
gute bis sehr gute Reinigungseffekte erzielt 
werden. Da jedoch analytisch meist nur die 
eigentlichen Wirkstoffe und nicht ihre Ab¬ 
bau- und Umwandlungsprodukte erfaßt 
werden, diese meist auch toxisch bzw. sogar 
noch toxischer als die Ausgangsprodukte 
sein können, ist der Nachweis der Ungiftig¬ 
keit der aufbereiteten Wässer dringend er¬ 
forderlich. 


Tafel 1 


Wirkstoff 


Herbizide 

— Triazine 

— Chlorphenoxy- 
alk ansäuren 

Insektizide 

— Chlorierte 
Kohlenwasserstoffe 

— Carhaxnate 
Fungizide 

— organische 
Fungizide 


Atrazin, Simazin, Prometryn 
MCPA, MCPB, 2,4-DP, 
CMPP 

Toxaphen 

Carbaryl 

Dithiocarhamat 


Tafel 2 

Ausgangs- Reinigungs¬ 

konzentration effekt 

mg/1 in Prozent 

Toxaphen 500 100 

Dithiocarhamat 1000 100 

Chlorphenoxyalkansäuren 1400 96,0 

Triazine 500 98,8 


Bild 1 Schema der zweistufigen PSM-Abwasser- 
reinigung 

a PSM-Abwasser 
b Verbrennungs¬ 
rückstände 
c zur Verbrennung/ 
Deponie 

d zur Verbrennung 
e zum Vorfluter/ 
biologische 
c Reinigungsstufe 
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Verantwortlichkeit bei Verletzung 
wasserrechtlicher Vorschriften 


Prof. Dr. sc. jur. Helmut RICHTER und Dipl.-Jur. Christian MEISSNER 

Beitrag aus der Martin-Luther-Universität Halle, Sektion Staats- und Rechtswissenschaft 


In Anbetracht dieser Tatsache und der Ein¬ 
haltung gesetzlicher Vorschriften, wonach 
das Einleiten biozidhaltiger Abwässer in 
den Vorfluter auf Grund ihrer starker^ Toxi¬ 
zität nicht statthaft ist (TGL 24346), wur¬ 
den entsprechend der vom Institut für Was¬ 
serwirtschaft herausgegebenen Vorschriften 
Toxizitätsteste durchgeführt. 

Dabei wurden mehrere Vertreter einer Bio¬ 
zönose eingesetzt. In unserem Fall dienten 
als Testorganismen der Guppy (Poecilia re- 
ticulata) und die planktische Grünalge An- 
kistrodesmus falcatus. 

Für die Beurteilung wassertoxikologischer 
Untersuchungsergebnisse sind verschiedene 
Konzentrationsangaben von Interesse, 
wobei die Toxizität eines Wasserinhaltsstof¬ 
fes nach der Höhe der Schwellenkonzentra¬ 
tion vorgenommen wird. Die Grenzkonzen¬ 
tration, die unter Laborbedingungen die 
höchste Konzentration ist, bei der die Test¬ 
organismen unter den gewählten Versuchs¬ 
bedingungen noch keine Schädigungen er- 
_kennen lassen, stellt ein sehr wichtiges Kri¬ 
terium bei der Bestimmung der Wirkstoff¬ 
restgehalte von gereinigten Wässern dar. 

Wie die Ergebnisse zeigten, konnte bei Gup¬ 
pys bei allen geprüften Formulierungen die 
Ungiftigkeit nachgewiesen werden. Dies traf 
teilweise schon bei der unverdünnten Probe 
zu; z. B. bei den Formulierungen Bercema 
Zineb 90/Bercema Maneb 80. Eine Verdün¬ 
nung von 1:1 war noch bei den hoch- bzw. 
stark toxischen PSM Melipax-Spritzmittel/ 
Delicia-Fribal-Emulsion und Wonuk erfor¬ 
derlich. 

Da die geprüften Präparate gegenüber AK 
gen als hoch toxisch eingruppiert werden, 
waren erwartungsgemäß noch Vermeh¬ 
rungshemmungen zu verzeichnen. Durch 
weitere Arbeiten, zum Beispiel durch Kom¬ 
bination einiger Verfahren, kann eine noch 
bessere Abwasserqualität erreicht werden. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
daß es möglich ist, Pestizide mit den unter¬ 
schiedlichsten Wirkstoffen mittels Abpro¬ 
dukten der Energiewirtschaft, -durch An¬ 
wendung von Adsorptions- bzw. Flockungs¬ 
verfahren oder der Kombination dieser Ver¬ 
fahren — ggf. auch die Kopplung mit bio¬ 
chemischen Verfahren — zu reinigen. Dabei 
wurden positive Ergebnisse erzielt. Außer¬ 
dem konnte mit Hilfe wassertoxikologischer 
Untersuchungs verfahren mit repräsentati¬ 
ven Wasserorganismen die Ungiftigkeit der 
so gereinigten Abwässer nachgewiesen wer¬ 
den. 

I 


Die Aufgaben zur Reinhaltung, zur Nut¬ 
zung und zum Schutz der Gewässer sind 
darauf gerichtet, die natürlichen Lebens¬ 
und Produktionsgrundlagen der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft zu erhalten, zu verbes¬ 
sern sowie ihre effektive Nutzung zu si¬ 
chern. Sie sind durch die im Programm der 
SED gegebene Zielstellung bestimmt: „ Die 
Natur als Quell des Lebens, des materiellen 
Reichtums, der Gesundheit und Freude des 
Menschen zu erhalten, rationell auf wissen¬ 
schaftlicher Grundlage zu nutzen, . .damit 
sie dem gesicherten und glücklichen Leben 
kommender Generationen in der kommuni¬ 
stischen Gesellschaft dienen kann“/!/ 

Die rationelle Nutzung und der Schutz der 
Gewässer setzen die strikte Umsetzung und 
Einhaltung der Wasserrechtsnormen durch 
alle Betriebe, Einrichtungen und Bürger 
voraus. In diesen Normen verkörpern sich 
die aus den gesellschaftlichen Gesetzmäßig¬ 
keiten resultierenden Erfordernisse und Be¬ 
dingungen bei der Inanspruchnahme der 
Naturressource Wasser. Jede Verletzung 
dieser Rechtsnormen ist gegen die Durchset¬ 
zung der gesellschaftlichen Gesetze gerich¬ 
tet, wirkt sich hemmend auf die gesell¬ 
schaftliche Entwicklung aus und ist konse¬ 
quent und gebührend zu ahnden. /2/ 

Zur Funktionsfähigkeit des sozialistischen 
Wasserrechts gehört ein spezifisches Instru¬ 
mentarium — die rechtliche Verantwortlich¬ 
keit—, die die an Pflichtverletzungen oder 
andere Beeinträchtigungen der Rechtsnor¬ 
men gebundenen Rechtsfolgen zur Geltung 
. bringt. 

Die juristische Verantwortlichkeit hat für 
den Schutz der sozialistischen Gesellschafts¬ 
verhältnisse wesentliche Bedeutung. Darauf 
verweist bereits Karl Marx in seiner Aus¬ 
sage zur Rolle der Strafe in der Gesell¬ 
schaft. Er sagt u. a. 

. . die Strafe (ist) nichts anderes als ein 
Verteidigungsmittel der Gesellschaft gegen 
die Verletzung ihrer Lebensbedingungen, 
was auch immer daran Inhalt sein 
mag “ /3/ 

Rechtliche Verantwortlichkeit und Verant¬ 
wortung sind untrennbar miteinander ver¬ 
bunden^ aber nicht identisch. 

„Verantwortung ist die Forderung an den 
Menschen, Konsequenzen seiner möglichen 
Entscheidungen zu überschauen, schädliche 
Folgen zu verhindern, progressive zu för¬ 
dern, das Handeln auf der Grundlage der 
Entscheidungen in seinen Ergebnissen aus¬ 
zuwerten und daraus Konsequenzen für 
weiteres Verhalten zu ziehen. Für die Ver¬ 
antwortung ist damit nicht nur das den ge¬ 
sellschaftlichen Normen entsprechende 
Handeln entscheidend, sondern vor allem 


die sachkundige Entscheidung als Grund¬ 
lage dieses Handelns. <e /4/ 

Zunächst gestaltet das sozialistische Recht 
immer die Verantwortungsbeziehungen zur 
Bewältigung bestimmter gesellschaftlicher 
Prozesse, indem es Verhaltensregeln für den 
Menschen festlegt, d. h. Rechte gewährt und 
Pflichten auferlegt. Dabei kommt es auf 
eine eindeutige und exakte Zuordnung von 
Rechten und Pflichten an, um eine grund¬ 
legende Orientierung für ein gesellschafts¬ 
gemäßes Handeln zu ermöglichen. Dieser 
Grundsatz gilt auch für die Erteilung der 
wasserrechtlichen Entscheidungen (Geneh¬ 
migungen, Zustimmungen) durch die Or¬ 
gane der Staatlichen Gewässeraufsicht. 

Im , Mittelpunkt der wasserrechtlichen Ver¬ 
antwortung, deren konkreter Inhalt sich für 
die verschiedenen Subjekte differenziert 
darstei lt, steht die allgemein geltende Ver¬ 
pflic htung zur rationellen Nutzung und 
zum umfassenden Sc hutz des Wassers und 
der Gewässer. Die Träger der wasserrecht¬ 
lichen Verantwortung sind staatliche und 
wirtschaftsleitende Organe, Betriebe, Ein¬ 
richtungen und Bürger. Dementsprechend 
haben diese Organisationen oder Bürger — 
wenn auch mit unterschiedlichen Konse¬ 
quenzen — in ihre m Verantwortungsbereich 
die AufgabenTJind Erfordernisse zur Nüt- 
zung und z um Schutz der Gewässer zu be¬ 
rücksich tigen. Geschieht dies nicht, kommt 
die wasserrechtliche Verantwortlichkeit zum 
Tragen. Durch sie werden geforderte Ver¬ 
haltensweisen erzwungen, zusätzlich ma¬ 
terielle und finanzielle Leistungen auferlegt 
und die nachteiligen ökonomischen Folgen 
bei demjenigen lokalisiert, der sie durch 
Rechtsverletzungen verursacht hat. Obwohl 
die bewußte Rechtsverwirklichung zuneh¬ 
mend Sache aller Mitglieder der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft wird, führen aus ver¬ 
schiedenen Ursachen resultierende Wider¬ 
sprüche und Konflikte bei der Gestaltung 
der Gewässernutzung auch zu Rechts¬ 
pflichtverletzungen. 

Die meisten Verstöße gegen die Vorschriften 
über die Nutzung und den Schutz der Ge¬ 
wässer sind Ordnungswidrigkeiten. Diese 
stellen sich zumeist als tatbestandsmäßige 
Zuwiderhandlungen gegen die Zustim- 
mungs- und Nutzungsregelung, Verbote und 
Nutzungsbeschränkungen zum Schutz der 
Gewässer dar. Ordnungswidrigkeiten sind 
schuldhaft begangene Rechtsverletzungen, 
die eine Disziplinwidrigkeit zum Ausdruck 
bringen und die staatliche Leitungstätigkeit 
erschweren oder die Entwicklung des so¬ 
zialistischen Gemeinschaftslebens stören, je¬ 
doch die Interessen der sozialistischen Ge¬ 
sellschaft oder einzelner Bürger nicht erheb- 
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lieh verletzen und deshalb keine Straftaten 
sind. /5/ Im wesentlichen sind die Ord- 
nungswidrigkeiten staatliche Ordnungsvor¬ 
schriften negierende Rechtsverletzungen. 
Der Tatbestand ist grundsätzlich schon ver¬ 
wirklicht, wenn den gesetzlichen Forderun- 
gen schuldhaft (vorsätzli ch oder fahrlässig) 
nicht entsprochen wird. Ein materieller 
Schaden braucht nicht ein zutreten bzw. nach- 
gewiesen zu werden, Ordnungswidrigkei¬ 
ten können in einem Ordnungsstrafverfah¬ 
ren mit einer Ordnungsstrafe geahndet wer¬ 
den. Die allgemeinen Grundsätze und die 
Regeln des Verfahrens sind im Gesetz zur 
Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten 
(OWG) festgelegt. Hinsichtlich des Schutzes 
der Gewässer beinhaltet besonders der § 45 
Wassergesetz (WG) /6/ einen Katalog von 
Ordnungsstraftatbeständen, die möglichen 
Ordnungsstrafen und die Zuständigkeit für 
die Einleitung und Durchführung von Ord¬ 
nungsstrafverfahren. Der Minister für Um¬ 
weltschutz und Wasserwirtschaft hat dazu 
noch spezifische Festlegungen getroffen. /7/ 
Die Befugnis zur Durchführung von Ord¬ 
nungsstrafverfahren und zum Ausspruch 
von Ordnungsstrafmaßnahmen obliegt den 
Leitern der Staatlichen Gewässeraufsicht in 
den Oberflußmeistereien. Als Ordnungs¬ 
strafmaßnahmen sind der Verweis oder eine 
Ordnungsstrafe von 10 bis 300 Mark mög¬ 
lich. Bei geringfügigen Ordnungswidrigkei¬ 
ten können die durch Sonderausweis der 
Staatlichen Gewässeraufsicht befugten Mit¬ 
arbeiter ohne besonderes Verfahren eine 
Verwarnung mit Ordnungsgeld von einer 
bis zu zehn Mark aussprechen. Vorausset¬ 
zung ist immer, daß ein Bürger schuldhaft 
(subjektive Seite) einen in den Rechtsvor¬ 
schriften enthaltenen Tatbestand (objektive 
Seite) erfüllt. Schuldhaft handelt, wer die 
ihm obliegenden Rechtspflichten beWußt 
mißachtet (Vorsatz) oder leichtfertig oder 
wegen mangelnder Aufmerksamkeit nicht 
beachtet (Fahrlässigkeit), obwohl die Mög¬ 
lichkeit zu pflichtgemäßem Handeln bestand 
(§9, Abs. 2 OWG). 

Die Verantwortlichkeit für eine Ordnungs¬ 
widrigkeit entfällt, wenn diese verjährt ist. 
Die Verjährung tritt ein, wenn seit der Be- 
’gehung der Ordnungswidrigkeit mehr als 
sechs oder nach Bekanntwerden beirii zu¬ 
ständigen Organ mehr als drei Monate ver¬ 
gangen sind und ein Ordnungsstrafverfah¬ 
ren nicht eingeleitet wurde (§ 18, Abs. 1 
OWG). Wird ein Ordnungs Strafverfahren 
(schriftlich) nicht innerhalb der genannten 
Fristen eingeleitet, ist die Ordnungswidrig¬ 
keit Verjährt, und es dürfen gegen den 
Rechtsverletzer keine Ordnungsstrafmaß¬ 
nahmen ausgesprochen werden. Zum ande¬ 
ren ist es möglich, für dieselbe Ordnungs¬ 
widrigkeit mehrmals Ordnungsstrafen aus¬ 
zusprechen, wenn es der Verantwortliche 
trotz verhängter Ordnungsstrafe schuldhaft 
unterläßt, den rechtswidrigen Zustand in¬ 
nerhalb der gesetzten Frist zu beseitigen. 
Dieses Verhalten (Unterlassen) begründet 
erneut ordnungsreGhtliche' Verantwortlich¬ 
keit, da 9ich die ausgesprochene Ordnungs¬ 
strafe stets nur auf die bereits begangene, 
nicht aber künftige Handlung bezieht. /8/ 

Die Ordriungsstrafverfahren am Ort der be¬ 
gangenen Ordnungswidrigkeit durchzufüh¬ 
ren, wird besonders dann notwendig, wenn 
die einem Betrieb obliegenden wasserrecht¬ 
lichen Pflichten durch Betriebsangehörige 
verletzt wurden, mehrere Mitarbeiter des 


Betriebes einbezogen, Unterlagen eingese¬ 
hen oder betriebliche Anlagen besichtigt 
werden müssen. Das dient zugleich der Auf¬ 
deckung und Beseitigung der Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen, die zur Ord- 
- nungswidrigkeit geführt haben. 

Ein typisches Beispiel dafür ist die unge- 
nehmigte Abwassereinleitung bzw. die 
Überschreitungen der Abwassergrenzwerte 
durch einen Betrieb. Nach dem Verursfa- 
chungsprinzip, d. h. ohne Prüfung eines 
Verschuldens, wird von diesem Betrieb Ab¬ 
wassergeld entsprechend § 9 5) Abs. 2 der 
2. DVO zum WG/9/ erhoben. Ohne diese 
Sanktion hier näher charakterisieren zu 
wolleP, /10/ erscheint u. E. eine Neubewer¬ 
tung und -festsetzung des Abwassergeldes 
erforderlich. 

Neben der Erhebung des Abwassergeldes 
bleibt stets zu prüfen, inwieweit der verant¬ 
wortliche Mitarbeiter, der die Abwasserein¬ 
leitung verursachte, duldete oder anwies, 
schuldhaft im Sinne von § 9 OWG handelte 
und damit die Ordnungswidrigkeit nach 
§ 45 WG beging. Diese Schuld ist im Ord¬ 
nungsstrafverfahren nachzuweisen. 

Werden Ordnungswidrigkeiten — verur¬ 
sacht von Mitarbeitern der Betriebe oder 
Einrichtungen — verfolgt, so ist auch zu 
prüfen, ob eine arbeitsrechtliche oder LPG- 
rechtliche disziplinarische oder materielle 
Verantwortlichkeit neben oder an Stelle der 
ordnungsstrafrechtlichen Maßnahmen an¬ 
gebracht ist. Von einem Ordnungsstrafver¬ 
fahren ist dann abzusehen, wenn wegen der 
gleichen Sache die disziplinarische oder ma¬ 
terielle Verantwortlichkeit oder andere 
Erziehungsmaßnahmen geeigneter sind und 
angewendet werden (§ 22, Abs. 2 OWG). 
Die Arten der Disziplinarmaßnahmen, die 
Voraussetzungen und das Verfahren zu ih¬ 
rer Anwendung ergeben sich aus den dafür 
geltenden Rechtsvorschriften. Diese sind 
grundsätzlich in den §§ 252 ff. Arbeitsge¬ 
setzbuch (ABG) /ll/ bzw. für bestimmte 
Gruppen von Werktätigen in den speziellen 
Regelungen für einzelne gesellschaftliche 
Bereiche enthalten. Dabei betont auch die 
arbeitsrechtliche Regelung der Verpflich¬ 
tung der Betriebe, Ursachen und begünsti¬ 
gende Bedingungen von Rechtsverletzungen 
aufzudecken und zu beseitigen und gegebe¬ 
nenfalls Maßnahmen der materiellen oder 
disziplinarischen Verantwortlichkeit anzu¬ 
wenden (§ 252, Abs.T u. 2 AGB). 

Werden im Zusammenhang mit der. began¬ 
genen Ordnungswidrigkeit Schäden her¬ 
beigeführt, ist auf die freiwillige Wiedergut¬ 
machung des Schadens hinzu wirken. Die 
Verpflichtung zur Wiederherstellung des 
verletzten- Rechtszustandes kann nach den 
wasserrechtlichen Bestimmungen nicht als 
-Ordnungsstrafmaßnahme festgelegt werden. 
Das Wassergesetz regelt jedoch in § 44 WG 
als selbständige Verantwortljchkeitsmaß- 
nahme die Ersatzvornahme. Diese Rechts¬ 
norm enthält die Befugnis der Organe der 
Staatlichen Gewässeraufsicht, den Betrie¬ 
ben, Einrichtungen oder Bürgern oblie¬ 
gende Handlungen, die diese nicht freiwillig 
erbringen, auf Kosten der Verpflichteten 
durch einen Dritten oder selbst zu vollzie¬ 
hen. Der Ersatzvornahme muß eine Auffor¬ 
derung zur Durchführung und Einhaltung 
der den Betreffenden obliegenden wasser- 
rechtlichen Pflichten vorausgehen. Werden 
z. B. die mit der Nutzungsgenehmigung ver¬ 
bundenen Auflagen, die Pflicht zur Gewäs¬ 


serinstandhaltung /u. ä. nicht erfüllt, ist die 
Ersatzvornahme möglich. In diesem Fall 
wandelt sich die Forderung nach einem be¬ 
stimmten Tun in eine Geldforderung um, 
die gegebenenfalls im Wege der Zwangsvoll¬ 
streckung staatlicher Geldforderungen 
durchgesetzt werden kann. /12/ 

Aus all dem ergibt §ich, daß strenge Vor¬ 
schriften für die Durchführung eines Ord¬ 
nungsstrafverfahrens und des notwendigen 
Nachweises der schuldhaften Verletzung 
von Pflichten auch hinsichtlich des Gewäs¬ 
serschutzes bestehen. Jedoch ist der damit 
verbundene Arbeitsaufwand der Haupt¬ 
grund für die zu geringe Anzahl von Ord¬ 
nungsstrafverfahren im Zusammenhang mit 
der Verletzung wasserrechtlicher Pflichten 
du^ch Betriebe. 

Mit dem 2. Strafrechtsänderungsgeset z 
wurde 1977 erstmals der Straftatbestand de r 
Verursachung einer Umweltgefahr in da s 
Strafgesetzbuch (StGB) der DDR aufgeno m¬ 
men. /13/ Bis dahin enthielten die §§ 47 und 
48 WG entsprechende Tatbestände für die 
schuldhafte Verunreinigung von Trink- und 
Brauchwasser. Durch die §§ 191a und 191b 
StGB werden alle drei elementaren Na¬ 
turressourcen, nämlich der Boden, das Was¬ 
ser. und die Luft, unter strafrechtlichen 
Schütz gestellt. Für den Schutz der Gewäs - 
ser, beso nders des Grundwassers, ist beach¬ 
tenswert, daß dift Vf>riin ™>ir.ignr>g rlac.JLa- 
dens mit Schadstoffen unter Strafa ndro- 
hung steht, weil di e Verunrein igung jies Bo- 
dens oft die Ürsache für die Schädig un g des 
Grundwassers ist. 

Durch die §§ 191a und 191b StGB wird al¬ 
les Wasser — die Gewässer im Sinne des 
§ 10 WG als auch das aus der Natur heraus¬ 
gelöste Trink- und Brauchwasserzwecken^ 
dienende Wasser — strafrechtlich geschützt. 
Zur Verantwortung ist derjenige zu zie hen, 
der schu ldhaft unter Verletzung gesetzlicher 

oder berufli cher Pflichten Wasser _jpii, 

schädlichen Stof fen oder mit Krankhei tser- 

regern verunreinigt_oder_verunreinigtes 

Trink- und Brauchwasser abgibt u nd da-^ 
durch fahrlässig oder _vorsätz lich eine.. Ga-- 
meinge fahr her beiführt. I m Unterschied zu 
den ehemals in den §§ 47 und 48 WG ent¬ 
haltenen Tatbeständen wird jetzt auch die 
durch fahrlässiges Verhalten schuldhaft her¬ 
beigeführte Gemeingefahr unter Strafe ge¬ 
stellt. Das ist insofern bedeutsam, als eine 
Verunreinigung des Wassers zumeist auf 
fahrlässige Handlungen zurückzuführen 
war und ist, so vor allem auf das Außer¬ 
achtlassen der notwendigen Sorgfalt beim 
Umgang mit Wasserschadstoffen. 

Zürn Begriff „Gemeipgefahr“ liegen zudem 
in der strafrechtlichen Rechtsprechung und 
Literatur /14/ Kommentierungen vor. Aus¬ 
legungsbedürftig sind jedoch gleichermaßen 
die in §§ 191a und 191b StGB geforderten 
Tatbestandsmerkmale „Verunreinigung“ 
und „schädliche Stoffe“. Eine Verunreini¬ 
g ung des Wassers wird vorliegen, wenn in - 
f olge direkter oder indirekter Einwirku ng 
des Mensc hen fest e, fl üssige oder gasförmige^ 
Stoffe in d a$ W asser eingeleitet bzw. ein- 
gebracht werden oder auf andere .Weise hin¬ 
eingelangen, was^ in jler R ege l mit e iner Be- 
einträchtigung der stoffl ichen Subs tanz des 
Wassers als Folge chem isc her, bio logischer 
und physikalischer Proz esse * verbunden ist. 
Strafrechtlich relevant ist dabei nur din 
Verunreinigung durch Krankheitserr eger 
jDder schädliche Stoffe.. Gegenwärtig liegen 


374 








allein etwa 20 verschiedene notwendiger¬ 
weise zu vereinheitlichende Wasser¬ 
schadstoffdefinitionen vor. Nach der Was¬ 
serschadstoffverordnung (GBl. I 1978, Nr. 3, 
S. 50) sind Wasserschadstoffe feste, flüssige 
oder gasförmige Stoffe bzw. deren Mischun¬ 
gen, die das Gewässer oder seine Nutzung 
nachteilig beeinflussen können. Hierzu ge¬ 
hören Gifte und die in der Liste der 
Schadstoffe enthaltenen Stoffe. Auch der 
Wasserschadstoffkatalog erfaßt jedoch nicht 
alle Wasserschadstoffe. 

Der Begriff der Gemeingefahr hat jedoch 
nicht, mehr nur im Strafrecht, sondern 
neuerdings auch im Wasserrecht der DDR 
seinen Platz. Nach § 6, Abs. 2 der VO über 
die Staatliche Gewässeraufsicht/15/ können 
die Leiter der Organe der Staatlichen Ge¬ 
wässeraufsicht „bei Gewässerverunreinigun- 
gen, als deren Folge eine Gemeingefahr ein- 
treten kann“, die Einleitung von Abwässern 
mit sofortiger Wirkung untersagen. Die in 
der Rechtsvorschrift enthaltene Forderung, 
daß dabei die volkswirtschaftlichen Auswir¬ 
kungen zu beachten sind, macht jedem 
deutlich, vor welch schwieriger Aufgabe die 
Leiter der Staatlichen Gewässeräufsicht in 
solchen Fällen stehen können. Es ist oft 
schon schwierig, bei der Prüfung der straf¬ 
rechtlichen Verantwortlichkeit im Nachhin¬ 
ein zu entscheiden, ob eine Gemeingefahr 
verursacht wurde, obwohl dafür in relativ 
langen Zeiträumen schriftliche und münd¬ 
liche Gutachten zum gegebenen Sachverhalt 
ausgewertet bzw. Tatsachen geprüft werden 
können. Diese Schwierigkeiten potenzieren 
sich, wenn innerhalb kürzester Frist ent¬ 
schieden werden muß, ob eine Gemeinge¬ 
fahr vorliegt oder eintreten kann. 

Wenn man davon ausgeht, daß Entschei¬ 
dungen nach § 6, Abs. 2 der VO über die 
Staatliche Gewä s seraufsicht un u mgängli ch 
sind, s o ist es gle ic herma ß en unumgänglich , 
wiss enschaftliche Grundlagen dafür zu fin¬ 
den, wie das Vor li egen oder Erwarten eine r 
Gemeingefahr einzuschä tzen und welc he 
Möglic hkeiten es fü r di e Leiter der Staatli- 
chen Gewäss eraufs icht gi bt, die S achlage 
kurzf ristig umfassen d zu beurteilen, um auf 
dieser^ Gru ndlage i hre Entscheidungen zu 
treffen . Die Entscheidung wird zudem im 
enge n Zusammenwirken mit /den zentralen 
und Örtl ichen Staatsorganen, wirtschgftsle i-. 
tenden Organen sowie d e n betroffenen Be - 
__reichen f alle n müs sen . 

Kommen die Organe der Staatlichen Gewäs¬ 
seraufsicht bei Untersuchung einer Rechts¬ 
verletzung zu der begründeten Annahme, 
daß ein Straftatbestand verletzt wurde, sind 
der Staatsanwalt oder die Untersuchungs¬ 
organe zu informieren. Diese sind verpflich¬ 
tet zu überprüfen,* ob der Verdacht einer 
Straftat besteht und die notwendigen Maß¬ 
nahmen einzuleiten (§ 95 StPO). /16/ Die 
eigentliche Prüfung und Feststellung, ob 
eine Straftat vorliegt, gehört nicht zu den 
Obliegenheiten der Organe der Staatlichen 
Gewässeraufsicht. Sie haben jedoch den 
Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane 
in ihrer Tätigkeit zu unterstützen (§18 
StPO). 

Festzustellen ist, daß die verschiedenen 
Verantwortlichkeitsformen einen Komplex 
bilden und oftmals auch mehrere für eine 
Rechtsverletzung anzuwenden sind. Die 
Entscheidungen der Staatlichen Gewäs¬ 
seraufsicht bilden dafür direkt oder indirekt 
die Grundlage. Daraus folgt die Notwendig¬ 


keit für alle Mitarbeiter der Staatlichen Ge¬ 
wässeraufsicht, auf der Grundlage wasser¬ 
wirtschaftlicher und grundlegender rechtli¬ 
cher Kenntnisse politisch verantwortungs¬ 
bewußt zu entscheiden. 
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26. Sitzung der Tagung der Leiter 
der Wasserwirtschaftsorgane der 
Mitgliedsländer des RGW 

Vom 19. bis 22. September 1979 fand im 
Bezirk Burgas (VRB) die obige Tagung statt. 
Daran nahmen die Delegationen der Was¬ 
serwirtschaftsorgane der VRB, UVR, SRV, 
DDR, der Republik Kuba, der MVR, VRP, 
SRR, UdSSR, CSSR sowie der SFRJ teil. 
Auf Einladung waren auch Vertreter inter¬ 
nationaler Organisationen — der Internatio¬ 
nalen Wirtschaftsgemeinschaft „Interwo- 
dootschistka“, der Internationalen Meteoro¬ 
logischen Organisation und des Umweltpro¬ 
gramms der Vereinten Nationen (UNEP) — 
zugegen. An der Sitzung nahm der Stellver¬ 
treter des Sekretärs des RGW, «7. Kot- 
schisch, teil. Den Vorsitz führte der Leiter 
des Wasserwirtschaftsorgans der VRB, 
G. Pawlow, Vorsitzender des Komitees für 
Umweltschutz beim Ministerrat der VRB. 
Begrüßt wurden die Teilnehmer vom Vor¬ 
sitzenden des Ministerrates der VRB, 
S. Todorow. 

Die Tagung erörterte Fragen, die sich aus 
den Beschlüssen der XXXIV. Tagung des 
RGW und des Exekutivkomitees des RGW 
für die Zusammenarbeit der Mitgliedsländer 
des RGW auf dem Gebiet der Wasserwirt¬ 
schaft ergeben. Es wurde auch die weitere 
Zusammenarbeit bei der Ausarbeitung - und 
beim Abschluß entsprechender Abkommen 
auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft bera¬ 
ten. Die Sitzung billigte die bisherige Arbeit 
zur Prognostizierung der Wassergüte von 
Gewässern bei Einleitung von Abwasser \so- 
wie die Vorschläge zur Standardisierung in 
der Wasserwirtschaft, zur Typisierung von 
Ausrüstungen und Apparaturen für den Be¬ 
darf der Wasserwirtschaft. Die Teilnehmer 
der Sitzung erörterten den Verlauf der Hil¬ 
feleistung für die Republik Kuba bei der 
Entwicklung ihrer Wasserwirtschaft. Sie 
äußerten sich im Geiste der internationalen 
Solidarität zur Bitte Vietnams um Hilfe b<?i 
der Entwicklung der Wasserwirtschaft in 
der SRV. 

Auf der Tagung wurden Informationen über 
die praktische Tätigkeit der Internationalen 
Wirtschaftsgemeinschaft „Interwodoot- 

schistka“, über die Beziehungen des RGW- 
Sekretariats zu internationalen Organisatio¬ 
nen für Fragen der Wasserwirtschaft, über 
die Tätigkeit des Internationalen Zweigsy¬ 
stems für wissenschaftliche und technische 
Informationen für die Wasserwirtschaft 
(WODOINFORM) und über die Organi¬ 
sation und Ausführung wasserwirtschaftli¬ 
cher Arbeiten in der VRB vermittelt. 

Die Tagung bestätigte, den Arbeitsplan für 
1980 bis 1981 und nahm Beschlüsse zu an¬ 
deren Fragen an. M. 
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Ein einfaches Verfahren zur Ermittlung von Hochwasserscheiteldurchflüssen 
unter Berücksichtigung der Bebauung im Einzugsgebiet 


Prof. Dr.-Ing. habil. Siegfried DYCK. KDT 

Beitrag aus der Technischen Universität Dresden, Sektion Wasserwesen 


Auswirkung der Urbanisierung 
und Industrialisierung 
auf den Hochwasserabfluß 

Der Einfluß des Menschen auf das hydro¬ 
logische Regime ist in Stadtgebieten beson¬ 
ders groß. /7, 9/ Ballungszentren wirken 
sich bereits auf den atmosphärischen Teil 
des Wasserkreislaufes aus. Der Anteil der 
Starkniederschläge (P ^ 25 mm) am Ge¬ 
samtniederschlag nimmt über Stadtgebieten 
und unmittelbar leewärts der Ballungs¬ 
räume zu; der Anteil weniger ergiebiger 
Niederschläge nimmt in gleicher Weise ab. 
Die mittlere Regenhöhe einzelner Stark¬ 
regenzellen kann über Stadtgebieten um 
70 Prozent höher liegen als über der benach¬ 
barten Umgebung. Die Häufigkeitsvertei¬ 
lung von Starkregen von 5 min bis 2 h 
Dauer von Stadt-, Torstadt- und Land¬ 
gebieten unterscheidet sich signifikant. 
/4, 7, 9/ 

Durch Urbanisierung wird der Abfluß- 
bildungs- und Abflußkonzentrationsprozeß 
verändert. Die Umwandlung von bisher 
durchlässigen Landoberflächen in undurch¬ 
lässige Flächen (Gebäude, Verkehrsflächen) 
und die Verdichtung der oberen Boden¬ 
schichten durch Bautätigkeit vermindern 
die Infiltration und Grundwasserneubil¬ 
dung. Durch die geringere Rauhigkeit der 
Oberfläche werden Oberflächenretention 
und Muldenspeicherung ebenfalls verrin¬ 
gert. Die Fließwege des hypodermischen 
Abflusses werden blockiert oder zerstört, 
so daß dieser schnell wieder zum Ober¬ 
flächenabfluß wird. Insgesamt führt dies 
zu einer Zunahme des direkten Abflusses 
und damit zur Vergrößerung der Durchfluß¬ 
summe der Hochwasserganglinien. 

Durch die künstliche Verbesserung und 
Erweiterung des Entwässerungsnetzes (Stra- 

Bild 1 Veränderung der Hochwasserganglinien 
eines Einzugsgebietes bei Bebauung 




Niedcrkehrintervoll T 

Bild 2 Auswirkungen des Versiegelungsgrades der Oberfläche auf den Hochwasserabfluß nach Daten in /5/ 

ßen, Gräben, Kanalisation) entsteht eine der Landoberfläche wirkt sich besonders 

wesentlich höhere Flußdichte, die zu einer auf die'häufigeren kleinen HW aus (T 2 

schnelleren Reaktion des Gebietes führt, Jahre), Wie Bild 2 zeigt. Mit HQ(T) B wur- 

d. h. zu kürzeren Scheiteleintrittszeiten. den hier die HW-Scheiteldurchflüsse mit 

Einen weiteren Beitrag zur Verschärfung einem Wiederkehrintervall von T Jahren 

der Hochwasser liefert die Einengung der nach der durch den Versiegelungsgrad 

Überflutungs- und Abflußgebiete durch charakterisierten Bebauung bezeichnet. 

Bebauung. Die Überlagerung von zuneh- Einen Hinweis auf den Zusammenhang 

mendem Starkregen und Starkregenabfluß zwischen Versiegelungsgrad a und Bebau- 

sowie schnellerer Gebietsreaktion führt ungsgrad B gibt Bild 3. 

insgesamt zu einem wachsenden Hoch- 

wasserpotential (größerer Abfluß in kürzerer Grundlagen des Verfahrens 
Zeit). Bild 1 zeigt schematisch die Hochwas¬ 
serganglinien für ein Einzugsgebiet im un- Die infolge Urbanisierung eintretende Ver- 

bebauten Zustand, bei 50 Prozent und bei schärfung der Hochwasser — höhere 

100 Prozent Bebauung. Eine Versiegelung Scheiteldurchflüsse, kürzere Scheitelein- 

Bild 3 Beziehung zwischen Versiegelungs- und Bebauungsgrad nach Angaben in /15/ und /16/ 



bebaute Fläche ß 
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trittszeiten, größere Durchflußsummen — 
ist für die Planung, Bemessung und Bewirt¬ 
schaftung wasserwirtschaftlicher Anlagen 
zu ermitteln. Es w r ird ein einfaches Verfah¬ 
ren für die Berechnung von Scheiteldürch- 
flüssen HQ(T) vorgeschlagen, das sich auf 
das Bezugs-HQ- Verfahren stützt. /2/ Als 
Bezugs wert wird bei diesem Regional verfah¬ 
ren/^^ (2,33) verwendet, der in Abhängig-/fl? 
keit von der EinzugsgeBietsgröße A E 
bestimmt wird (Bild 4). Mit Hilfe der 
bezogenen regionalen Wahrscheinlichkeits¬ 
kurve (Basiskurve) kann dann die HQ - 
Wahrscheinlichkeitskurve für das Gebiet 
ermittelt werden (Bild 5). 

Die anthropogene Einwirkung kann durch 
den Bebauungsgräd B charakterisiert wer¬ 
den. 

Das AlMußverhalten der natürlichen Ein¬ 
zugsgebiete wird von einer Vielzahl von 
Einflußgrößen wie Boden, Bodennutzung, 
Gebietsgröße, Gefälle, Niederschlagsintensi¬ 
tät und -dauer und anderen bestimmt. /3/ 
Die wichtigsten hydrologischen Prozesse 
und ihre Veränderungen durch Urbanisie¬ 
rung lassen sich mit einem geeigneten kom¬ 
plexen hydrologischen Einzugsgebietsmodell 
/3/ bzw. mit speziellen HW-Modellen fü^ 
bebaute Gebiete/16/ beschreiben. Fiip viele 
Praxisaufgaben wird jedoch, ein einfaches 
Verfahren zur Ermittlung der HW-Wahr- 
scheinlichkeit nach der Bebauung benötigt. 
Die Aliswirkungen der Urbanisierung au^ 
den HW-Abfluß werden um so größer sein, 
je größer der vor der Bebauung vorhandene 
Gebietsrückhalt war. Aufschluß über den 
Gebietsrückhalt liefern die Analysen von 
Niederschlag-Abfluß-Ereignissen und Par¬ 
zellenversuchen mit künstlichem Nieder¬ 
schlag. Der mittlere Abflußbeiwert* 
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Bild 4 Bezugs-HQ-Verfahren, HQ = f (Aß) nach /2/ 


Tafel 1: Grobeinteüung der Böden in Durchlässigkeitsgruppen ohne Berücksichtigung der* Strukturverhält¬ 
nisse (Orientierungswerte zur Ermittlung von 'Pjn) 


Vm : 


RD 


PEF 


(i) 


mit dem direkten Abfluß RD , dem Gebiets¬ 
niederschlagsmittel P , dem Effektivnieder¬ 
schlag PEF (jeweils in mm Wasserhöhe), 
liefert zwar nur einen groben Anhalt über 
das Durchschnittsverhalten, er charakteri¬ 
siert jedoch in einfachster Weise den 
Gebietsrückhalt. Ausführlichere Angaben 
zum Scheitelabflußbeiwert ip s und zum 
mittleren Abflußbeiwert ip m enthalten /2/ 
(2. Auflage) und /3/. Nach Pecher /12/ ist 
ip m u. a. abhängig von der Niederschlags¬ 
intensität, -summe und -dauer. Von Keser 
/8/ wurden Niederschlag-Abfluß-Ereignisse 
für sechs Stadtgebiete mit unterschied¬ 
lichem Versiegelungsgrad in Hamburg und 
Hannover ausgewertet. Die Regenhäufig¬ 
keiten lagen jedoch nur im Bereich T = 5 
bis 0,5 Jahre. Der Boden wird als „durch¬ 
lässig“ gekennzeichnet. Es wurde keine 
Abhängigkeit zwischen ip m und der Regen¬ 
dauer, -höhe bzw. -intensität festgestellt. 
Diese Aussage ist jedoch nur gültig für 
Stadtgebiete mit geringem Gefälle und für 
Regenhäufigkeiten, wie sie für die Bemes¬ 
sung der Kanalisation üblich sind. Für 
Gebiete mit großem Gefälle und bei Ereig¬ 
nissen mit größerem Wiederkehrintervall 
wird sich y) m auch in der Abhängigkeit von 
den Niederschlagscharakteristiken erhöhen. 

Die Messungen von Keser ergaben für 
a = 100 Prozent einen Abflußbeiwert 
0,8. Das stimmt mit Messungen in 
anderen Gebieten überein. Daraus folgt, daß 
für natürliche Gebiete mit 0,7 bis 0,8 


Durchlässigkeitsgruppe 

Kennziffer Charakteristik 

K 

m/s 

Bodenart 


Go.oa 

Prozent 

I 

durchlässig 

^ 1.10-4 

Sand 

(S) 

Obis 5 

II 

sehr schwach stauend 

ä 3.10-5 

anlehmiger Sand 

(Sl) 

5 bis 15 




lehmiger Sand 

(IS) 

15 bis 22 

III 

schwach stauend 

^1.10-6 

stark lehmiger Sand 

(SL) 

22 bis 28 




sandiger Lehm 

(sL) 

28 bis 35 

IV 

stauend 

^ 1-10-ß 

Lehm 

(L) 

35 bis 50 

V/VI 

stark stauend 

^ 3-10-7 

Ton 

(T) 

65 

G 0 02 ? Anteil abschlämmbarer Teilchen mit einem Korndurchmesser < 0,02 mm 




Bild 5 Regionale Wahrsdieinlichkeitskurven für HQ nach dem Bezugs-HQ-Verfahren nach /2/ 
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Tafel 2: Richtwerte für den mittleren Abflußbeiwert für einheitliche Teilgebiete y> m (2,33) = RD/P in Prozenten 


Gelände- Bodennutzung 

gefalle 

I E W AW BW W AW BW W AW BW W AW BW 


0 bis 0,04 

2 bis 5 

5 bis 10 

10 bis 15 

5 bis 10 

10 bis 20 

0,04 bis 0,10 

10 bis 15 

10 bis 20 

15 bis 25 

10 bis 20 

20 bis 30 

0,10 

15 bis 20 

20 bis 25 

25 bis 35 

20 bis 25 

30 bis 35 


20 bis 35 

10 bis 20 ‘ 

25 bis 35 

35 bis 45 

20 bis 30 

35 bis 45 

40 bis 55 

30 bis 40 

15 bis 25 

30 bis 40 

40 bis 50 

25 bis 35 

40 bis 50 

50 bis 60 

35 bis 50 

25 bis 35 

35 bis 45 

45 bis 55 

35 bis 40 

45 bis 55 

55 bis 70 



IV 



Y/VI 



Durchlässigkeits¬ 
gruppe nach Taf. 1 II III 

W = Wald, AW = Acker bebaut und Wiesen, BW = Brache und verdichtete Weideflächen 



Bild 6 Berichtigungsfaktor gegenüber natürlichen 
Verhältnissen nach Messungen in unbebau¬ 
ten und bebauten Gebieten nach /5/, /10/ 
(verändert) 

durch deren Versiegelung im wesentlichen 
nur noch mit einer Verschärfung der Hoch¬ 
wasser infolge Verdichtung des Entwässe¬ 
rungsnetzes durch Kanalisation zu rechnen 
ist.' 

Bei größeren Stadtf^ächen kann eine hori¬ 
zontale Gliederung notwendig werden, wenn 
sowohl abflußintensive Flächen (Sätti¬ 
gungsflächen) als auch rückhalteintensiv» 
(Grundwasserneubildungsflächen) bebaut 
werden. Einen ersten Hinweis auf den 
Abflußbeiwert liefern auch Informationen 
über den Sättigungsflächenanteil bei mitt¬ 
lerem Gebietszustand einschließlich bereits 
vorhandenem Anteil versiegelter Flächen a. 
/3/ 

Wird eine ausreichend große Anzahl von 
Niederschlag-Abfluß-Ereignissen ausgewer¬ 
tet, dann kann für die erhaltenen ip m - 
Werte eine Wahrscheinlichkeitsverteilung 
ip m (T) angegeben werden. /1/ Zur Charak¬ 
terisierung der Einzugsgebiete soll der mitt¬ 
lere Abflußbeiwert y" m = (2,33) ver-, 

wendet werden. 

Eine erste Abschätzung von lp m ermöglicht 
Tafel 2 /5, 6, 8, 9, 10, 12, 14, l£/, wobei von 
einer Grobeinteilung der Böden in Durch¬ 
lässigkeitsgruppen ohne Berücksichtigung 
der Strukturverhältnisse nach Tafel 1 aus¬ 
gegangen wird. 

(Für wertvolle Hinweise hierzu sei an dieser 
Stelle Herrn Dr.-Ing. Beyer , Sektion Was¬ 
serwesen der TU Dresden, gedankt.) Die 
Abflußbeiwerte für die unterschiedliche 
Bodennutzung werden mit dem entspre¬ 
chenden Flächenanteil gewichtet. Der Ab¬ 
flußbeiwert für das Einzugsgebiet ergibt 
sich dann zu 

1 _ 

— —J— (Vm,W^W + VVAW^AW 

+ ?m,BW , 4w) C ( 2 ) 

Bei größeren Einzugsgebieten liefert Tafel 3 
Hinweise für ip m (2,33). Diese Werte wurden 
durch Auswertung aller HW-Gänglinien 
gewonnen, die für die Konstruktion von 
Koa xialdiagrammen verwendet wurden. 
Erste Auswertungen in /1/ wurden von uns 
erweitert. 


t 

Tafel 3: Mittlere Abflußbeiwerte T’m(T) für Einzugsgebiete im Süden der DDR 


Pegel 

Gewässer. 

A E2 

km 


Ie/ Y a e 

Wiederkehrintervall T Jahre 

2,33 5 10 50 

100 

Gröditz 

Löbauer Wasser 

.194 

0,058 

0,0042 

0,16 

0,25 

0,32 

0,42 

0,49 

Bautzen 

Spree 

276 

0,097 

0,0058 

0,17 

0,25 

0,30 

0,44 

0,48 

Lieske 

Spree 

783 

0,061 

0,0022 

0,18 

0,25 

0,30 

0,41 

0,43 

Zöblitz 

Schwarze Pockau 

125 

0,10 

0,0089 

0,31 

0,47 

0,56 

0,67 

0,69 

Streckewalde^ 

Preßnitz 

206 

0,13 

0,0090 

0,26 

0,53 

0,67 

0,78 

0,82 

Borstendorf 

Flöha 

641 

0,12 

0,0047 

0,27 

0,45 

0,57 

0,74 

0,76 

Lichtenwalde 

Zschopau 

1575 

0,11 

0,0028 

0,31 

0,40 

0,50 

0,68 

0,74 

Arnstadt t 

Gera 

176 

0,19 

0,0140 

0,28 

0,37 

0,42 

0,51 

0,53 

Mylau 

Göltzsch 

155 

0,114 

0,0091 

0,32 

0,50 

0,63 

0,82 

0,87 


Zur Durchführung des Verfahrens 

Das Bezugs-HQ-Verfahren wird in folgenden 
Schritten angewendet: 

1. Ermittlung der Wahrscheinlichkeitsver¬ 
teilung der HW-Scheiteldurchflüsse vor der 
Bebauung. 

Liegen langjährige Durchflußbeobachtun¬ 
gen vor, dann wird die Wahrscheinlichkeits¬ 
verteilung der HQ( T) an Hand der vorlie¬ 
genden Beobachtungsdaten — Jahres-H^ 
oder Schwellenwert- HQ — nach einem der 
bekannten Verfahren ermittelt. /2/ Es wird 
HQ = HQ (2,33) für den unbebauten Zu¬ 
stand bestimmt. Liegen Durchflußbeobach¬ 
tungen nicht oder nur für einen kurzen 
Zeitraum vor, dann sind zur Ermittlung der 
Wahrscheinlichkeitsverteilung der HQ alle 
vorhandenen Möglichkeiten der Informa¬ 
tionserweiterung zu nutzen. /2/ 

Ermittlung des mittleren HW 
für den bebauten Zustand HQ B 

Feststellung des Bebauungs- oder des Ver- 
stegelungsgrades 

Um für die zu untersuchenden Entwick¬ 
lungsstufen (Bqbauungsgrade) des Gebietes 


das mittlere HW angeben zu können, ist der 
jeweilige Bebauungsgrad B oder Versiege¬ 
lungsgrad a festzustellen. 

Ermittlung des mittleren Abflußbeiwertes 

Liegen für das Untersuchungsgebiet keine 
Angaben zum Abflußbeiwert vor, dann wird 
der mittlere Abflußbeiwert in Abhängig¬ 
keit vom Geländegefälle, der Durchlässig¬ 
keitsgruppe (Tafel 1) und den Hauptboden¬ 
nutzungsarten nach Tafel 2 bestimmt. 

Bestimmung von HQ B 

Der Bezugswert HQ = HQ (2,33) wird in 
Abhängigkeit vom mittleren Abflußbeiwert 
y m und vom Bebauungsgrad B berichtigt. 
Die von Packman /10, 11/ hierzu abgeleite¬ 
ten Kurven wurden aus Plausibilitäts¬ 
gründen so von uns verändert, daß sie für 
tp m = 100 den Wert Null ergeben. Mit y" m 
und B als Eingangsgrößen liefert Bild 6 den 
Berichtigungsfaktor HQ B /HQ. Damit ergibt 
sich 

HQß = ^M-HQ (3) 

HQ 


Bild 7 Auswirkung der Bebauung auf HQ(T) bei zwei Gebieten mit unterschiedlichem Abflußbeiwert. 
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Grundlagen zur Ermittlung 
optimaler Entwässerungskonzeptionen 


Prof. Dr. sc. techn. Haas BOSOLD, KDT 
Beitrag aus der Technischen Hochschule Leipzig 


Ermittlung der HW-Wahrscheinlichkeits¬ 
verteilung nach der Bebauung 

Nach Daten in /5, 6, 10, 11, 15/ wurde die 
Beziehung HQ(T) B /HQ B = f(T) ermittelt 
und in das Diagramm der regionalen Wahr¬ 
scheinlichkeitskurven für HQ (Bild 5) ein¬ 
getragen. Damit kann die Wahrscheinlich¬ 
keitsverteilung HQ(T) b nach 

HQ(T) b = H ®P b HQ'b (4) 

HQb 

aufgetragen werden. 

Wegen der Unsicherheiten bei der Bestim¬ 
mung der Ausgangswerte ist mit einem 
mittleren äußeren relativen Fehler zu rech¬ 
nen, der über demjenigen des Bezugs-HQ - 
Verfahrens von etwa 30 Prozent in hydro¬ 
logisch gut erschlossenen Gebieten liegen 
wird. 

Beispiel 

Für zwei Gebiete mit jeweils A E = 20 km 2 
sind die Hochwasser-Wahrscheinlichkeits- 
.kurven nach dem Bezugs-HQ-Verfahren und 
der Einfluß einer Bebauung auf den Schei¬ 
teldurchfluß HQ( T) für die Bebauungsgrade 
B = 25, 50, 75 und 100 Prozent zu ermit¬ 
teln. - 

Gebiet 1: Flachlandgebiet im Süden der 
DDR; 

Geländegefälle / E = 0,02 

Waldfläche A w = 5 km 2 

Acker- und Wiesenflächen A aw = 10 km 2 

verdichtete Weideflächen A BW = 5 km 2 

Durchlässigkeitsgruppe III nach Tafel 1 

Gebiet 2: Mittelgebirge; 

/ E = o,n 

A w = 2 km 2 
A aw = 5 km 2 
A bw = 13 km 2 
Durchlässigkeitsgruppe Y/YI. 

Nach Gl. (2) und Tafel 2 ergibt sich 
Gebiet 1: 

Vm = ^ (0>06 ■ 5 + 0,15.10 + 0,24.5) *= 0,15 

Gebiet 2: 

l (0,4 • 2 + 0,55 • 5 + 0,65.13) = 0,6 

Aus Bild 4 folgt für Gebiet 1: HQ = 1,16 m 3 /s, 
für Gebiet 2: ffß = 3,9 m 3 /s. Damit sind 
alle Ausgangswerte gegeben. 

Das Ergebnis der weiteren Berechnung nach 
dem angegebenen Verfahren ist in Bild 7 
dargestellt. Beim Flachlandgebiet mit 
y’jn = 0,15 wirkt sich die Bebauung beson¬ 
ders bei höheren Bebauungsgraden wesent¬ 
lich stärker aus al$ beim Mittelgebirgsgebiet 
mity’m = 0,6. So wirkt sich z. B. B = 50 
Prozent beim ersten Gebiet bis T — 800 
Jahre, beim zweiten nur bis T = 200 Jahre 
aus. 


(Literaturangaben — 16 — liegen der Redak¬ 
tion vor und werden auf Wunsch zuge¬ 
sandt.) 


Bei der Planung stadttechnischer Erschlie¬ 
ßungsmaßnahmen von Wohngebieten die¬ 
nen Varianten mit unterschiedlichen Ent* 
Wässerungskonzeptionen der Entscheidungs¬ 
findung zur optimalen Abwasserableitung 
und -behandlung. Mit der Wahl des Ent¬ 
wässerungsverfahrens und der Art der 
Schmutz- und Regenwasserbehandlung wer¬ 
den wichtige Entscheidungen über den 
Investitionsaufwand und die Vorfluter¬ 
belastung getroffen. Die Wahl des Trenn¬ 
verfahrens wird oft durch das Gefühl 
diktiert, daß es den Vorfluter weniger 
belastet. Selbst dani, wenn die Investi- 
tions-, Betriebs- und Unterhaltungskosten 
zugunsten des .Mischverfahrens orientieren, 
wird aus Gründen der Vorfluterbelastung 
die Entscheidung oft zugunsten des Trenn¬ 
verfahrens gefällt, wobei unterstellt wird, 
daß das Regenwasser keiner weiteren 
Behandlung bedarf. Die Schwierigkeit der 
Entscheidungsfindung liegt vor allem in 
dem frühen Zeitpunkt der städtebaulichen 
Planungsphase und den hierfür unzurei¬ 
chenden Entscheidungsgrundlageri. Bei der 
Wahl des Entwässerungssystems muß ver¬ 
stärkt darauf geachtet werden, mit gerin¬ 
gem Investitions-, Betriebs- und Unter¬ 
haltungsaufwand einen möglichst umfassen¬ 
den Vorfluterschutz zu erreichen. Entwässe¬ 
rungskonzeptionen müssen berücksichtigenl, 
daß Regenabflüsse von Misch- und Trenn¬ 
kanalisationen den Vorfluter stark belasten. 

In Abweichung zur Projektierungsphase 
von Abwasserableitungs- und -behandlungs- 
anlagen existieren für die Planungsphase 
unzureichende Grundlagen zur fundierten 
Entscheidungsfindung, obwohl zu diesem 
Zeitpunkt in sehr hohem Maße über Wirt¬ 
schaftlichkeit und Funktion der Investi¬ 
tionen entschieden wird. Nachfolgend sollen 
der Planungsphase angepaßte Grundlagen 
zur Bewertung von Entwässerungskonzep¬ 
tionen dargestellt werden. Ziel umwelt¬ 
freundlicher Entwässerungskonzeptionen ist 
es, die schädigenden Inhaltsstoffe des 
Schmutz-|Und Reg^nwassers vor Einleitung 
in den Vorfluter zu entfernen. Da jedes 
Abwasserableitnngssystem Netz- und Klär¬ 
anlagenabläufe besitzt, muß immer die 
Verschmutzung des Gesamtsystems und der 
dabei auftretende Aufwand betrachtet wer¬ 
den. Die derzeitigen Abwassereinleitungs¬ 
bedingungen stellen Forderungen an den 
Reinigungseffekt von Abwasserbehand¬ 
lungsanlagen, berücksichtigen die Ver¬ 
schmutzung durch Netzabläufe nicht. 
Innerhalb des Misch- und Trennsystems, 
den beiden grundsätzlichen Entwässerungs¬ 
systemen, sind zahlreiche Varianten mög¬ 
lich. Diese sind durch unterschiedliche 
Konzeptionen der Netze und Kläranlagen 


bedingt. Es müssen sowohl beim Schmutz¬ 
wasser als auch beim Regenwasser, die 
schädigenden Stoffe vor Einleitung in den 
Vorfluter weitgehend entnommen werden. 

Grundvarianten 

des Entwässerungssystems 

In Abhängigkeit von der Belastbarkeit des 
Vorfluters und der Kläranlage werden beim 
modernen Mischsystem Regenüberläufe und 
Regenwasserbecken angeordnet. Letztere 
bewirken in Abhängigkeit ihres Becken¬ 
inhaltes und der Regenfülle einen vollstän¬ 
digen Rückhalt oder aber zumindest eine 
grobmechanische Reinigung des Misch¬ 
wassers vor Eiiileitung in den Vorfluter. 
Kläranlagen des Mischsystems müssen dem 
erhöhten Mischwasseranfall bei Regen 
Rechnung tragen. Der mechanische Teil 
der Kläranlage wird entweder bis zum 
5fachen, oder bei vorhandenen Regen¬ 
wasserbecken weniger, möglichst nur mit 
dem doppelten Schmutzwasseräbfluß be¬ 
lastet. Entscheidenden Einfluß auf die 
Gestaltung des Mischsystems haben die 
kritischen Mischwasserabflüsse und ' die 
Behandlung der Netzabläufe. Hinsichtlich 
der Vorfluterbelastung muß das gesamte 
System (Netz und Kläranlage) als eine Ein¬ 
heit angesehen werden. Die—Vielzahl der 
unterschiedlichöli Kombinationen von Ab¬ 
wasserableitungs-, -behandlungs - 1 und der 
Regenwasserentlastungsanlagen sollen im 
folgenden beim Mischsystem auf drei 
Grundvarianten reduziert werden, die im 
Bild 1 (Jargestellt sind. 

Variante MI ^ 

Mischsystem ohne Regenwasserbecken 

Der kritische Mischwasserabfluß () krit liegt 
unterhalb des 5fachen Schmutzwasser¬ 
abflusses. Das entlastete Mischwasser der 
Regenüberläufe (? RÜ wird dem Vorfluter 
ungereinigt zugeleitet. Der kritische Misch- 
Wasserabfluß wird mechanisch und bis zum 
doppelten Schmutzwasserabfluß biologisch 
gereinigt. Zwischen dem mechanischen und 
biologischen Teil der Kläranlage ist ein 
Regenüberlauf angeordnet. 

Variante M II 

Mischsystem mit Regenwasserbecken 

Der kritische Mischwasserabfluß @ kr j t über¬ 
steigt den 5fachen Schmutzwasserabfluß. 
Die Anordnung von Regenwasserbecken 
erfolgt vor der Kläranlage. Der Zulauf zur 
Kläranlage wird bis auf den doppelten 
Schmutzwasserabfluß in das Regenwasser¬ 
becken entlastet. Der Beckeninhalt wird 
bei Kläranlagenzuläufen unterhalb 2-Q s 
der Kläranlage zugeführt. Der Vorfluter 
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Variante MI • Miscbsystem ohne Regenwasserbecken 



Variante ME ■ Mischsystem mit Regenwasserbecken (RB) auf der Kläranlage 



Variante MEL - Mischsystem mit Regenwasserbecken im Retz und auf der Klaranlage 


Bild 1 Grund vakanten des Mischsystems 

wird mit entlastetem Mischwasser Q Rü , bio- praktizierte Möglichkeit, vor der mechani- 
logisch gereinigtem Abwasser und dem sehen Kläranlage einen Regenüberlauf an- 
Überlaufwasser der Regenbecken belastet. zuordnen, der den Zufluß bis auf den 

5fachen Schmutzwasserzufluß verringert, 
Variante MIII sollte vermieden werden. Eine solche 

Mischsystem mit Regenwasserbecken Lösung erhöht den Aufwand für den 

im Netz und auf der Kläranlage Zuflußkahal und trägt trotzdem nicht zum 

Vorfluterschutz bei. Die Variante M I läßt 
Der kritische Mischwasserabfluß übersteigt s i c h b ei erhöhtem Vorfluterschutz (großes 
den Sfachen Schmutz Wasserabfluß. Aus me i s t nicht verwirklichen. Bei Vari- 

Gründen der Wirtschaftlichkeit und des ante m n sollte das Regenwasserbecken 
Vorfluterschutzes werden auch im Netz unmittelbar vor der Kläranlage grundsätz- 
Regenwasserbecken angeordnet. 'Anord- lieh so bemessen werden, daß keine Ent- 
nung, Inhalt und Gestaltung der Regen- lastung zum Vorfluter erfolgt. Variante 

Wasserbecken richtet sich nach der Netz- M m wird er höhten Vorfluteranforderun- 
gestaltung und der Art der Reinigung des gen gerecht. Der Idealfall, die Regenwasser- 
" den doppelten Schmutzwasserabfluß über- becken als Regenrückhaltebeck en auszu¬ 

steigenden kritischen Mischwasserabflusses. bilden, kann meist aus wirtschaftlichen 
Der Vorfluter wird mit dem Überlaufwasser Gründen nicht realisiert werden. Da die 
der Regenwasserbecken und dem biologisch Überlaufhäufigkeit, -menge und -dauer 
gereinigten Abwasser belastet. auch bei Regenüberlaufbecken wesentlich 

Bei der Wahl der Variante M I muß bei reduziert wird, kann auch aus Gründen des 
gegebenem kritischem Mischwasserabfluß Vorfluterschutzes darauf verzichtet werden, 
die mengenmäßige Belastung der Klär- Die Anzahl der Regenwasserbecken richtet 
anlage und die Art'der Mischwasserreini- sich nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
gung (biologisch oder mechanisch) beachtet ^ er Netzgestaltung. 

werden. Übersteigt () krit den 5fachen Trok- Beim Trennsystem scheidet eine weit- 
kenwetterabfluß, so sollte die Variante M I gehende biologische Behandlung des Regen- 
grundsätzlich ausscheiden. Die mitunter wassers aus. Das anfallende Regenwasser 


wird entweder direkt oder über Regen¬ 
wasserbecken dem Vorfluter zugeführt. 
Damit ergeben sich zwei Grund Varianten, 
die in Bild 2 dargestellt sind. 

Variante T I 

Trennsystem ohne Regenwasserbecken 

Das Regenwasser (? R wird ungereinigt in 
den Vorfluter« eingeleitet. Sämtliches 
Schmutzwasser Q s wird biologisch gereinigt. 

Variante T II 

Trennsystem mit Regenwasserklärbecken 

Das Regenwasser wird in Regenwasserklär¬ 
becken entschlammt und dem Vorfluter 
zugeführt. Ein Teil des Regenwassers kann 
biologisch gereinigt werden, wenn der 
Beckeninhalt nach Regenende in den zur 
Kläranlage weiterführenden Schmutzwas¬ 
serkanal gepumpt wird. 

Bewertung der Entwässerungs¬ 
konzeptionen auf der Grundlage 
jährlicher Schmutzfrachten 

Ein wichtiges Kriterium der Gewässer¬ 
belastung ist die jährlich eingeleitete 
Schmutzfracht. Sie ergibt sich aus der 
Menge der Netz- und Kläranlagenabläufe 
multipliziert mit der jeweiligen Verschmut¬ 
zungskonzentration. Die jährlich einem 
Vorfluter zugeführte Schmutzfracht S ist 
von der Entwässerungskonzeption und der 
Bemessung ihrer Anlagenteile abhängig. 
Allgemein gilt 

$ — 2(?N* (ü 

Dabei bedeuten: 

= Netzablauf zum Vorfluter (Entlaste¬ 
tes Mischwasser von Regenüberläu¬ 
fen und Regenüberlaufbecken, 
Regenausläufe u. a.) 

(? k = Kläranlagenablauf zum Vorfluter 
F n = Verschmutzungskonzentration des 
Netzablaufes 

f k = Verschmutzungskonzentration des 
Kläranlagenablaufes 

Die Gl. (1) muß auf die jeweilige Entwässe¬ 
rungskonzeption präzisiert werden. Die An¬ 
wendung verlangt die Kenntnis der unter¬ 
schiedlichen Netz- und Kläranlagenabläufe 
und der dazugehörigen Verschmutzungs¬ 
konzentrationen. Nachstehend werden Hin¬ 
weise zur Ermittlung der Abwassermengen 
und Schmutzfrachten gegeben. 

Jährlich anfallende Ah wassermengen 
und ihre Behandlung bei den 
unterschiedlichen 
Entwässerungskonzeptionen 

Die Summe der Netz- und Kläranlagen¬ 
abläufe ist für unterschiedliche Entwässe¬ 
rungskonzeptionen für ein Entwässerungs¬ 
gebiet gleich groß./Je nach Entwässerungs¬ 
system und der jeweiligen Entlastungs¬ 
konzeption gelangen bei Regen Teilwasser¬ 
mengen mit unterschiedlicher Verschmut¬ 
zung in den Vorfluter. Die anfallenden 
Teil wassermengen der Netz- und Klär¬ 
anlagenabläufe können beim Vorliegen sog. 
Abflußhöhenlinien ermittelt werden. Ab¬ 
flußhöhenlinien geben den Zusammenhang 
zwischen Regenspende und Abfluß über 
einen längeren Beobachtungszeitraum in 
Abhängigkeit abflußbeeinflussender Fakto¬ 
ren an. Für die Meßstation Halle-Kröllwitz 
und Magdebürg-Aßmannstraße wurden 
vom Autor Abflußhöhenlinien aufgestellt. 
Bild 3 zeigt die Abflußhöhenlinien der Meß- 
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Variante TI Trennsystem ohne RegenwasserKlärbecken 


Vnrflnter 



Var\ooft T i ; Trennsystem mit Rejewasserkigrbtcker? 


Bild 2 Grundvarianten des Mischsystems 

Station Halle-Kröllwitz in Abhängigkeit Wasserabfluß gelangt je nach Entwässe- 

natürlicher und/oder künstlicher Speiche- rungskonzeption entweder ganz oder teil- 

rung. /2/ Die jährliche Schmutzwasserabfluß - weise zum Vorfluter. Als Gleichung für den 

menge Q s a ergibt sich bei einem mittleren jährlichen Regenwasserabfluß ergibt sich 

täglichen Schmutzwasseranfall eines Ein- <? R a = 10 e 0 s • y> g - N & -F /mVa/ (3) 

wohners mittL Q d und der Einwohnerdichte De ’ r Faktor [ 0 in G1 (3) resu I t i er t aus der 

E d bei einer Entwasserungsflache F zu Umrechnung von 1 mm = 10 m3/ha. Die 

Qs>a = 365 • mittl. Q d • E d • F (2) durchschnittlichen Niederschlagshöhen kön- 

Die jährliche Regenwasserabflußmenge nen von den zuständigen Wetterdienst¬ 
kann unter Verwendung der Abflußhöhen- stellen des Meteorologischen Dienstes der 

linien ermittelt werden. Bezeichnet man DDR angefordert werden. Der Gesamt- 

den Ablesewert auf der Abszisse mit abflußbeiwert beträgt etwa 70 Prozent 
e^ s /reine Zahl <1, so ergibt sich mit der des Anteils der dichten Flächen des Ent- 

Niederschlagshöhe iV a die Abflußhöhe zu Wässerungsgebietes. Als wirksame Speicher- 

e T s • iV a . Der Index r bzw. s soll darauf hin- höhe s dürfen lediglich die Benetfcungs- und 

weisen, daß e von der Regenspende r und Muldenverlusie (1-5-2 mm) in Ansatz ge- 

der Speicherung s abhängt. Der Regen- bracht werden. 

Wasserabfluß ergibt sich unter Verwendung Die Überläufmengen von Entlastungsanlagen 

der Abflußhöhenlinien mit r = 0 und s als werden im entscheidenden Maße von der 

wirksame Speicherhöhe in mm. Der Regen- gewählten kritischen Regenspende r krit und 


Bild 3 Abflußhöhenlinien bei Berücksichtigung der Speicherung 



10 20 30 40 50 60 TO 80 90 100 

Abfluß in Prozent der NiederscNagshohe 


der vorhandenen Speicherung bestimmt. 
Die Überlaufmengen betragen 

<?RÜ, a = 10 «r krit,s' Vg' • F /m 3 /a/ (4) 

^Bei der Benutzung der Abflußhöhenlinien 
für die Ermittlung der entlasteten Misch¬ 
wassermengen ipüssen für die Speicherung s 
alle in Frage kommenden Anteile berück¬ 
sichtigt werden. Neben den Benetzungs¬ 
und Muldenverlusten zählen dazu evtl, vor¬ 
handene Regenbecken und das Kanal¬ 
volumen. Die Speicherinhalte müssen dabe. 
auf mm Speicherhöhe umgerechnet werdeni 
Die den Abwasserbehandlungsanlagen zuge m 
führten Regenwassermengen, ergeben sich zu 
<?R,KA.= 10(l- Erkritj s) ■N ? - Vg -F /mVa/ (5) 
Für die Speicherung s sind hier nur die 
Speicherverluste, nicht aber die Speicher¬ 
volumen in Ansatz zu bringen. Das vorüber¬ 
gehend gespeicherte Abwasser gelangt nach 
Regenende ebenfalls zur Abwasserbehand¬ 
lungsanlage. 

Die Gin. (2) bis (5) erlauben, für unter¬ 
schiedliche Entwässerungskonzeptionen die 
jährlichen Netz- und Kläranlagenablauf¬ 
mengen in Abhängigkeit gewählter kriti¬ 
scher Rögenspenden und Speichervolumina 
zu bestimmen. Für ^ie Mengenbilanz kann 
vereinfachend angenommen werden, daß 
■ die Regenüberläufe während ihrer Tätigkeit 
kein Schmutzwasser mit entlasten. Damit 
ergeben sich für die Entwässerungsvarian¬ 
ten die in Tafel 1 zusammengestellten Gin. 
zur Ermittlung der Netz- und Kläranlagen¬ 
abläufe. 

V erschmutzungskonzentrationen 
der Netz- und Kläranlagenabläufe 

Der Begriff „Verschmutzung“ wird für die 
unterschiedlichsten Abwasserinhaltstoffe 
benutzt, die auf den Vorfluter einen schädi¬ 
genden Einfluß ausüben. Diese sind die 
organischen Stoffe (z. B. gemessen am 
BSB s ), die suspendierbaren Stoffe (abfil- 
trierbare Stoffe), die eutrophierenden Stoffe 
(Gesamtstickstoff bzw. Gesamtphosphor). 
In Auswertung von Literaturwerten können 
für die in Tafel d. genannten Gruppen von 
Abwasser für den Variantenvergleich die in 
Tafel 2 angegebenen Verschmutzungskon¬ 
zentrationen in Ansatz gebracht werden. 

Bewertung von Entwässerungs¬ 
konzeptionen 

Zur Bewertung von Entwässerungskonzep¬ 
tionen können auf der Grundlage jährlicher 
Schmutzfrachten Variantenvergleiche zum 
optimalen Gewässerschutz durchgeführt 
werden. Die Schmutzfrachten ergeben sich 
aus Gl. 1. Einen großen Einfluß auf die 
Entwässerungskonzeptionen des Misch¬ 
systems hat die Festlegung der kritischen 
Regenspende. Hierzu erfolgte eine ausführ¬ 
liche Darlegung in /2/. 

Vom Standpunkt des Umweltschutzes ge¬ 
sehen, sollte derjenigen Variante der Vorzug 
gegeben werden, die dem Vorfluter die 
geringste Schmutzfracht zuführt. In /I J 
wurde die Variante M II mit der Variante 
T I verglichen und festgestellt, daß Misch¬ 
systeme mit kritischen Regenspenden 
r krit 5 l/s*ha den Trennkanalisationen 
überlegen sind. 

.^Bewertung der Entwässerungs¬ 
konzeptionen auf der Grundlage 
der Investitionskosten 

Aufwandsoptimierungen ganzer Entwässe- 
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Tafel 1: Zusammenstellung der Gleichungen 

zur Ermittlung der jährlichen Abwasser¬ 
mengen 


Variante Überlauf - 
mengen 

von Ent¬ 
lastungs¬ 
anlagen 

In Regen¬ 
becken ent¬ 
schlammtes 

Abwasser 

_ t _ 

In Abwasser¬ 
behandlungs¬ 
anlagen 
gereinigtes 
Abwasser 

M I (4) 

— 


(2) + (5) 

M II (4) 

(3) — (4) - 

-(5) 

(2) + (5) 

M III — 

(3)-(5) 


(2) + (5) 

T I (3) 

— 


(2) 

TII - 

(3)-(5) 


(2) + (5) 

Tafel 2: 

Richtwerte für Verschmutzungskonzentrationen 

Abwasserart 

BSBj 

Absetz 

Gesamt¬ 


/g/m 3 / 

bare 

Stoffe 

/g/m 3 / 

stick¬ 

stoff 

/g/m 3 / 

mech. gereinigtes 
Abwasser 

250 

20 

75 

biol. gereinigtes 
Abwasser ' 

25 

10 

60 

Regenwasser 
in Kanälen 

40 

650 

2,1 

Entlastetes 

Mischwasser — 

90 

500 

10,8 

Entschlammtes 

Mischwasser 

80 

20 

80 

Entschlammtes 

Regenwasser 

35 

20 

2 


Tafel 3: Investitionskosten für Kläranlagen 
des Misch- und Trennsystems 
Kapazität Investitionskosten /M/EGW/ 


EGW 

Var. 

TI 

Var. 

T II 

Var. 

M I 

Var. 

M II 

Var. 

M-III 

3 000 

146 

168 

161 

175 

190 

4 000 

138 

159 

152 

166 

179 

5 000 

126 

145 

137 

151 

164 

6 000 

119 

137 

131 

143 

155 

10 000 

115 

132 

127 

138 

150 

20 000 

90 

104 

99 

108 

117 


rungssysteme liegen noch nicht vor und 
werden durch die sehr unterschiedlichen 
örtlichen Gegebenheiten erschwert. Zur 
Bewertung von Entwässerungskonzeptio¬ 
nen erhält unter Beachtung des Gewässer¬ 
schutzes die Variante mit den geringsten 
Investitions-, Betriebs- und Unterhaltungs¬ 
kosten den Vorzug. Es muß sein 
^ges. = + K T + ^KA + K H 

+ K b Min ( 6 ) 

Hierin bedeuten 

K ge3 — Investitions-, Betriebs- und Unter¬ 
haltungskosten des Entwässerungs¬ 
systems 

Ktf = Investitionskosten der Sekundär¬ 
netze 

K t = Investitionskosten der Primärlei¬ 
tungen 

K ka = Investitionskosten der Kläranlagen 
K h * = Investitionskosten für die Haus¬ 
installation 

K B = Betriebs- und Unterhaltungskosten 
des Entwässerungssystems 
Die Erfassung sämtlicher Kostenanteile 
setzt eine detaillierte Durcharbeitung ver¬ 
schiedener Varianten voraus, die in der 
Planungsphase im allgemeinen nicht mög¬ 
lich ist. Im folgenden wird unterstellt, daß 
die Kosten für die Primärleitungen,' der 
Hausinstallation und des Betriebs- und 
Unterhaltungsaufwandes für die Entwässe¬ 
rungsvarianten gleich hoch sind. 

Investitionskostenvergleich 
von ^Kanalisationsnetzen 
des Misch- und Trennsystems 

Vergleichende Untersuchungen geplanter 
1 Entwässerungskonzeptionen ergeben ohne 


große Streuungen folgende Kostenrelatio¬ 
nen : 

Gesamtkosten 

Netze des Trennverfahrens 100 Prozent 

davon Regenwassernetz 65 Prozent 

Schmutzwassernetz 35 Prozent 

Gesamtkosten Mischwassernetz 
im Vergleich zum Trennverfahren 70 Prozent 
Eiir den Investitionskostenvergleich können 
in der Planungsphase für die Sekundärnetze 
folgende Kennzahlen empfohlen werden: 
Mischverfahren 250 M/E 

Trennverfahren 380 M/E 


Investitionskostenvergleich 
von Kläranlagen des Misch- 
und Trennsystems 


Die Investitionskosten von Kläranlagen 
beider Entwässerungssysteme hängen von 
der Abwassermenge und den Schwankun¬ 
gen, den Abwasserinhaltsstoffen und dem 
Abwasserbehandlungsverfahren ab. Wäh¬ 
rend die auf den Einwohner bezogenen 
Investitionskosten für die Kanalisations¬ 
netze verhältnismäßig unabhängig vpn der 
Wohngebietsgröße sind, nehmen diese für 
Kläranlagen mit wachsender Kapazität 
eindeutig ab. 

Für Kläranlagen des Trennsystems wurden 
vom Ministerium für Umweltschutz und 
Wasserwirtschaft 1976/4/ Investitionskenn¬ 
zahlen für verbindlich erklärt. Für Klär¬ 
anlagen des Mischsystems wurden bisher 
keine Kennzahlen ermittelt. Nach Rück¬ 
sprache mit dem VEB Projektierung Was¬ 
serwirtschaft (Autor der Kennzahlen) liegen 
die Investitionskosten bei Kläranlagen des 
Mischsystems ohne Regenwasserbecken 
(Variante M I) rund 10 Prozent höher als 
beim Trennverfahren. Nach Imhoff / 3/ sind 
Kläranlagen für Mischverfahren ohne Re¬ 
genwasserbecken (Variante M I) ebenso 
teuer wie für Trennverfahren (Variante T I). 
Bei vorhandenen Regenwasserb^cken und 
der damit bedingten Vergrößerung der 
Schlammräiime und des biologischen Teiles 
'wird eine Verteuerung um 25 Prozent ange¬ 
geben. , 

Für den Investitionskostenvergleich können 
in der Planungsphase für Kläranlagen in 
Abhängigkeit von der jeweiligen 'Entwässe¬ 
rungsvariante etwa folgende Kostenrela¬ 
tionen in Ansatz gebracht werden: 


Variante T I 
Variante TU 
Variante M I 
Variante M II 
Variante M III 


— 100 Prozent 

— 115 Prozent 

— 110 Prozent 

— 120 Prozent 

— 130 Prozent 


Die vorstehenden Kostenrelationen beinhal¬ 
ten die erforderlichen Aufwendungen für 
die Regenwasserbecken im Netz und auf 
der Kläranlage. Ihre genaue Größe wird 
zweifelsohne von der Art der Regenwasser¬ 
becken (Regenwasserrückhaltebecken, Re¬ 
genwasserüberlaufbecken, Regenwasserklär¬ 
becken), ihrer Speicherkapazität und Bau¬ 
weise beeinflußt. Regenwasserrückhaltebek- 
ken und Regenwasserüberlaufbecken ver¬ 
ringern, sofern sie im Kanalisationsnetz 
angeordnet sind, wiederum die Investitions¬ 
kosten der Netze. Diese vielfältigen Abhän¬ 
gigkeiten können jedoch in der Planungs¬ 
phase noch nicht einzeln erfaßt werden. 
Sie müssen in der weiteren Vorbereitung 
unter Beachtung der Erfordernisse des 
Städtebaues und des Vorfluterschutzes 
detailliert untersucht werden. Nach den 
Kennzahlen für wasserwirtschaftliche In¬ 


vestitionsvorhaben und den genannten 
Kostenrelationen für die einzelnen Varian¬ 
ten des Misch- und Trennsystems, erhält 
man für biologische Kläranlagen nach dem 
Belebtschlammverfahren mit Kreiselbelüf¬ 
tung im Kapazitätsbereich von 3000 bis 
20 000 EGW die in Tafel 3 angegebenen 
Investitionskosten. 

Investitionskostenvergleich 
von Entwässerungssystemen 

Nach Gl. 6 ergeben sich mit den bereits 
erwähnten Vereinfachungen und ermittelten 
Investitionsaufwänden für die Variante des 
Trenn- uhd Mischsystems folgende Gesamt¬ 
kosten : ) 

Variante T I: K ge3 = (470 bis 526) • E/M/ 
Variante T II: K = (484bis548) • E/M/ 
Variante MI: IT = (349 bis 411). E/M/ (7) 
VarianteMII: K = (358bis425) • E/M/ 
Variante M111: if* eg == (367 bis 440) • E/M/ 

In der Gleichungsgruppe (7) gelten die 
niedrigeren für die größeren (20 000 EGW) 
und die höheren Kosten für die kleineren 
Anlagen (3000 EGW). 

Der Vergleich der Investitionskosten zeigt, 
daß die Entwässerungskonzeptionen des 
Mischsystems in der Regel billiger sind. 
Bei der Aufstellung der Gleichungen wurde 
vorausgesetzt, daß die Größe der Kläranlage 
jeweils auf die Größe des Bebauungsgebietes 
abgestimmt ist. Wo mehrere Bebauungs¬ 
gebiete zu einer größeren Kläranlage hin 
entwässern, verschieben sich die Investi¬ 
tionskosten weiter zugunsten des Misch¬ 
systems. Die Gleichungen können nicht 
mehr 'benutzt werden, wenn auf Grund 
örtlicher Besonderheiten bei bestimmten 
Entwässerungskonzeptionen besonders gün¬ 
stige Kostenbeeinflussungen auftreten. 
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wassereinflusses bei Entlastungsanlagen im Ab¬ 
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/3 f' Imhoff, K.: Taschenbuch der Stadtentwässe¬ 
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/4/ Kennzahlen für wasserwirtschaftliche Investi¬ 
tionsvorhaben. Berlin, Ministerium für Um¬ 
weltschutz und Wasserwirtschaft 1976 
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Mitteilung der KDT 

Der Fachausschuß Ökonomik der Wasser¬ 
wirtschaft der Kammer der Technik führt 
am 21. November 1979 in Dresden eine In¬ 
formationstagung über Probleme des Nach¬ 
weises des Nutzeffektes wasserwirtschaftli¬ 
cher Investitionen und der Leistungsbewer¬ 
tung in den ■ VEB Wasserversorgung uüd 
Abwasserbehandlung durch* 

Im Mittelpunkt steht die Erörterung von 
Grundlagen der Effektivitätsermittlung ent¬ 
sprechend den Anforderungen der Wirt¬ 
schaftspraxis sowie die Anwendbarkeit 
einer komplexen Aufwandskennziffer für 
Investitionen. Ferner werden die Erfahrun¬ 
gen aus der Anwendung der leistungsbezo¬ 
genen Produktionskennziffer sowie der Be¬ 
wertung der Instandhaltungsleistungen in 
den Betrieben behandelt. 

Tagungsort ist die WWD Obere Elbe- 
Neiße, 801 Dresden, Julian-Grimau-Allee 23, 
Beginn 10.00 Uhr. 

Anmeldungen sind an das Präsidium der 
Kammer der Technik, Fachverband Wasser, 
108 Berlin, Clara-Zetkin-Straße 115/117, zu 
richten. 
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Projektierung von Überleitungssystemen für das Bewässerungsprogramm 


Dipl.-Ing. REIFERT und Ing. MISSLER, KDT 
Beitrag aus dem VEB Projektierung Wasserwirtschaft 


Das Bewässerungsprogramm für die soziali¬ 
stische Landwirtschaft wurde 1976 durch 
das Zentralkomitee der SED und den Mini¬ 
sterrat der DDR beschlossen. Es hat eine 
Steigerung an pflanzlicher Produktion zum 
Ziel. Dazu sind umfangreiche wasserwirt¬ 
schaftliche Vorleistungen erforderlich. 
Durch die Errichtung von Talsperren und 
Speichern, sowie die künstliche Erhöhung 
^les Wasserstandes in geeigneten Binnenge¬ 
wässern ist das notwendige Wasser bereitzu¬ 
stellen. Durch großangelegte Uberleitungssy¬ 
steme wird Oberflächenwasser und gereinig¬ 
tes kommunales oder industrielles Abwasser 
den Wassermangelgebieten zugeführt wer¬ 
den. Dabei sollen einfache material- und 
energiesparende Lösungen den Vorzug ha¬ 
ben und durch Variantenuntersuchungen 
optimale Lösungen gefunden werden. 

Etwa ein Drittel der vorgesehenen Bewässe¬ 
rungsvorhaben kann durch Grundwasserre- 
gulierungsmaßnahmen erbracht werden. 
Für zwei Drittel ist Beregnung oder Trop¬ 
fenbewässerung notwendig. 

Eine ausreichende Wasserbereitstellung da¬ 
für ist nur zum Teil aus vorhandenen ste¬ 
henden oder fließenden Gewässern möglich. 
Vielfach ist der Bau von Speichern beson¬ 
ders in Form von Flachlandspeichern erfor¬ 
derlich. In anderen Fällen muß das Wasser 
zusätzlich durch Uberleitungssysteme den 
Bedarfsgebieten zugeführt werden. Es sind 
deshalb geeignete Prinziplösungen für 
Flachlandspeicher zu erarbeiten, für Wehre 
mit ausreichender Stauweite und -höhe und 
für Überleitungssysteme geeignete Wieder- 
verwendungs- und Angebotslösui^gen vorzu¬ 
legen. 

Diese Projekte müssen die Wasserentnahme, 
den Pumpensaugraum, die Pumpstation, 
das Fortleitungssystem und den Zwischen¬ 
speicher umfassen. 

Dabei ist 

— durch bevorzugte Anwendung der eben¬ 
erdigen Freibauweise der Investitions¬ 
und Materialaufwand so gering wie mög¬ 
lich zu halten, 

— eine Begrenzung auf wenige Pumpenty¬ 
pen und -großen bei optimalem Wir¬ 
kungsgrad notwendig und 

— ein einheitliches Steuer- und Kontrollsy- 
stem vorzusehen. 

Lösungsweg 

Als erste Aufgabe wurde in Abstimmung 
mit dem Ministerium für Umweltschutz 
und Wasserwirtschaft eine Bedarfsfor¬ 
schung durchgeführt, die auch Aufschluß 
gab über folgende Parameter: 


Förderstrom ^ Vmax> Kinin _ 

Förderhöhen Lf geo ,^/f v , H s , f/ A 

Entnahme aus Wasserlauf, Speicher- 

„ becken, Wasserstände 

Entnahmeort' Uferform, Vorlandbreite, 

Deichflußbreite 

Entnahme durch Rohrleitungen: NW, 

Rohrmaterial, Länge 
oder 

Weiterleitung durch 

Gerinne: Sohlbreite, 
Böschung, Gefälle, 
Abdichtung * 

Speicher: natürliche Erd¬ 
becken mit Folie, Beton¬ 
becken, Betonbehälter 
oder 

Gerinne: Sohlbreite, 
Böschung, Gefälle, 
Abdichtung 


Nach den Ergebnissen der Bedarfsforschung 
wurden Abgrenzungen der Projektierungs¬ 
aufgabe vorgenommen. 

Die Analyse der angemeldeten Maßnahmen 
hat ergeben, daß 75 Prozent in nachfolgende 
Parameterbereiche fallen: 


'Förderstrom V = 500 bis 8000 m 3 /h 
Förderhöhe = 20 bis 1000 kPa 

Wasserspiegel¬ 
schwankungen 
an der Ent- 

nahmesteile 2 bis 50 kPa 

H s = (0,2 bis 5,0 mWs) 

Wa s serspiegelhöhe 

unter Gelände H = 0,5 bis 5,0 m 


Um die Forderung der Landwirtschaft, in 
etwa 20 Prozent der Zeit rund 50 Prozent 
mehr Wasser zu fördern -f neben der Nor¬ 
malförderung —, zu erfüllen, ist der Einsatz 
^on mindestens zwei, maximal fünf Pum¬ 
penaggregaten im Parallelbetrieb notwen¬ 
dig. Unter diesen Bedingungen muß dann 
allerdings auf sonst übliche Reservepump- 
aggregate verzichtet werden. Bei extremen 
Förderbedingungen kann sogar der Einsatz 
von unterschiedlichen Pumpenaggregaten 
erforderlich werden. Das ist jedoch) mit 
einem erheblichen Mehraufwand verbun¬ 
den. Bis zur Vorlage der Angebotslösungen 
wurden alle geeigneten Projekte auf Wie¬ 
derverwendbarkeit überprüft und als 
WV-Sammelunterlage herausgegeben. 

Bei der eigentlichen Angebotsprojektierung 
leistete das Ingenieurbüro für Melioratio¬ 
nen, Bad Freiepwalde, Starthilfe. Es wur¬ 
den „Grundsätze für die Planung von Was¬ 
serüberleitungen zu Bewässerungsvorha¬ 
ben“ 12.76 und „Vorschläge zur Standardi¬ 
sierung von Uberleitungspumpstationen“ 
2.77 übergeben. Weiterhin wurden Erfah¬ 
rungen bei Betrieb und Wartung von Sta¬ 
tionen in Freibauweise vermittelt. Für die 
eigentliche Durchführung der Aufgabe wur¬ 
den folgende Entscheidungen getroffen: 

1. Komplexe Angebotslösungen für Uberlei¬ 
tungssysteme kann es nicht geben. Solche 
Systeme können nur nach einer Richtlinie 
bearbeitet werden. 

2. Auch die einzelnen Anlagenteile des 
Überleitungssystems sind von so vielen va¬ 
riablen Größen beeinflußt, daß geschlossene 
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Bild 2 Uberleitungsanlagen mit einfachen Systemlösungen, Verteilung und Abgabe 
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Regel problemlos. Entwickelt wurden Pfahl- 
und Spundwandkonstruktionen, um auch bei 
Flachwasserständen entsprechende Entnah¬ 
memöglichkeiten zu schaffen (Bild 4). Die 
Entnahme aus der fließenden Welle hinge¬ 
gen erforderte eingehende Untersuchungen 
für: 

— Entnahmestelle: Sie sollte am Prallufer 
rechtwinklig zur Strömung liegen. Dabei 
wurde -das Bogenende als ideale Entnah¬ 
mestelle ermittelt. 

— Entnahmemenge und Entnahmege¬ 
schwindigkeit 

Sie sind entsprechend dem Verhältnis 


Qe 


und 


^ 0,7 


<0,5 
Qf 

zu wählen. Dadurch wird unerwünschtes 
Eindringen von Geschiebe oder auch Verlan¬ 
dung weitgehend vermieden. 

— Wasserspiegelschwankungen: 

Maßgebend ist der niedrigste Entnahme¬ 
wasserstand. Bei erhöhtem Wasserstand 


Lösungen mit den vorhandenen Kapazitä¬ 
ten zu den erforderlichen Terminen nicht 
erbracht werden können. 

Es werden deshalb für alle Anlagenteile 
Baugruppen erarbeitet, die je nach Erfor¬ 
dernis mit geringem Aufwand an Entwurf- 
und Zeichenarbeit zu kompletten Projekten 
zusammengestellt werden können. Eine 
vielseitige Anwendbarkeit und damit höhere 
Anwendungshäufigkeit der Baugruppen war 
dabei ein wesentlicher Gesichtspunkt. 


Technisch-ökonomische Ergebnisse 


Aus der Bedarfsanalyse bietet sich der Be¬ 
reich 


V = 500 bis 8000 m 3 /h 
20 bis 1000 kPa 
H a = (2 bis 100 m Ws) 
für eine häufige Wiederverwendung an. 
Ausgehend von den Fördermengen und 
-höhen wurde ermittelt, welche Pumpenag¬ 
gregate aus den Fertigungsprogrammen der 
Hersteller die besten Einsatzmöglichkeiten 
bieten. Die Forderung aus den Wasserbe¬ 
darfsschwankungen haben die Aufteilung 
der zu fördernden Wassermenge auf minde¬ 
stens zwei bis max. fünf Aggregate ergeben 
(vorzusehende Pumpentypen siehe Bild 1). 
Aus den Nennförderleistungen der Pum¬ 
penaggregate wurden für die Pumpstation 
12 Nennförderströme abgeleitet, die den 
Vorzugszahlen der Zahlenreihe R10 nach 
TGL 27 786 entsprechen 


630 m 3 /h 2 500 m 3 /h 

800 m 3 /h 3 150 m 3 /h 

1 000 m 3 /h 4 000 m 3 /h 

1 250 m 3 /h 5 000 m 3 /h 

1 600 m 3 /h 6 300 m 3 /h 

2 000 m 3 /h 8 000 m 3 /h 

Kombinationen von gleichgroßen oder 
kleineren und größeren Pumpenaggregaten, 
sogar komplette Stationen im Stufenbetrieb, 
lassen sich in diese Stationsförderströme 

* einordnen. 


Bei der weiteren Bearbeitung anderer An¬ 
lagenteile, z. B. Entnahmebauwerke, und 
Pumpensaugräume, Zwischenspeicher, Druck¬ 
rohrleitungen, Gerinne und dergleichen 
mehr, wird als Bezugsbasis der nach der 
Zahlenreihe R 10 gegliederte Nennförder¬ 
strom für die Festlegung von Vorzugslösun¬ 
gen genutzt. Einzelanlagen > 8 000 m 3 /h 
lassen sich davon analog ableiten. 

Der Aufbau einer Uberleitungsanlage mit 
einfachen Systemlösungen ist weitgehend 


schematisiert in Bild 2 dargestellt. Die 
Zuordnungsübersicht für einzelne Anlagen¬ 
teile ist aus Bild 3 ersichtlich. 

Entnahmeeinrichtungen 

Die See- oder offenen Entnahmen sowie die 
Übernahme vorgeklärter Abwasser ist in der 


kann das Bauwerk ohne Schaden überflutet 
werden. Kann der niedrigste Entnahmewas¬ 
serstand nicht garantiert werden, sind ent¬ 
sprechende Stauanlagen zusätzlich anzuord¬ 
nen. 

— Konstruktive Lösungen: 

Die Ausstattung erfolgt mit Schwimmbal- 


Bild 3 Wasserüberleitungssysteme, Zuordnungsübersicht 
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ken und Staubohlen sowie Grobrechen 20 
bis 80 mm Stabweite. Die Plattform ist für 
Reinigungszwecke befahrbar. Vorzugslösung 
ist die Spundwandbauweise (kurze Bau¬ 
zeit) , mit zwei bis vier Kammern ent¬ 
sprechend den zu entnehmenden Wasser¬ 
mengen (Bild 5). 

Pumpensaugraum 

Ein Pumpensaugraum ist immer dann er¬ 
forderlich, wenn es darum geht, die Entnah¬ 
memengen verlustarm auf mehrere Pum¬ 
pensaugleitungen aufzuteilen. Er hat außer¬ 
dem noch Steuer- und Pufferfunktionen 
und ist volumenmäßig von den verwende¬ 
ten Pumpenaggregaten abhängig (siehe 
Bild 6). 

Pumpstationen und Betriebsanlagen 

Die Pumpstationen sind das Herz der Über¬ 
leitungen. Als Vorzugslösung gilt die Pump¬ 
station für Pumpen mit horizontaler Welle 
in Freibauweise, ebenerdig. Solche Statio¬ 
nen erfordern den geringsten Material- und 
Investitionsaufwand. Es ist deshalb bei je¬ 
der Investition zu prüfen, ob durch wasser¬ 
bauliche Maßnahmen der Anstau für Wehre 
oder Aufspaltung des Förderstromes auf 
mehrere Druckleitungen bei begrenzter För¬ 
derweite die Vorzugslösung angewandt wer¬ 
den kann. Es wurden Angebotslösungen in 
Form von Baugruppen erarbeitet für 
— Pumpstationen für Pumpen mit horizon¬ 
taler Welle in Freibauweise ebenerdig 
(Bild 9) 

mit NPSH-Werten von 32 bis 65 kPa (3,2 
bis 6,5 mWS) der Baureihe KRZH, My, Gl. 
KRZH Fördermenge V 500 bis 2 500 m 3 /h 
Ha 150 bis 800 kPa (15 bis 80 mWS) 

My Fördermenge V 500 bis 5 000 m 3 /h 
H a 60 bis 200 kPa (6 bis 20 mWS) 

GL Fördermenge V 500 bis 1 600 m 3 /h 
H a 800 bis 1 000 kPa (80 bis 100 mWS) 
Zugehörige Baugruppen sind: Blockfunda¬ 


mente, Fundamentplatte ebenerdig und 
Saugleitungen. 

Zusätzliche Baugruppen können sein: 
Evakuierung, Druckkesselanlage zur Steue¬ 
rung und Druckstoßdämpfung, Schall¬ 
schutz, Sperr- und Spülwasseranlage. 

— Pumpstationen für Pumpen mit vertika¬ 
ler Antriebswelle der Baureihe KAEC 
und KDCE (siehe Bild 7 und 8). 

Diese finden vorwiegend Anwendung, wenn 
es sich um die Hebung relativ großer Was¬ 
sermengen V = 2 000 bis 8 000 m 3 /h auf 
kleine 30 bis 100 kPa (3 bis 10 mWS) oder 
mittlere Höhen 100 bis 240 kPa (10 bis 
24 mWS) handelt. 

Zugehörige Baugruppen sind: Einlaufkam¬ 
mer, Spundwandtiefbauteil, bei Bedarf auch 
Hochbauteil, Druckleitungen mit oder ohne 
Tosbecken. Für Einzeldruckleitungen wird 
zur Energie- und Kosteneinsparung auch 
der Heberauslaß als Vorzugslösung erarbei¬ 
tet. 

Für Ausnahmefälle wurden erarbeitet: 

— Pumpstationen für Pumpen mit horizon- \ 
taler Welle in Trogbauwerken (Bild 10) 

aus der Baureihe SM und ZMLK mit 
NPSH-Werken > 70 kPa (7 mWS) 

SM Fördermenge V 2 500 bis 6 300 m 3 /h 
Ha 200 bis 400 kPa (20 bis 40 mWS) 

ZIMK Fördermenge V 1 600 bis 8 000 m 3 /h 
H a 400 bis 1 000 kPa (40 bis 100 mWS) 
Zugehörige Baugruppen sind: Blockfunda¬ 
mente, Trogbauwerke mit Dachluken für 
Autokranmontage, Leckwasserpumpen. Zu¬ 
sätzliche Baugruppen können sein: 
Druckkesselanlage zur Druckstoßdämpfung, 
Schallschutz, Lüftung. 

— Betriebsanlagen für Elektro- und MSR 
Infolge Freibauweise werden Betriebsanla¬ 
gen einschließlich Hilfsaggregate und Sa¬ 
nitärteil in einem gesonderten geschlossenen 
Bauwerk zusammengefaßt. Größe und Aus¬ 
stattungsgrad entsprechen der Anzahl und 
Einzelleistung je Pumpenaggregat und ört¬ 



Bild 5 Entnahmebauwerke, a) Einlaufkammer für vertikale Pumpen, b) an fließenden Gewässern 
Bild 6 Pumpensaugraum, a) für Pumpen mit kleinem Haltedruck, b) für Pumpen mit Zulauf 


licher Energiebereitstellung, wobei im Be¬ 
darfsfall Trafos in Freiaufstellung angeglie¬ 
dert werden können. 

Die Druckkesselsteuerung wird nur für ge¬ 
schlossene Systeme angewendet. Die meisten 
Anlagen werden aus Optimierungs- und 
Steuerungsgründen über im Nebenschluß 
liegende Zwischenspeicher oder offene Ge¬ 
rinne wasserstandsabhängig gesteuert. 
Wassertransport durch Rohrleitungen oder 
Gerinne 


Sammeldruckrohrleitungen der NW 300 bis 
NW 1400 sind immer den örtlichen Ver- 



Bild 7 Pumpstation mit vertikalen Pumpen, Bau¬ 


reihe KAEC 



Bild 8 Pumpstation mit vertikalen Pumpen, Bau¬ 


reihe KDEC 



Bild 9 Pumpstation mit horizontaler Welle, Frei¬ 
bauweise ebenerdig 


Bild 10 Pumpstation mit horizontaler Welle, 
Trogbauweise 
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hältnissen anzupassen. Es gilt dafür die 
TGL 22 769 Blatt 1 bis 7. 
Fortleitungsgerinne als Gefälleleitungen 
oder mit offenen Profilformen lassen sich 
am leichtesten bei minimalem Aufwand 
hersteilen. 

Die Profile sind den besonderen Bedingun¬ 
gen eines zeitweisen Pumpbetriebes ange¬ 
paßt und berücksichtigen korrespondieren¬ 
des Grundwasser. Eine besondere Problema¬ 
tik ergibt sich, wenn wegen der Durchlässig¬ 
keit des Untergrundes mit zeitweisen oder 
ständigen Versickerungen des Wassers ge¬ 
rechnet werden muß. Mit Hilfe der Elektro- 
analogie werden hierfür spezielle Untersu¬ 
chungen durchgeführt. 

Zwischenspeicher 

Sie dienen als Ausgleich und zur Steuerung 
der Uberleitungspumpwerke. Es wurden 
fünf Größen mit einem Inhalt von 4 000 m 3 , 
8 000 m 3 , 16 000 m 3 , 25 000 m 3 und 

40000 m 3 als Vorzugslösungen entwickelt, 
die in Abhängigkeit vom Verbrauch einen 
Ausgleichsbedarf als Speicher aufnehmen 
können. Als Bauweise sind Erdbecken mit 
Foliendichtungen vorgesehen. 

Für die Projektierung von Uberleitungsan¬ 
lagen kommen den Bereichen Wissenschaft 
und Technik die speziellen Aufgaben der 
Vorbereitung von Baugruppen entsprechend 
dem neuesten Erkenntnisstand zu. Um eine 
schnelle Einführung in die Praxis zu si¬ 
chern, werden zuerst solche Baugruppen 
und Bausteine entwickelt, die für bereits in 
Auftrag gegebene Investitionsmaßnahmen 
anwendbar sind. Das System läßt eine ent¬ 
sprechende Ergänzung bzw. Erweiterung 
mit Bausteinen zu. 

Bei der praktischen Anwendung wird Pro¬ 
jektierungskapazität eingespart. Von weit 
größerem Gewicht ist jedoch die verbesserte 
Aussagekraft der Investitionsprojekte und 
die im _ Wirtschaftszweig Wasser durchzu¬ 
setzende Unifizierung von Anlagenteilen. 
Diese ist mit der Schaffung einheitlicher 
Angebotsbausteine ermöglicht worden. 

Unter Nutzung der in Bearbeitung befind¬ 
lichen Baugruppen und -steine wird sich im 
Laufe der Zeit eine veränderte Arbeitsweise 
der Projektanten ergeben. Sie werden sich 
wesentlich intensiver mit anlagentechni¬ 
schen Lösungen befassen und daraus Va¬ 
rianten untersuchen bzw.. ableiten, um der 
Forderung nach optimalen Anlagen besser 
gerecht zu werden. 

Andererseits wird bereits in der Phase der 
Vorbereitung von Investitionen durch bes¬ 
sere Übersicht über mögliche Lösungen und 
Bezugsparameter ein hoher Aussagegrad für 
den Material- und Energiebedarf und Ko¬ 
sten erreichbar. Außerdem können für die 
Anlagenteile, die lange Lieferzeiten bedin¬ 
gen, die erforderlichen Bestellfristen besser 
eingehalten werden. 

Es wird bei der zukünftigen Entwicklung 
der Projektierungstätigkeit nicht nur um 
den Aufbau von Baugruppen- und Bau? 
steinsystemen gehen, aus denen sich op¬ 
timierte, komplexe Lösungen zusammenset¬ 
zen lassen, sondern um schnelle Praxis¬ 
wirksamkeit. Informationsmaterial über 
vorhandene Teillösungen ist in ausreichen¬ 
der Menge den Pröjektierungseinheiten und 
den mit der Vorbereitung von Investitionen 
Beauftragten kurzfristig zur Verfügung zu 
stellen. 


Vor zwanzig Jahren wurde in Karl-Marx- 
Stadt die Trinkwasserfluoridierung (TWF) 
eingeführt — eine kariesvorbeugende Maß¬ 
nahme vön großer gesundheitspolitischer 
Bedeutung. Die zahnärztliche Betreuung für 
alle Bürger zu sichern ist eine Aufgabe, <Jie 
heute alle Industriestaaten der Welt vor 
schwer zu lösende Probleme stellt. Haupt¬ 
ursache des explosionsartig steigenden 
zahnärztlichen Behandlungsbedarfs ist, daß 
die Zahnkaries und ihre Folgeerscheinungen 
ständig zunehmen. 

Welche Dimensionen diese hier nur andeut¬ 
bare epidemiologische und gesundheitspoli¬ 
tische Problematik inzwischen erreicht hat, 
verdeutlicht die Tatsache, daß die in der 
DDR 1978 mit großem Aufwand erreichte 
Relation von 1 Zahnarzt auf 2 200 Einwoh¬ 
ner nach wie vor als optimal eingeschätzt 
werden muß. Aber auch die für die Zukunft 
angestrebte Erweiterung des zahnärztlichen 
Personals, einschließlich der notwendigen 
poliklinischen und zahntechnischen Ein- 
richtyngen, wird an der gegebenen Situa¬ 
tion nicht viel zu ändern vermögen, es sei 
denn, man unterzieht gleichzeitig die tra¬ 
ditionelle zahnärztliche Betreuungskonzep¬ 
tion einer kritischen Analyse und ist um die 
ständige Anpassung dieser Konzeption an 
die sich wandelnden Bedingungen und Er¬ 
fordernisse bemüht. 

Die TWF ist erwiesenermaßen die effektiv¬ 
ste kariesvorbeugende Kollektivmaßnahme. 
Sie wird vor allem auch ohne die aktive 
Mitwirkung des einzelnen bei großen Be¬ 
völkerungsgruppen gesundheitsfördernd 
wirksam. 

Grundlagen der Trinkwasserfluoridierung 
Die Zahnkaries wird durch organische Säu¬ 
ren initiert, welche von Mikroorganismen 
der Mundhöhle durch Vergären von Nah J 
rungszuckern gebildet werden und unter be¬ 
stimmten Bedingungen das Schmelzmineral 
an den Zahnoberflächen direkt lösen. Das 
kontinuierliche interne Zuführen von Fluo¬ 
riden in optimalen Konzentrationen über 
die gesamte Bildungs- und Reifungsphase 
der Zähne — also von der Entwicklung des 
Kindes im Mutterleib bis an die Schwelle 
des Erwachsenenaitels — erhöht so durch 
den quantitativen und qualitativen Einbau 
des Fluor-Ions in d^s Schmelzmineral die 
natürliche Widerstandsfähigkeit der Zähne 
gegenüber dem ständigen und schwer ver¬ 
meidbaren Kariesangriff der Nahrung. Die 
Zähne erhalten auf diese Weise einen wirk¬ 
samen Kafresschutz. Mit der Fluoridanrei¬ 
cherung des Trinkwassers wird also — nach 
vielfältigen wissenschaftlichen Untersu¬ 
chungen — praktisch ein * „Naturexperi¬ 
ment“ nachvollzogen. 


Bei der TWF handelt es sich um eine kol¬ 
lektive kariesvorbeugende Maßnahme. Der 
natürliche Fluorgehalt des Trinkwassers (in 
der DDR 0 0,1—0,3 ppm F) wird in den 
Wasserwerken mit Hilfe spezieller Techno¬ 
logien durch überwachte Beimischung einer 
konzentrierten Fluoridlösung auf die ka¬ 
riesprotektiv optimale Konzentration von 
1,0 + 0,1 ppm F angereichert. Das aus ka¬ 
riesprotektiven Gründen fluoridoptimierte 
Trinkwasser wird international (Weltge- 
sundheits-Organisation) als eine zu for¬ 
dernde Wasserqualität definiert. 

Ergebnisse 

Die kariesvorbqngende Effektivität der 
TWF kommt — infolge des dargelegten 
Wirkungsmechanismus der Fluoride — 
nicht unmittelbar nach ihrer Einführung 
zum Tragen. Es bedarf vielmehr einiger 
Jahre, ehe sich die ersten karieshemmenden 
Auswirkungen zeigen. Dies ist für die 
Milchzähne der zu Beginn der Fluoridanrei¬ 
cherung geborenen Kinder im 5. Lebensjahr 
der Fall. An den Zähnen des bleibenden Ge¬ 
bisses ist eine deutliche Wirkung nach 4 bis 
5 Jahren sichtbar (Bildl). Je länger die 
Fluoridzuführung erfolgt, um so höher wird 
der Kariesrückgang. Allerdings kann dieser 
bei den nachfolgenden Generationen wieder 
aufgehoben werden, wenn nicht für die 
ständige Kontinuität des Fluoridangebots in 
der optimalen Konzentration Sorge getragen 
wird; das gilt auch für längere Dosierungs¬ 
unterschreitungen ! 

Nach. 16 Jahren zahnärztlicher Überwa¬ 
chung der TWF ist es bereits unwichtig ge¬ 
worden, auf welche Weise man den bei der 
Karl-Marx-Städter Bevölkerung eingetrete¬ 
nen Kariesrückgang zu dokumentieren ver¬ 
sucht, man kommt stets zum gleichen, ein¬ 
deutigen Resultat. Die in Karl-Marx-Stadt 
geborenen und aufgewachsenen Kinder und 

Bild 1 Vergleich und Entwicklung der Karies¬ 
verbreitung (DMF/T-Index 1 ) bei ortsgebore¬ 
nen Kindern aus Karl-Marx-Stadt und 
Plauen (0,2 ppm F) in den ersten 10 Jah¬ 
ren nach Einführung der TWF 
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Jugendlichen haben, seit Jahren den nied¬ 
rigsten Kariesbefall in der gesamten Repu¬ 
blik. Dies veranschaulicht die graphische 
Darstellung (Bild 2), auf der die in verschie¬ 
denen Städten ermittelte Karies Verbreitung 
zu der des Jahres 1975 von Karl-Marx-Stadt 
in Beziehung gestellt ist. Der bei fast 
24 000 Kindern und Jugendlichen im Alter 
von 6 bis 18 Jahren nach 16 Jahren TWF 
ermittelte Kariesrückgang betrug durch¬ 
schnittlich 45 Prozent. 

Diese Entwicklung war außerdem mit 
einem bemerkenswerten Zuwachs an Pro¬ 
banden mit völlig kariesfreien Gebissen ver¬ 
bunden. Ihr Anteil betrug 1975 bereits über 
10 000 (= 43,3 Prozent). Ein solcher Pro¬ 
zentsatz von Kindern und Jugendlichen, die 
keiner zahnärztlichen Behandlung bedür¬ 
fen, erscheint in anderen Städten heute 
noch undenkbar, zumal sich 'dort nicht sel¬ 
ten eine gegenteilige Entwicklung abzeich¬ 
net. Beispielsweise kam es in der seit 1959 
zum Vergleich herangezogenen Stadt Plauen 
im gleichen Beobachtungszeitraum bei den 
älteren Kindern zu einem annähernd 
20prozentigen Kariesanstieg. 
Selbstverständlich wissen wir heute, daß die 
VWF nicht nur hinsichtlich der Karies, son¬ 
dern auch darüber hinaus gesundheitsför¬ 
dernde Auswirkungen hat. So erkranken Er¬ 
wachsene dadurch weniger an Gefäßlei¬ 
den. 

Ökonomische Auswirkungen 
des fluoridbedingten Kariesrückganges 
Obwohl der für den Bau und Betrieb einer 
TWF-Anlage erforderliche Finanzaufwand 
verhältnismäßig hoch ist, betragen die jähr¬ 
lichen Kosten pro Kopf der Bevölkerung 
nicht mehr als 10 bis 50 Pfennige. Die TWF 
ist somit nicht nur die wirksamste, sondern 
auch die billigste kariesvorbeugende Maß¬ 
nahme. Den geringen Kosten stehen allein 
in der Stomatologie immense ökonomische 
Vorteile gegenüber, die anhand einiger Bei¬ 
spiele hier näher erläutert werden sollen. 
Will man die ökonomischen Auswirkungen 
des in Karl-Marx-Stadt eingetretenen Ka¬ 
riesrückganges in seiner praktischen Konse¬ 
quenz verdeutlichen, so muß man sich zu¬ 
nächst vergegenwärtigen, was die Zahl 
„44 Prozent Kariesreduktion“ (also 
1,6 DMF-Zähne pro Kind) inhaltlich zum 
Ausdruck bringt. 

Um 1959 in Karl-Marx-Stadt bei den fast 
19 600 Probanden eine lOOprozentige Sanie¬ 
rung zu erreichen, hätten 68 000 Füllungen 
gelegt werden müssen. Das entspricht der 
durchschnittlichen Arbeitszeit von 23 Tau¬ 
send Stunden. Bei dem 1975 nachzuweisen¬ 
den Kariesrückgang (standardisiert auf 
1959) waren es 30 Tausend Füllungen weni¬ 
ger. Rechnet man diese Zahlen auf die Rela¬ 
tion Zahnarzt : Kind um, so hätte man 1959 
— also vor Beginn der TWF — 12 Zahnärzte 
benötigt, was einer Relation von 1:1660 
entsprochen hätte. Die Vergleichszahlen für 
Plauen betragen 1959 = 1:1 750 und 
1975 = 1:1560. 

Durch den zwischenzeitlich eingetretenen 
Kariesrückgang hat sich die Relation in 
Karl-Marx-Stadt auf 1:3 060 verschoben. 
Von dieser Zeit an wären für die Behand¬ 
lung der Kinder und Jugendlichen also — 
bei gleichem Arbeitseinsatz — nur noch 
sechs Zahnärzte notwendig gewesen, was 
einer personellen Einsparung von etwa 
50 Prozent gleichkommt. 

Bei dem nach wie vor hohen Behandlungs¬ 
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Bild 2 Vergleich der nach 16 Jahren TWF bei 
der Karl-Marx-Städter Population (8 bis 
16 Jahre) ermittelten Höhe der Karies¬ 
verbreitung (DMF/T-Index), zum Stand bei 
Gleichaltrigen in verschiedenen Städten der 
DDR mit fluorarmem Trinkwasser 
~(0,2ppmF), vor der Einführung von 
Trinkwasserfluoridierungen (1 = Magde¬ 
burg 1974; 2 = Zittau 1973; 3 = Plauen 
1975; 4 = Spremberg 1973) 

bedarf wäre es absurd, wollte man daraus 
die Schlußfolgerung ableiten, es könnten 
Zahnärzte eingespart werden. Der erzielte 
Rückgang an Behandlungsbedarf ermöglicht 
vielmehr, ihre praktischen Aufgaben auf 
jene Bereiche zu erweitern, die' bislang 
zwangsläufig noch vernachlässigt werden 
. mußten. Die vorliegenden Zahlen machen 
aber deutlich, auf welche Weise die zahn¬ 
ärztlichen Betreuungsprobleme durch einen 
statistisch ausweisbaren Gesundheitszu¬ 
wachs, in Einheit mit systematisch betriebe¬ 
ner Behandlung, langfristig in einer für je¬ 
den befriedigenden Form gelöst werden 
müssen. Der TWF kommt dabei eine wich¬ 
tige gesundheitspolitische Bedeutung zu. 

Gesetzliche Grundlagen 
und Weiterentwicklung 

Auf Grund der vorliegenden Forschungser¬ 
gebnisse und praktischen Erfahrungen der 
Karl-Marx-Städter Fluoridierungsstudien 
wurde die Fluoridanreicherung des Trink¬ 
wassers durch das Ministerium für Gesund¬ 
heitswesen der DDR als gesundheitsför¬ 
dernde, vorbeugeride Maßnahme anerkannt. 
Ihr Einsatz zur kollektiven Kariesbekämp¬ 
fung wurde befürwortet. Die. weitere Ent¬ 
wicklung stützt sich auf den vom Minister¬ 
rat über die „Weiterführung der Trinkwas- 
serfluodierung“ am 26. Juli 1972 ge¬ 
faßten Beschluß, der einerseits die Verant¬ 
wortlichkeiten verbindlich regelt, anderer* 
seits die materiellen und finanziellen Auf¬ 
wendungen für die Vorbereitung und 
Durchführung der TWF sowie die Instand¬ 
haltung der Anlagen sicherstellt. 

Die Realisierung der TWF als gesundheits¬ 
politische Maßnahme erfolgt über die dem 
Ministerium für Umweltschutz und Wasser¬ 
wirtschaft unterstellten VEB Wasserversor¬ 
gung und Abwasserbehandlung der Bezirke. 
Das geschieht im Rahmen von Program¬ 
men, die zwischen den Räten der Bezirke 
sowie dem Gesundheitswesen abzustimmen 
sind. Die notwendige „hygienische Über¬ 


wachung der Trinkwasserfluoridierung“ 
wird durch die „Zweite Durchführungsbe¬ 
stimmung zur Verordnung über die hygieni¬ 
sche Überwachung der zentralen Wasserver¬ 
sorgungsanlagen“ vom 30. November 1970 
geregelt (GBl. Teil II, Nr. 95, S. 659, vom 
15. Dezember 1970). Sie bestimmt, daß 

— die TWF nur mit den vom Ministerium 
für Gesundheitswesen zugelassenen 
Fluorverbindungen und genehmigten 
Anlagen erfolgen darf; 

— der Fluorgehalt einen Schwellenwert von 
1,0 ppm F + 10 Prozent auf weisen soll 
(DDR-Standard, TGL 22433 - Trink¬ 
wasser Gütebedingungen); 

— die TWF bei einem höheren Fluorgehalt 
als 1,3 ppm F bis zur Ausschaltung der 
Ursachen zu unterbrechen ist und daß 

— die Kontrolle des Fluorgehaltes im 
Trinkwasser auf Veranlassung der Kreis¬ 
hygiene-Inspektion durch den VEB Was¬ 
serversorgung und Abwasserbehandlung 
zu erfolgen hat. 

Die wasserwirtschaftlichen Voraussetzungen 
für die Einführung der TWF sind in der 
DDR außerordentlich günstig, da mehr als 
60 Prozent der Einwohner in Gebieten mit 
zentralen Trinkwasseranlagen für mehr als 
10 000 Menschen leben. Mit einer überseh¬ 
baren Zahl von Fluoridierungsanlagen wird 
es also möglich sein, einen großen Teil der 
Bevölkerung (47 bis 50 Prozent) mit fluorid- 
angereichertem Trinkwasser zu versorgen. 
Nach dem Stand von 1978 erhalten bereits 
etwa 13 Prozent der Einwohner der DDR 
(1,3 Mill.) in 25 Städten und in einer Reihe 
von Landgemeinden ein aus kariesprotekti¬ 
ven Gründen fluoridoptimiertes Trinkwas¬ 
ser. Trotz des damit erzielten Fortschritts 
ist das noch zu wenig, um die zahnärztliche 
Betreuungssituation der Kinder und Ju¬ 
gendlichen insgesamt spürbar zu verändern. 
In zunehmendem Maße muß man die TWF 
deshalb als eine umfassende gesellschaftli¬ 
che Aufgabe sehen, an deren Bewältigung 
viele Bereiche mitzuwirken haben. Die Lö¬ 
sung des gesundheitspolitischen Problems 
wachsender zahnärztlicher Betreuungsan¬ 
forderungen ist ohne die progressive Mit¬ 
arbeit der Wasserwirtschaft undenkbar. Die 
TWF ist nun einmal das elementare Funda¬ 
ment der neuen zahnärztlichen Betreuungs¬ 
konzeption, ohne das ein Fortschritt in der 
gesundheitlichen Betreuung der Bevölke¬ 
rung nicht möglich ist. 
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' Nitrat im Trinkwasser 


H. HÖRING 

Beitrag aus dem Forschungsinstitut für Hygiene und Mikrobiologie Bad Elster 


Der Nitratgelmlt des Trinkwass^rs ist einer 
der Parameter, der seit Jahrzehnten heran¬ 
gezogen wird, um Trinkwasser und die zu 
seiner Gewinnung^ genutzten Rohwässer zu 
charakterisieren. 

Nitrat kommt in nahezu jedem zur Trink¬ 
wassergewinnung genutzten Wasser vor. 
Seine eventuelle Eliminierung ist nur mit 
besonderen, recht kostenaufwendigen Auf¬ 
bereitungsverfahren möglich. 

Bestimmung und hygienische Bewertung 
des Nitratgehalts sind zunächst zusammen 
mit dem Ammonium- und dem Nitrition 
vorgenommen worden. Diese Bewertung un¬ 
terlag jedoch einem Wandel, als Comly 
■ 1945 111 die Entstehung von Säuglings- 

des zur Nahrung verwendeten Wassers zu¬ 
rückführte. 

In jüngster Zeit wird die toxikologische Be¬ 
deutung von Nitrat im Trinkwasser und in 
Nahrungsmitteln erneut diskutiert. Das hat 
zwei Gründe. Zum einen ist in vielen Ro h¬ 
wässern ein von Jahr zu Jahr steigender Ni ¬ 
tr atgehalt zu verzeichnen. /4, 65 / Häufig 
werden die zulässigen Höchstgrenzen fast 
erreicht oder sogar überschritten. In der 
DDR war 1976 der Anteil an Überschreitun¬ 
gen des Nitratgehalts, die bei den che¬ 
mischen Untersuchungen des Trinkwassers 
durch die Hygieneinspektionen zu verzeich¬ 
nen waren, beachtlich, obwohl die Versor¬ 
gung der Bevölkerung über zentrale Was¬ 
serversorgungsanlagen weiter zugenommen 
hat. In manchen ländlichen Gegenden mit 
EinzelwasserVersorgung wurde bei 25 Pro¬ 
zent der Proben und örtlich noch häufiger 
der Nitratgrenzwert überschritten. Aber 
auch in einigen zentralen Wasserversor¬ 
gungsanlagen traten unter bestimmten Vor¬ 
aussetzungen erhöhte Nitratwerte auf. Zu / 
den überhöhten Nitratgehalten des Trink¬ 
wassers — bezogen auf den Grenzwert von 
40 mg/1 — in den betroffenen Anlagen ist es 
besonders im Zusammenhang m i t dem un- 

und a norga n ischen Stickstoffdüngemitt eln 
gekommen. Jedoch belasten auch Abpro^ 
dukte der Industrie über die V orfluter ...die 
Trinkwasserqualität. In zurückliegender 
Zeit kam es regional auch aus anderer Ur¬ 
sache zu einem sehr hohen Nitratgehalt des 
Grundwassers. Zum anderen wird der liy- 
I gienisc hen Beurteilung des Nitrat-Ions, i m 
Trinkwasser steigende Aufmerk samkeit ge- 

schenkt, weil toxische.„N-NitrpAQv erb in dun - 

gen aus dem Nitrj^ 

deren ReaktipnäpAUtaeirL...entstehen .... kön¬ 
nen. 

Methämoglobinbildung 

Wie bereits angedeutet, wurde dem Nach¬ 


weis von Nitrat-, Nitrit- und Ammoniumio- 
nen keine größere Bedeutung beigemessen, 
wenn die unbedenkliche, d. h. andere als fä¬ 
kale oder vergleichbare Herkunft festge¬ 
stellt werden konnte. Dieser Gesichtspunkt 
— unterschiedliche Bewertung je nach Her¬ 
kunft — hat auch im geltenden DDR- 
Standard für Trinkwassergütebedingungen 
einen Niederschlag gefunden. 

Noch 1950 wurde die Lehrmeinung vertre¬ 
ten, daß dem alleinigen Nachweis von Ni¬ 
trat im Trinkwasser keine hygienische Be¬ 
deutung zukommt, weil Nitrat einerseits in 
fast allen Wässern vorkommt und anderer¬ 
seits in frischen Fäkalien fehlt. /78/ 

Lachhein et al. /41/ veröffentlichten 1960 
eine Zusammenstellung von über 600 Fällen 
von Brunnenwassermethämoglobinämien — 
darunter 90 eigene Beobachtungen. Rund 
10 Prozent der Fälle sind tödlich verlaufen. 
Horn /25/ ermittelte bis November 1961 316 
Erkrankungsfälle in der DDR mit 29 Todes¬ 
fällen. Sattelmacher /61, 62/ fand in der Li¬ 
teratur 1 255 Fälle, über die er 1963 berich¬ 
tete, davon 102 mit tödlichem Ausgangs 
Horn /25/ wie auch Lachhein et al. /41/ nah¬ 
men auf Grund der Ergebnisse von Brun¬ 
nenwasseruntersuchungen eine erhebliche 
Dunkelziffer an. 

Als kritischen Wert, oberhalb dessen mi t 
einer Hä ufung der Erkrankung gerechn et . 
werden muß, geben K notek et a l, /39/ 
15 mg/1, Sattelmache r /61/ 30 mg /1, Horn 
/24, 24a/ über 30 b is 40 mg/1, Gärtner und 
Staah 40 mg/W18/ und Lachhein et al. /41/ 

über 50 mg/1 für die.Nitotkonz/enlration. 

an. 

Das bevorzugte Alter für die Erkrankung ist 
das erste Trimenon. Der Pathogenese liegt 
die oft durch Begleiterkrankungen begün¬ 
stigte Reduktion des Nitrats zü Nitrit und 
die relativ leichte Oxydierbarkeit des 
Hämoglobineisens im roten Blutfarbstoff 
nach folgendem Schema zugrunde /46/: 
4HN0 2 + 4Hb0 2 (oxydiertes Hämoglobin) 
+ 2H 2 0-^ 

4HN0 3 4MetHbOH (Hämoglobin) + 0 2 . 

Das entstandene Hämoglobin (Methämoglo- 
bin) ist nicht in der Lage, den ^auetstoff- 
transport von der Lunge in das Gewebe zu 
bewerkstelligen. 

Die Folge davon ist Sauerstoffmangel im 
Gewebe mit entsprechenden Auswirkungen 
zuerst auf die Organe mit lebhaftem Stoff¬ 
wechsel (Nervensystem, Herz, Leber, Niere 
u. a.). Methämoglobin entsteht im Organis¬ 
mus auch unter physiologischen Bedingun¬ 
gen laufend durch Oxydationsprozesse. Der 
normale Met-Hb-Spiegel beim Erwachsenen 
beträgt 0,1 bis 0,3 Prozent des Gesamt¬ 
hämoglobins. /71/ 


In den roten Blutkörperchen wird das 
Hämoglobin durch ein glykolyseabhängiges 
Reduktasesystem (NAD-, FAD-abhängig) 
wieder zum funktionstüchtigen E[ämoglobin 
reduziert. /41/ Schneider und Selenka /63/ 
fanden experimentell Anhaltspunkte dafür, 
daß die Passage des Nitrits oder des Met-Hb 
durch die Leber, wie sie physiologischer 
Weise bei oraler Nitrat/Nitrit-Zufuhr er¬ 
folgt, eine beschleunigte Methämoglobin* 
reduktion induziert. Ein Überangebot an 
Methämoglobin infolge hoher Nitrat- oder 
Nitritzufuhr, eine nicht ausreichende Lei¬ 
stungsfähigkeit das methämoglobinrückbil- 
denden Enzymsystems und leichter oxy¬ 
dierbare Hämoglobininformen sowie Hämo¬ 
globinmangel können einzeln oder gemein¬ 
sam die Entstehung der Brunnenwasserme¬ 
thämoglobinämie begünstigen. Beim Neu¬ 
geborenen und beim jungen Säugling liegt 
ein großer Teil des Hämoglobins noch in 
leichter oxydierbarer fetaler Form vor. 
Die normale Geschwindigkeit der Methämo- 
globin-Reduktion ist noch nicht erreicht. /2, 
16. 24, 41, 61, 62/ Beim Säugling liegt der 
pH-Wert des ’ Magensaftes höher als beim 
Erwachsenen und kann hei Ernährungsstö¬ 
rungen weiter ansteigen, was eine Besiede¬ 
lung der oberen Darmabschnitte und des 
Magens mit Darmbakterien zur Folge haben 
kann. /41, 61, 62/ Horn /24/ mißt der bak¬ 
teriologischen Beschaffenheit des Trinkwas¬ 
sers selbst Bedeutung für die bakterielle Ni¬ 
tratreduktion im Magen zu. Auch Trocken¬ 
milch erwies sich als mögliches Bakterien¬ 
reservoire. /39/ Bei den Von Lachhein et 
al. /41/ zusammengestellten Fällen lag meist 
eine Ernährungsstörung vor. Bei mangeln¬ 
der Küchenhygiene schließlich kann es 
schon in der zubereiteten Nahrung zur Ver¬ 
mehrung nitratreduzierender Bakterien und 
zur Nitritbildung kommen. Unter dieser 
Voraussetzung ist eine Methämoglobinämie 
mit Sicherheit auch ohne Ernährungsstö¬ 
rung möglich. /70/ 

Die Brunnenwassermethämoglobinämie 


Brunnenwassermethämoglobinämien sind 
bei uns ein seltenes Krankheitsbild gewor¬ 
den. Das ist vor allem ein Erfolg gezielter 
prophylaktischer Betreuung in den Müt¬ 
terberatungsstellen, denen der, Nitratgehalt 
des jeweils zur Verfügung stehenden Was¬ 
sers bekannt ist. 

Die Aufklärung der Entstehungsursachen 
dieser Erkrankung führte zur Festlegung 
von Nitratg renzwerten für das Trinkwasser. 
Die | WHÖf nennt im Internationalen Trink¬ 
wassers tandard l 45 mg/il als Grenzwert 111/ 
für die kleine Gruppe gefährdeter Kinder, 
im Europäischen Standard wird ein Wert 
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unter 50 mg/1 empfohlen, ein Wert zwischen 
50 und 100 mg/1 als erlaubt und über 
10Qing/l als nicht empfehlenswert bezeich¬ 
net. /76/ In den einzelnen Staaten reichen 
die Festlegungen von 5,0 mg/1 ( Mexiko 
1953) bis 100 mg7l. /6/ Der gültige 1 DDR-1 
Standard gibt 1 20 mg/l | als Rieht- und 
\ 40 mg/lf als Grenzwert an. 

Uber Methämoglobinämien durch erhöhten 
Nitratgehalt des Trinkwassers bei älteren 
Kindern und Erwachsenen wird nur selten 
berichtet. /20/ Petuchow et al. /54/ unter¬ 
suchten in einer epidemiologischen Studie 
453 Personen zwischen 6 Monaten und 73 
Jahren, deren Trinkwasser einen Nitrat¬ 
gehalt zwischen 104,9 und 197,4 mg/1 auf¬ 
wies. Sie fanden unter anderem bei Schul¬ 
kindern längere Reflexzeiten auf optische 
und akustische Reize bei einem Methämo- 
globinanteil von über 5,3 Prozent des Ge¬ 
samthämoglobins. Bei 177 dieser Personen 
wurde der Methämoglobingehalt bestimmt, 
nur bei 6 war er normal, bei 104 betrug der 
Methämoglobinanteil 6 bis 20 Prozent. 

N-Nitrosoverbindungen 

Nitrit, das aus mit dem Trink wasser auf ge¬ 
nommenen Nitrat im Verdauungstrakt ent¬ 
steht oder aus anderen Quellen dorthin ge¬ 
langte, muß auch dann als gesundheitsge¬ 
fährdend angesehen werden, wenn sich kli¬ 
nisch und laborchemisch im Augenblick 
keine Hinweise auf eine mögliche Schädi¬ 
gung ergeben, weil es mit geeigneten Reak ¬ 
tionspartnern N-Nitrosoverbindungen bil¬ 
den kann. 

Je nach Verbindungstyp entstehen im Or¬ 
ganismus metabolisch (bei bestimmten Ver¬ 
bindungen auch hydrolytisch) entspre¬ 
chende Diazoniumionen und schließlich ein 
Carbeniumion als ultimales Kanzerogen . Be¬ 
vorzugt greift dieses am N-Atom der Stelle 
7 des Guanins der Desoxyribonukleinsäure 
an. /9, 45, 72/ Diese Alkylierung wird als 
eigentliche Ursache der krebsigen Entar¬ 
tung einer bis dahin gesunden Zelle angese¬ 
hen. 

2 H + + N0 2 ;=i [H 2 0-NO]+ + f T 2 ^_ H > 
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(Nitrosation sekundärer Amine — nach 
Ridd) 
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(Entstehung des ultimalen Kanzerogenes). 

1956 beschrieben Magee und Barnes 4 43/ die 
Entstehung bösartiger Primärtumoren an 
Lebern von Ratten, an die Dimethylnitro- 
samin (NDMA) verfüttert worden war. 
Druckrey et al. /9/ berichteten 1967 über die 
Eigenschaften und speziell über die or- 
ganotrope Wirkung von 65 verschiedenen 
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N-Nitrosoverbindungen. Seitdem sind zahl¬ 
reiche weitere derartige kanzerogene Ver¬ 
bindungen synthetisiert und beschrieben 
Worden. 

Bei ihrer hygienischen Beurteilung stehen 
die folgenden Eigenschaften im Vorder¬ 
grund: Kanzerogene N-Nitrosoverbindun¬ 
ge n sind wie alle chemischen Kanzerogene 
Summationsgifte . Das bedeutet, daß jede 
noch so kleine Dosis ein en Effekt hinter- 
läßt, auf den sich weitere gleichartige _auL 

überschreiten e iner Gre nze, die sich aus der 
Einwirkun gszeit, der Gesamtdosis und der 
individuellen Empf indlic hkeit ergibt, ei ne 
Krebszelle. 

Im Tierversuch sind durch entsprechende 
Versuchsbedingungen bösartige Geschwülste 
an jeder Versuchstierspezies und an jedem 
beliebigen Organ mit Verbindungen dieses 
Typs zu erzeugen. 

Die Tumoren entstehen bei oraler und bei 
parenteraler Zufuhr sowohl nach einmaliger 
als auch nach wiederholter, chronischer 
Applikation. /9, 10/ 

Die zur Neoplasmaerzeugung im Tierexperi¬ 
ment benötigte Substanzmenge kann sehr 
niedrig sein. Sie beträgt z. B. für Diäthylni- 
trosamin bei der Maus nur 1 mg/kg KG bei 
einmaliger Gabe. /49/ 

Für eine Reihe von N-Nitrosoverbindungen 
besteht keine Plazentaschranke. Die trans- 
plantare Erzeugung von Geschwülsten bei 
den Nachkommen' gelingt im Tierver¬ 
such. /8, 19, 33, 50, 51/ Beim' Menschen ist 
das für die metabolische Aktivierung von 
N-Nitrosaminen erforderliche Enzymsystem 
der N-Demethylasen schon in den frühesten 
Stadien der Embryonalentwicklung aktiv — 
im Gegensatz zum Versuchstier. /36/ 

Junge Labortiere sind im Experiment ge¬ 
genüber diesen Kanzerogenen empfindli¬ 
cher. /9/ Außerdem muß beachtet werden, 
daß bei der Einwirkung von Summations¬ 
giften (Wirkungskumulation!) auf Kinder 
und junge Menschen das Krebsrisiko durch 
den Zeitfaktor weiter erhöht wird, während 
ältere unter Umständen die Erkrankung 
nicht mehr „erleben“. 

N-Nitrosoverbindungen können oral oder 
mit der Atemluft aufgenommen werden. E r- 
wiesen ist auch, daß sie aus den Vorstufen 
Nitrit und. 

menschliche n Magen und im 
Versuchstieren entstehen können . Nitrit ent¬ 
steht — wie bereits ausgeführt, durch bak¬ 
terielle Reduktion im anaziden oder subazi- 
den Magen, aber in beachtlichem Umfang 
aus zugeführtem Nitrat auch im Speichel 
unter physiologischen Bedingungen/26, 27, 
28, 29, 30, 31, 73/ sowie bei ungünstigen hy¬ 
gienischen Bedingungen auch in Nahrungs¬ 
mitteln und zubereiteten Speisen während 
der Aufbewahrung. Von Bedeutung ist 
auch, daß das Nitrat, das unter Normalbe¬ 
dingungen nach Resorption im oberen Ver¬ 
dauungstrakt unverändert über die Nieren 
ausgeschieden wird, bei Infektionen der ab¬ 
leitenden Harnwege dort reduziert werden 
und zur Bildung von N-Nitrosoverbindün- 
gen führen kann.’/23/ 

Nitrosierbare Substanzen, die vom Men¬ 
schen aufgenommen werden, können als se¬ 
kundäre und tertiäre Amine, Harnstoffderi¬ 
vate und Imine /55/ aufgefaßt werden. Sie 
kommen in der menschlichen Nahrung in 
Form einfacher und komplizierter Amine, 
Polyamine und Aminosäuren, als Pflan¬ 


zenschutzmittelrückstände und Rück¬ 
stände von Korrosionsschutzmitteln vor. 
Besonders erwähnt werden muß, daß einige 
Pharmaka solche Strukturen aufweisen. /3, 
11—15, 32, 48, 52, 53, 69, 74, 75, 79/ Die 
Bildung von N-Nitrosoverbindungen im 
Magen der Versuchstiere ist stark abhängig 
von den gewählten Bedingungen. Das 
pH-Optimum für derartige Nitrosierungs¬ 
reaktionen liegt zwischen 1,0 und 3,0. /13, 
14, 57, 74, 79 F Im normaziden Magen be¬ 
trägt der pH-Wert 1,8 bis 2,0 und steigt bei 
der Nahrungsaufnahme vorübergehend bis 
auf 7,0 an. Das Mengenverhältnis Nitrit zu 
nitrosierbarer Substanz wie auch die Kon¬ 
zentration der Ausgangssubstanzen spielen 
eine große Rolle. Unklar ist, welche Aus¬ 
beuten sich bei den unter realen Bedingun¬ 
gen niedrigen Konzentrationen der Präkur¬ 
soren ergeben. Erschwert sind solche Unter¬ 
suchungen, weil die entstandenen Nitroso¬ 
verbindungen verhältnismäßig rasch resor¬ 
biert werden. /69/ 

Einige im Verdauungstrakt vorkommende 
Substanzen katalysieren diese Vorgänge, an¬ 
dere können sie 'stark unterdrücken. 

Zu den Katalysatoren gehörten Halogen- 
und Pseudohälogen-Anionen. Die katalyti¬ 
sche Wirkung nimmt nach Schweins¬ 
berg /64/ in folgender Reihenfolge ab: 

J > SCN > Br > CI 

Thiozyanat (Rhodanid) steigert im Experi¬ 
ment die Ausbeute an N-Nitrosoverbindun¬ 
gen bei der Reaktion von Nitrit mit sekun¬ 
dären Aminen und verschiebt das pH-Opti- 
mum für die Synthese in einen saureren 
Bereich. Raucher scheiden mit dem Spei¬ 
chel und dem Urin mehr Thiozyanat aus als 
Nichtraucher. Das Thiozyanat ist das Meta- 
bolisierungsprodukt von Zyanid, das im Ta¬ 
bakrauch enthalten ist. Thiozyanat oder 
Ausgangsstoffe für seine metabolische Ent¬ 
stehung können auch in pflanzlichen Nah¬ 
rungsmitteln Vorkommen. /64/ 

Roller und Keefer /55/ zeigten, daß es unter 
der katalysierenden Wirkung elektrophiler 
Bruchstücke — z. B. von Formaldehyd — 
auch im alkalischen Milieu zur Nitrosierung 
sekundärer Amine kommen kann. Sie fan¬ 
den bei pH-Werten zwischen 7,5 und 11 
noch die Bildung von Nitrosodiäthylamin 
aus Nitrit und Diäthylamin. Die Ausbeute 
war unter diesen Bedingungen relativ ge¬ 
ring (um 0,5 Prozent). 

Zu den Substanzen, die Nitrosationen hem¬ 
men, gehören Ascorbinsäure (Vita¬ 
min C) /34, 47, 60/ und Glutathion. Das 
wurde experimentell sowohl in vitro an¬ 
hand einer nach Vitamin-C-Zugabe stark 
verminderten Ausbeute an Nitrosopipera¬ 
zin /68/ als auch in Tierversuchen nachge¬ 
wiesen. Die Versuchstiere hatten Nitrit und 
Äthylharnstoff in Dosen, die teratogen bzw. 
kanzerogen sind /35/, bzw. Nitrit und 
Aminopyrin in lebertoxischer Dosierung er¬ 
halten. /37/ In allen Experimenten blok- 
kierte die Ascorbinsäure die toxische Wir¬ 
kung. Versuche der gleichen Autoren mit 
Äthylnitrosoharnstoff und Nitro sodimethyl- 
amin, das bei der Reaktion von Nitrit mit 
Aminopyrin entsteht, geigten, daß die As¬ 
corbinsäure nur die Nitrosaminbildung be¬ 
hindert. 

Die Bildung von Nitrosomorpholin konnte 
in vitro auch durch Gallussäure, Tannin 
und Natriumsulfit (NaSOa) gehemmt wer¬ 
den. /48/ 
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Hygienisch-toxikologische Bewertung 
Die toxikologische Beurteilung des Nitrat- 
Ions im Trinkwasser muß berücksichtigen, 
d aß etwa die Hälfte des insgesamt aufge- 
no mmenen Nitrats und außerdem Nitrit mit 
der Nahrung zugeführt werden . /4/ Selenka 
und Brand /66/ untersuchten in einer als re¬ 
präsentativ bezeichneten Studie aus vier 
verschiedenen Gebieten der BRD den Ein¬ 
fluß des Nitratgehalts des Trinkwassers auf 
den Nitratgehalt von zubereiteten Speisen. 
Dabei ermittelten sie eine Nitrataufnahme 
zwischen 44,9 und 65,2 mg/Mahlzeit und 
Nitrataufnahmemengen zwischen 1,4 und 
2,75 mg/Mahlzeit für Erwachsene (ohne Ge¬ 
tränke!). Dfcr Nitratgehalt der Speisen 
wurde durch eine Konzentration von 
130 mg/1 im Trinkwasser gegenüber nitrat- 
freiem Wasser um den Faktor 1,4 erhöht. 
Außerdem wird noch Nitrit mit bestimmten 
Nahrungsmitteln aufgenommen. /67/ 

Daß N-Nitrosoverbindungen für den Men¬ 
schen kanzerogen sind, konnte bislang nicht 
endgültig bewiesen werden. Bei der hygie¬ 
nischen Beurteilung muß man jedoch davon 
ausgehen, daß sie es sind; denn einerseits 
erweisen sich zwei Drittel derartiger Verbin¬ 
dungen im Tierversuch als potente Kan¬ 
zerogene gegenüber jeder Versuchstierart in 
jeder Applikationsform sowohl bei einmali¬ 
ger als auch bei mehrmaliger Dosierung. 
Tumoren entstehen je nach Versuchsbedin¬ 
gungen an jedem Organ. Andererseits ist 
der Nachweis der Kanzerogenität für den 
Menschen, der mit epidemiologischen Me¬ 
thoden geführt werden muß, schwierig, weil 
bei der komplexen und kombinierten Ein¬ 
wirkung von Summationsgiften und an¬ 
dersartigen Noxen die Abgrenzung des 
Anteiles eines Einzelfaktors am Gesamt¬ 
effekt oft nicht gelingt. 

Weiterhin von Bedeutung ist, daß N-Ni¬ 
trosoverbindungen über die Plazenta in 
den Feten gelangen können und gleichzeitig 
ein für die Giftung derartiger Verbindungen 
y wesentliches Enzymsystem beim Menschen 
schon in einer sehr frühen Entwicklungs¬ 
phase aktiv ist. Welche Bedeutung das ha¬ 
ben kann, zeigten erstmals Fälle von 
Scheidenkarzinomen bei jungen Mädchen 
und Frauen. Diese Geschwülste waren auf 
die Einwirkung des Pharmakons Diäthyl- 
stilböstrol während ihrer Fetalentwicklung 
zurückzuführen. Das Mittel war den Müt¬ 
tern verordnet worden, um eine Frühgeburt 
zu verhindern. /21/ 

Hill /22/ fand eine positive Korrelation zwi¬ 
schen hoher Nitratkonzentration des Trink¬ 
wassers und Magenkrebs. 

Schließlich wirken kanzerogene N-Nitroso- 
Verbindungen wie andere chemische Kan¬ 
zerogene mutagen. 

Archer /I/ skaliert Nitrosamine nach ihrer 
karzinogenen Potenz für Versuchstiere und 
errechnet daraus die relative und die ak¬ 
tuelle Gefährlichkeit für den Mengchen. 
Dabei zeigt sich, daß — selbst bei Annahme 
eines Schwellenwertes für diese Stoffe (10 4 
Moleküle/Zelle) *— beachtliche Dosen sol¬ 
cher Verbindungen vom Menschen aufge¬ 
nommen werden, wenn die für chemische 
Kanzerogene üblichen Sicherheitsfaktoren 
von 1000 und mehr eingerechnet werden. 
Im Organismus selbst gebildete Nitrosamine 
wurden bei dieser Rechnung nicht berück¬ 
sichtigt. 

Sander /56/ errechnete, daß 22 (iMol NO 2 / 
Tag bei vollständiger Umwandlung in Ni¬ 


trosamine ausreichen könnten. Krebs zu 
verursachen. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
daß es eine Reihe beachtlicher Indizien für 
die Beteiligung von Nitrat aus der Nahrung 
und dem Trinkwasser an der Bildung 
schädlicher Mengen kanzerogener Nitros¬ 
amine außerhalb und innerhalb des mensch¬ 
lichen Organismus gibt. Der gegenwärtige 
Wissensstand reicht jedoch nicht aus, dar¬ 
aus die für den Menschen in dieser Hinsicht 
unschädliche Nitratkonzentration im Trink¬ 
wasser nur annähernd zu bestimmen. 

Für den gültigen Trinkwassergrenzwert von 
40 mg/1 und den Richtwert von 20 mg/1 
kann deshalb eine Forderung nach Senkung 
dieses Wertes, der seine Begründung in der 
Entstehung von Brunnenwasserme¬ 
thämoglobinämien bei höheren Werten fin¬ 
det, wissenschaftlich nicht hinreichend be¬ 
gründet werden. Es muß aber auch allen 
Bestrebungen nach Anhebung dieses Grenz¬ 
wertes entgegengetreten werden, weil das 
dadurch entstehende zusätzliche Gesund¬ 
heitsrisiko unüberschaubar ist und nicht 
verantwortet werden kann. 

Die Senkung hoher Nitratgehalte des Trink¬ 
wassers bis zum Richtwert und darunter ist 
als echte krankheitsvorbeugende Maßnahme 
anzusehen, obwohl gegenwärtig die Dosis — 
Zeit — Effekt — Beziehungen unklar und 
die anteilmäßige Minderung der Gesamtbe¬ 
lastung sowohl mit Kanzerogenen als auch 
mit anderen Schadstoffen nur klein 
scheint. 

So wie die Belastung des Menschen mit 
Schadstoffen allgemein und speziell mit 
Summationsgiften kombiniert und komplex 
erfolgt, muß auch die Bemühung um 
Prophylaxe durch Umweltschutz in diesem 
Sinne erfolgen. 

Ein am Gesundheitszustand der Bevölke¬ 
rung meßbarer Effekt wird natürlich nur zu 
erzielen sein, wenn auch andere Schadstoff¬ 
einflüsse über die Vermittlung des Was¬ 
sers, der Luft, der Nahrung, der Arbeits¬ 
umwelt sowie der Einfluß von Medikamen¬ 
tenabusus und Zivilisationsgiften deutlich ge¬ 
mindert werden kann. An sich notwendige, 
aber nicht durchgeführte Maßnahmen zur 
Begrenzung der Wirkung eines bestimmten 
Schadstoffes haben jedoch auch nachteilige 
Auswirkungen auf den Nutzen, den ähnli¬ 
che Bemühungen in bezug auf andere 
Schadstoffe bringen. 

Deshalb sollten alle zur Verfügung stehen¬ 
den Möglichkeiten genutzt werden, ein wei¬ 
teres Ansteigen der Nitratzufuhr mit dem 
Trinkwasser zu vermeiden oder hohe Ni¬ 
tratkonzentrationen zu senken. Vom Stand¬ 
punkt des Hygienikers ist das am besten 
durch Maßnahmen im Wassereinzugsgebiet 
zu erreichen. Die Nitratentfernung durch 
Aufbereitungsmaßnahmen ist kritischer zu 
bewerten, da — abgesehen von den Kosten 
und den Risiken der Technologie entspre¬ 
che nd d er jeweiligen Herkunft d es Nitrats 
(Gülljen, Stickstoffdüngung, Abwasse r) — 
mit dem gleichzeitigen Vorhandensein ein er 
Reihe weit erer Schadstoffe gerechnet wev- 
den muß. Eine Nitratentfernung durch Auf¬ 
bereitung sollte nur dann erfolgen, wenn 
die Maßnahmen im Einzugsgebiet bereits 
durchgeführt worden sind und diese nicht 
ausreichen oder nicht schnell genug zum 
Ziel führen. 

(Literaturhinweise — 79 — liegen der Re¬ 
daktion vor). 



Oberflächenschutz durch 
organische Überzüge 

Vom 28. Mai bis 1. Juni 1979, fand in Buda¬ 
pest die 102. Veranstaltung der Europäi¬ 
schen Föderation Korrosion zum obigen 
Thema statt. 

Das experimentelle Wachstum der tech¬ 
nischen Entwicklung bringt eine sprung¬ 
hafte, qualitative Zunahme der Werkstoffe 
und Bauteile mit sich. Nach dem Enthropie- 
gesetz streben aber Werkstoffe und Bauteile 
den stabilsten Zustand an, das niedrigste 
Energieniveau. Dieses Streben oder die Lö¬ 
sungstension ist durch Materialabtrag bzw. 
Korrosion begleitet. Sich dagegen durch An¬ 
wendung von organischen Überzügen öko¬ 
nomisch zu schützen war die grundlegende 
Aufgabe dieser Veranstaltung. Für Anlagen 
der Wasserwirtschaft, für Bauteile und Bau¬ 
gruppen der Wasseraufbereitung und Ab¬ 
wasserbehandlung sind solche Fragen unter 
dem. Aspekt der hohen normativen Nut¬ 
zungsdauer, der Versorgungs- und Entsor¬ 
gungssicherheit sowie der Matierialökono- 
mie und Senkung des Instandhaltungsauf¬ 
wandes besonders wichtig. Auf der Tagung 
wurde u. a. behandelt: Oberflächenvorberei¬ 
tung und Vorbehandlung, Überzüge und 
Überzugssysteme, Auftragstechnologien, 
Prüfungen und Prüfmethoden. 

Für die Bereiche der Forschung, Projektie¬ 
rung, Bau und Instandhaltung in Anlagen 
der Wasserwirtschaft ergaben sich nachste¬ 
hende, vorrangig zu lösende Probleme: 

— Die Phosphatierung von Metallflächcn 
als Oberflächenvorbehandlung und Korro¬ 
sionsschutz durch die Hersteller ist ver¬ 
stärkt zu fordern. 

— Die Erfassung des Bedarfs für die mit¬ 
tel- und langfristige Planung von Teerepo¬ 
xidharz-, Chlorkautsd^k-, Polyurethan-, 
Polyamid-, Vinylharz- und Alkydharz- 
schutzsystemen ist voranzutreiben. 

— Die Anwendung von Deckschichtsyste- 
men mit diskreter Pigmentvolumenkonzen- 
tration für Raumausfüllung mit Zement 
sollte breite Anwendung finden. 

— Die Anwendung von wasserlöslichen und 
wasserverdünnbaren Lacken ist unter dem 
Aspekt des Umweltschutzes zu forcieren. 

— Die fachspezifische Qualifikation von 
Facharbeitern und ingenieurtechnischem 
Personal hinsichtlich der Korrosion und des 
Korrosionsschutzes ist als Nachholebedarf 
zu betreiben. 

Dafür ist eine engere Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Wirtschaftsbereichen der 
Chemie, Materialwirtschaft und Stahlindu¬ 
strie notwendig. Die Ergebnisse solcher in¬ 
ternationalen Veranstaltungen sollten dal^ei 
besonders beachtet werden. Nonnewitz 
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Hydraulische Untersuchung der Differentialdüse 
eines Wasserschlosses 


Dr. sc. techn, Gerhard BOLLRICH und Dr.-Ing. Volkmar KUMMER 
Beitrag aus der Technischen Universität Dresden, Sektion Wasserwesen, 
und dem Forschungszentrum für Bodenfruchtbarkeit Müncheberg 


Zur Dämpfung von Druckstößen bei langen 
Druckrohrleitungen von Pumpstationen 
sind u. U. Druckstoßsicherungsanlagen not¬ 
wendig. Im allgemeinen werden’ dafür 
Windkessel bzw. Wasserschlösser verwen¬ 
det. Im Verbindungsstück zwischen Förder¬ 
leitung und* Wasserschloß werden Drossel¬ 
einrichtungen eingebaut, die die erforder¬ 
liche Druckstoßdämpfung gewährleisten 
und eine optimale Bemessung ermöglichen 
(Bild 1). Damit ein Wasserschloß am wirk¬ 
samsten arbeitet, ist es notwendig, den 
rückwärtigen Wasserdurchfluß aus der 
Förderleitung in das Wasserschloß zu dros¬ 
seln, während für das Vorströmen aus dem 
Wasserschloß ein möglichst geringer Wider¬ 
stand vorhanden Sein soll, damit bei Ausfall 
der Energiezufuhr die entstehende negative 
Druckwelle durch rasch aus dem Wasser¬ 
schloß nachflutendes Wasser abgedämpft 
wird und es nicht zum Abreißen der Wasser¬ 
säule kommt. Eine Differentialdüse, als 
Viertelkreisdüse hergestellt, erfüllt diesen 
Zweck besonders gut. 

Für die Druckstoßberechnung ist das Ver¬ 
hältnis £* der Druckhöhenverlustbeiwerte 
£r bei Rückströmen und £v bei Vorströmen 
von Bedeutung. In /1/ wird für das Druck¬ 
verlustverhältnis einer Differentialdüse 

r = t R /Cv =^5 

bei einem Flächenverhältnis 




angegeben. Die Düsenaustrittsöffnung lag 
unmittelbar an der Rohrwand der Förder¬ 
leitung. Angaben zur absoluten Größe von 
£r und C v fehlen. Des weiteren interessiert 
die Größe von £r, £v und £* beim Einbau 
der Düse in ein kurzes Verbindungsrohr; 
außerdem, ob durch den bei großen Durch¬ 
messern notwendigen Ersatz einer kreis¬ 
runden durch eine aus mehreren Kreis¬ 
bogensegmenten zusammengesetzte Düse 
(Bild 2) eine Änderung von £* auftritt; und 
schließlich, wie sich £* mit dem Flächen- 
bzw. Drosselverhältnis m ändert.' Im 
Hubert-Engels-Labor des Bereiches Tech¬ 
nische Hydromechanik der Sektion Wasser¬ 
wesen der TU Dresden wurden daher im 
Aufträge des VEB Pumpen- und Verdich¬ 
teranlagen Leipzig für eine Großpumpen¬ 
station Modellversuche an einer Differen¬ 
tialdüse durchgeführt. Theoretische Unter¬ 
suchungen wurden für den gesamten 
Bereich der Drosselverhältnisse vorgenom¬ 
men und mit den Versuchsergebnissen ver¬ 
glichen. 


Hydraulische Modellversuche 

Geometrie und Bauweise der Differential- 
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Büd 3 Modell-Differentialdüse aus 16 PVC-Segmenten in Piacrylrohr NW 150 


aus einer Rohrleitung NW 150, einer Pumpe liehen Verengung in einer Rohrleitung auf- 
und einem Hochbehälter, von denen wähl- tritt. Die Verlustbeiwerte Cr und £y können 
weise in die Rohrleitung eingespeist werden dann auf theoretischem Wege hergeleitet 
konnte, einer Volumenstrommeßeinrichtung und mit den im hydraulischen Versuch 
(Venturimeter) und einem Differenzen- ermittelten Werten verglichen werden. Die 
U-Rohr-Manometer zur Ermittlung der Genauigkeit nimmt allerdings mit geringer 
Druckverluste an der Düse. Die verschiede- werdendem Flächehverhältnis m ab. 
nen Volumenströme konnten mit Hilfe eines Für die plötzliche Erweiterung wurden die 
am Ende der Rohrleitung angeordneten Verlustbeiwerte £ erstmals von Borda 
Flachkeilschiebers eingestellt werden. berechnet. Wiederholte Versuche (z. B. 

Die Druckmeßstutzen waren 1,0 D vor und Franke in /2/) bestätigten diese Ergebnisse, 
15 D hinter der Düse angeordnet. Für den wobei jedoch vor einer allgemeingültigen 
an der Differentialdüse gemessenen Druck- Übertragung auf beliebige Verhältnisse 


gewarnt und eine kritische Überprüfung im 
konkreten Fall z. B. durch Modellversuche 
empfohlen wird. 

Die Energieverluste nach Borda berechnen 
sich zu 


mit den £-Beiwerten 



(3) 

(4a) 


i - A) (4b) 

bezogen entweder auf den Querschnitt A± 
bzw. auf den Querschnitt A 2 (Bild 6). 

Bei der plötzlichen Verengung schnürt sich 
der Strahl durch Kontraktion infolge plötz¬ 
licher Umlenkung an der scharfen Eintritts¬ 
kante zusätzlich ein, so daß der Verlust 
nach Borda , der erst nach der Erweiterung 
von A 0 auf A 2 auftritt, folgende Form 
annimmt 




Verlust AH gilt: 

/IH= ^g'( fDüse + A "i') (1) 

wobei 

p = Geschwindigkeit in der Rohrleitung 
NW 150 

Ä = Rohrreibungsbeiwert (ermittelt durch 
separate Untersuchung) 
l — Länge der Rohrstrecke zwischen den 
Druckstutzen 

D = Durchmesser der Rohrleitung NW 150 
Durch Umformen von (1) wird der gesuchte 
Verlustbeiwert erhalten zu 


Die Ergebnisse der Versuchsauswertung 
sind in Bild 5 dargestellt, wobei die Verlust¬ 
beiwerte £ R (Rückströmen) und £ v (Vor¬ 
strömen) über der Reynoldszahl Re aufge- 



Bild 5 Verlustbeiwerte und ty in Abhängigkeit von der Reynoldszahl Re im Vergleich feu berech¬ 
neten £-Beiwerten 


tragen sind. 

Die Mittelwerte der Messungen betragen 
£ R = 26,7 und £y = 8,6 im Bereich von 
^ 1,0-10 5 . Die Abweichung der Ver¬ 
suchswerte vom Mittelwert beträgt 1,7 Pro¬ 
zent bei Rückströmung und 2,5 Prozent bei 
Vorströmung. V 

Das erzielte Verhältnis der Verlustbeiwerte 


Sy? 

27 

2e 


zwischen Rück- und Vorströmung beträgt 25 





und weicht damit merklich vom eingangs 
erwähnten £* = 2,5 ab. 

Theoretische Ermittlung 
der Verlustbeiwerte 

Die Durchströmung einer Differential düse 
kann offensichtlich mit dem Strömungs¬ 
vorgang verglichen werden, der bei einer 
plötzlichen Erweiterung bzw. einer plötz- 
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Bild 6 Plötzliche Erweiterung und Verengung; Bezeichnungen 
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Die Gleichungen (9) und (10) sind in Bild 9 
grafisch dargestellt. Für die Modelldüse 
werden nach Einsetzen der geometrischen 
Werte = 75,6 mm und D 2 = 150 mm 
und y> = 0,63 -f- 0,37 *0,254 3 = 0,6361 
für die Vorströmung 

2 


£v 


_fi_J52LV 

V 75,62 J 


= 8,62 


75,62 

im Versuch £y = 8,6) 
und für die Rückströmung 


plötzliche Erneuerung £ Vorströmen 

Bild 7 Modellvorstellung bei Vorströmung 



f R =(l _26,93 

R \ 0,6361-75,62 J 

(im Versuch £ R = 26,7) 

erhalten. Das Verhältnis der erhaltenen 

Verlustbeiwerte berechnet sich damit zu 


Cr _ 26,93 
Cv 8>62 


3,123 


plötzliche Verengung + plötzliche Erweiterung 2 Rückströmen 


Bild 8 Modellvorstellung bei Rückströmung 



Der in Gleichung (7) enthaltene Einschnü- 
rungsbeiwert y = A^jA 2 ist eine vom 
Verhältnis m = A 2 */A 1 * abhängige Größe, 
die in /3/ als empirische Beziehung nach 
Weisbach angegeben ist: 

V» = 0,63 + 0,37 m 3 (8) 

Diese bekannten Ansätze lassen sich auf 
eine Differential düse übertragen. Für Vor¬ 
strömung durch die Differentialdüse läßt 
sich analog zur plötzlichen Erweiterung der 
f-Beiwert aus Gleichung (4 b) ermitteln. 

Mit A 1 =-^-.D 1 2 und A 2 = D 2 2 wird 

Gleichung (4 b) zu 

( 9 ) 


Für den Fall der Rückströmung ist die 
Analogie zwischen der Modelldüse und einer 
plötzlichen Verengung mit anschließender 
plötzlicher Erweiterung verwendet worden. 
Diese Annahme ist nur bedingt richtig. 
Bei den vorliegenden geometrischen Ver¬ 
hältnissen der Differentialdüse könnte 
ebenso ein sogenanntes Bordä sches Mund¬ 
stück zur analogen Betrachtung heran¬ 
gezogen werden. Da jedoch die Einbaulänge 
der Düse relativ gering ist, dürfte die 
Annahme einer plötzlichen Verengung rqit 
anschließender Erweiterung die gegebenen 
Verhältnisse besser widerspiegeln. Der Ein¬ 
fluß der unterschiedlichen Form der Ablö¬ 
sungszone unter der scharfen Verengungs¬ 
kante ist gering, wie der Vergleich zwischen 
Modell und Theorie zeigen wird. Der Ver- 
lustbeiwert leitet sich aus den Gleichungen 
(4b), l (6), (7) und (8) ab, wobei die Fläche A 2 
beibehalten wird, die mit dem Rohrquer¬ 
schnitt identisch ist. Die Fläche A l wird 
durch Aq = y> • A 4 ersetzt: 


Die Übereinstimmung mit dem Versuchs¬ 
ergebnis ist ausgezeichnet. 

Eine allgemeingültige Beziehung für belie¬ 
bige Drosselverhältnisse 0 ^ ^ 1,0 läßt 

sich mit Hilfe der Gleichungen (9) und (10) 
für das Verhältnis der Verlustbeiwerte 
angeben: 



Die Auswertung von (11) ist in der nach¬ 
stehenden Tafel vorgenommen worden. 


Die dargelegten Ergebnisse ermöglichen 
die genaue Berechnung der Verlustbeiwerte 
von Differentialdüsen und sind für den 
angegebenen Bereich der Re- Zahlen und 
m = 0,254 auch durch Versuchsergebnisse 
belegt. Einflüsse, die aus der Segment- 
aüsbildung gegenüber einer kreisbogen- 
förmigen Düse resultieren könnten, waren 
nicht feststellbar. 


Tafel 

Verlustbeiwerte £y, bei Vor- 

bzw. Rückströmen durch 

eine Differentialdüse 

und deren 


hältnis %* 

in Abhängigkeit vom Drosselverhältnis m 



m — - 

^1 

— y, 

- 0,63 + 0,37 m 3 

h-f.-LV 

f v = (i-—) 

2 

t* = 


a 2 

\ m ) 



0,000 


0,6300 



2,520 

0,010 


0,6300 

24878,800 

9801,000 

2,538 

0,050 


0,6300 

945,200 

361,000 

2,618 

0,100 


0,6304 

220,900 

81,0Q0 

2,728 

0,150 


0,6312 

'91,400 

32,100 

2,847 

0,200 


0,6330 

47,600 

16,000 

2,975 

0,254 


0,6361 

26,932 

8,624 

3,123 

0,300 


0,6400 

17,711 

5,444 

3,253 

0,350 


0,6459 

11,722 

3,449 

3,399 

0,400 


0,6537 

7,978 

2,250 

3,546 

0,450 


0,6637 

5,514 

1,494 

3,691 

0,500 


0,6762 

3,832 

1,000 

3,832 

0,550 


0,6916 

2,654 

0,669 

3,965 

0,600 


0,7099 

1,816 

0,444 

4,087 

0,650 


0,7316 

1,216 

0,290 

4,195 

0,700 


0,7569 

0,787 

0,184 

4,287 

0,750 


0,7861 

0,485 

0,111 

4,362 

0,800 


0,8194 

0,276 

0,0625 

4,417 

0,850 


0,8572 

0,1387 

0,0311 

4,454 

0,900 


0,8997 

0,0552 

0,0123 

4,471 

0,950 


0,9472 

0,01238 

0,00277 

4,470 

1 


1 

0 

0 

4,450 
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Untersuchungen zur Nutzung des Wassers der Schwarzen Elster 
für die Bewässerung in der sozialistischen Landwirtschaft 


Prof. Dr. sc. Klaus DÖRTER, Dr. agr. Sabine LEISTER, Dr. agr. Hubert KRAUSE und Dipl.-Ing. Bernhard RICHTER 
Beitrag aus der Martin-Luther-Universität, Halle—Wittenberg 

Sektion Pflanzenproduktion, WB Standortkunde, Landwirtschaftliche Meliorationen 


Da auch in der sozialistischen Landwirt¬ 
schaft der Wasserbedarf ständig steigt, ist 
vor allem die Bereitstellung von Bewässe¬ 
rungswasser abzusichern. /I/ 

Diese erfolgt vorwiegend aus der fließenden 
Welle. Wegen der oft starken Verschmut¬ 
zung unserer Oberflächengewässer und der 
hohen Abwasserlast ist jedoch eine vorhe¬ 
rige Prüfung der Wasserqualität unbedingt 
erforderlich. 

Durch einen zweijährigen Gefäßversuch 
wurde der Einfluß des durch die chemische 
Industrie und durch den Bergbau des Lau¬ 
sitzer Gebietes verunreinigten Wassers der 
Schwarzen Elster auf Pflanzen und Boden 
ermittelt. Im Zusammenhang mit der Reali¬ 
sierung des komplexen Meliorationsvorha- 
bens „Kremnitz“ im Kreis Herzberg sind 
diese Versuche zur qualitätsgerechten Was¬ 
serbereitstellung wichtig. 


Beschreibung des Gefäßversuches 

Die Untersuchungen wurden in den Jahren 
1976 und 1977 in Mitscherlich-Gei äßen mit 
einem Fassungsvermögen von 6 kg Boden¬ 
substrat unter Freilandbedingungen durch¬ 
geführt. Versuchspflanzen waren Zea mays 
und Lolium multiflorum. Das Bodensub¬ 
strat stammte aus dem Ap-Horizont eines 
D2-Standortes der Grundwasserregulie- 
rungs- und Berechnungsflächen der LPG 
„Karl Marx“ Herzberg. Die chemischen 
Kennwerte des Bodens sind in Tafel 6 ent¬ 
halten. Die Versuchs Varianten und verab¬ 
reichten Zusatzwassermengen gehen aus Ta¬ 
fel 1 hervor. 


Tafel l: Übersicht über die Varianten des Gefäßversuches 


Variante 1 
Variante 2 
Variante 3 
Variante 4 


Bewässerungs¬ 

wasser 


Klärwässer 
Elsterwasser 
Elsterwasser 
Elsterwasser/ 
Klarwasser-Gemisch 


Höhe der 

Gesamtwassermengen in mm 


Einzelgabe 

1976 


1977 


ml/Gefäß 

zea 

Lolium 

Zea 

Lolium 


mays 

multiflorum 

mays 

multiflorum 

200 

380 

540 

515 

490 

200 

380 

540 

515 

490 

100 

200 

275 

310 

270 

100/100 

190/190 

270/270 

258/258 

245/245 


serungswasser auftraten. / 2 / Außergewöhn¬ 
lich hohe Abwasserstöße, z. B. auf Grund 
von Havarien, können selbstverständlich zu 
bedeutend ungünstigeren Werten führen. 
Nach den in TGL 6466 Bl. 1 festgelegten 
Grenzwerten kann das Elsterwasser in den 
meisten Fällen der Eignungsklasse 1 c 
zugeordnet werden. /3/ Höhere Werte sind 
lediglich bei SO 4 und Mn 2+ sowie Fe fest¬ 
zustellen. Der Mn-Gehalt liegt über dem zu¬ 
lässigen Höchstwert der E 2c von 1,0 mg/1. 
Anhand von Stichproben konnten - Spuren 
von Pb, Cd, Ti, Vd, Ba und Ni nachgewie¬ 
sen werden. Künftig sollten auch diese 
Stoffe während der Vegetationsperiode 
quantifiziert werden. Bedenklich für den 
Einsatz von Elsterwasser als Bewässerungs¬ 
wasser ist jedoch die hohe organische Bela¬ 
stung, auf die die relativ hohen CSV-MnCV 
Werte hinweisen. Hervorgerufen wird diese 
Anreicherung an organischen Stoffen beson¬ 
ders durch die biologisch schwer abbauba¬ 
ren zellstoffhaltigen Abwässer der anliegen¬ 
den Zelluloseindustrie. Darin ist auch die 
Ursache des Besatzes des Wassers mit ab- 


filtrierbaren Stoffen zu suchen, der sich für 
bestimmte Bewässerungsverfahren nachtei¬ 
lig auswirken kann. 

Einfluß des Elsterwassers auf die Pflanzen¬ 
erträge 

Die in den Tafeln 3 und 4 dargestellten rela¬ 
tiven Frisch- und Trockenmasseerträge las¬ 
sen in den beiden Versuchsjahren eine un¬ 
terschiedliche Wirkung des Esterwassers er¬ 
kennen. So konnten im Jahre 1977 bei Zea 
mays und Lolium multiflorum durch Be¬ 
wässerung mit Elsterwasser (Variante 2) 
deutliche Mehrerträge in der Frischmasse 
erreicht werden. Nicht so eindeutig erkenn¬ 
bar ist die Beeinflussung der Trockenmasse¬ 
erträge durch das Elsterwasser. Im Jahre 
1976 hingegen sind in fast allen Fällen ge¬ 
ringere Frisch- und Trockenmasseerträge 
bei der mit Elsterwasser bewässerten Va¬ 
riante gegenüber der Klarwasservariante 
festzustellen. 

Die bei Variante 3 nächgewiesenen sehr ge¬ 
ringen Pflanzenerträge kann man wahr¬ 
scheinlich auf die geringeren Bodenfeuchte- 


Beschaffenheit des Elsterwassers 


Tafel 2: Wasserinhaltstoffe der Schwarzen Elster (Pegel Herzberg) in den Jahren 1976 und 1977 


Zur Charakterisierung des Elsterwassers 
sind in Tafel 2 die wesentlichen Wasserin¬ 
haltstoffe aufgeführt. Die Ergebnisse bezie¬ 
hen sich auf den Pegel Herzberg. Die 
Durchschnittswerte wurden aus den monat¬ 
lichen Einzelmeßwerten im Zeitraum März 
bis Oktober des jeweiligen Jahres berrechnet. 
Die Analysenergebnisse lassen einen deut¬ 
lichen Zusammenhang zwischen Durchfluß¬ 
menge und Inhaltstoffkonzentration erken¬ 
nen. So lagen im Trockenjahr 1976 zum 
größten Teil höhere Konzentrationen der 
einzelnen Stoffe im Wasser vor als im nie¬ 
derschlagreichen Jahr 1977. Eine große Zahl 
von Einzelmeßwerten bestätigte erhebliche 
Schwankungen einzelner Inhaltstoffe in Ab¬ 
hängigkeit von der Durchflußmenge. Es 
konnte festgestellt werden, daß bei Durch¬ 
flußmengen von > 10 m 3 /s entsprechend 
TGL 6466 keine pflanzenschädigenden Kon¬ 
zentrationen der Inhaltsstoffe im Bewäs- 


W asserinhaljstof f 


1976 

max. 

X 

1977 

max. 

X 

Na+ 

mg/1 

— 

— 

54 

46 

K+ 

mg/1 

— 

— 

14 

10 

Ca ++ 

mg/1 

317 

151 

120 

110 

Mg++ 

mg/1 

50 

28 

38 

24 

nh 4 + 

mg/1 

10 

5 

7 

5 

Fe gesamt 


13 ' 

10 

30 

15 

Mn++ 

mg/1 

— 

— 

1,8 

1,4 

Crvl+ 

mg/1 

— 

— 

0,05 

0,03 

Cu++ 

mg/1 

— 

— 

<0,01 

< 0,01 

ci- 

mg/1 

156 

79 

81 

70 

so 4 — 

mg/1 

505 

414 

370 

380 

NO*- 

mg/1 

1,1 

0,6 

10,2 

4,9 

no 2 - 

mg/1 

— 

— 

1,6 

0,7 

BSB nach 48 h 0 2 

mg/1 

n. n. 

n. n. 

n. n. 

n. n. 

CSV-Mn O a 

mg/1 

91 

61 

106 

56 

Abdampfrückstand 

mg/1 

1018 

872 

830 

747 

Glührückstand 

mg/1 

785 

651 

620 

543 

abfiltrierbare Stoffe 

mg/1 

39 

26 

104 

32 

absetzbare Stoffe 

mg/1 

0,8 

0,3 

1,2 

0,4 

wdfl. Phenole 

mg/1 

0,3 

0,07 

0,05 

0,05 

pH 


6,8 

6,4 

6,5 

6,4 
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gelialte infolge der verabreichten niedrige¬ 
ren Gesamtzusatzwassermengen zurück¬ 
führen. Die Ertragsergebnisse von Va¬ 
riante 4 mit einem Gemisch von Elsterwas- 
ser und Klarwasser in Höhe V911 je 100 ml 
sind im Vergleich zu Variante 2 mit Elster¬ 
wasserzugaben von 200 ml sehr differenziert 
und bringen keine eindeutige Aussage. 

Einfluß des Elsterwassers auf Pflanzen - 
inhaltstoffe und auf chemische Boden¬ 
eigenschaften 

Aus den Untersuchungsergebnissen in Ta : 
fei 5 ist kein sicherer Nachweis der quan¬ 
titativen Beeinflussung der Inhaltstoffe der 
Pflanzen durch die Bewässerung mit Elster¬ 
wasser im Vergleich zur Klarwasservarianjte 
erkennbar. Der unterschiedliche pehalt än 
nachgewiesenen Pflanzeninhaltstoffen in der 
Gegenüberstellung beider Versuchsjahre ist 
wahrscheinlich auch bei den Klarwasserva¬ 
rianten auf die klimatischen Extreme der 
Jahre 1976 und 1977 zurückzuführen. In 
keinem Fall wurden die zulässigen Schwel¬ 
lenwerte bei den untersuchten Pflanzenar¬ 
ten für die Verwendung als Nahrungs- und 
Futtermittel überschritten. 

Für die beiden Versuchsjahre 1976 und 
1977 sind die nach einjähriger Versuchs¬ 
dauer ermittelten chemischen Bodeneigen¬ 
schaften unter Lolium multiflorum in Ta¬ 
fel 6 au%eführt. 

Im Jahre 1976 reicherte sich der Boden 
nach der Bewässerung mit Elsterwasser be¬ 
sonders mit Mn und B an. Die gleiche Ten¬ 
denz, durch die höheren Durchflußmengen 
der Schwarzen Elster allerdings wesentlich 
abgeschwächt, war im Jahre 1977 bei den 
gleichen Stoffen festzustellen. In beiden 
Versuchsjahren nahm der Salzgehalt des 
Bodens durch Bewässerung mit Elsterwas¬ 
ser zu. 

Eine auf Grund der hohen organischen Be¬ 
lastung des Bewässerungswassers zu erwar¬ 
tende Anreicherung der organischen Sub¬ 
stanz des Bodens geht aus den Analysener¬ 
gebnissen nicht hervor. Untersuchungen 
über den Einfluß langjähriger Bewässerung 
auf Bodenstruktur, Bodenchemismus, Bo¬ 
denbiologie u. a. m. haben dieses Problem 
besonders zu berücksichtigen. 

Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Mit den vorliegenden zweijährigen Gefäß¬ 
versuchen werden erste Ergebnisse über die. 
Wirkung des Wassers der Schwarzen Elster 
auf das Pflanzenwachstum von Lolium mul¬ 
tiflorum und Zea mays sowie auf D2-Bo- 
densubstrat vorgestellt. Es hat sich gezeigt, 
daß bei den geprüften Pflanzenarten eine 
Verwendung des Elsterwassers für die Be¬ 
wässerung unter der Voraussetzung möglich 
ist, daß die nach TGL 6466 festgelegten 
Qualitätsparameter für Bewässerungswasser 
eingehalten werden. Für die landwirtschaft¬ 
liche Nutzung wird damit bei Niedrigwas¬ 
serführung der Schwarzen Elster eine Ver¬ 
dünnung mit Klarwasser notwendig. Ein¬ 
satzmöglichkeiten und Einsatzgrenzen des 
Wassers der Schwarzen Elster für die land¬ 
wirtschaftliche Bewässerung sind unter 
derzeitigen Gegebenheiten von der" Wasser¬ 
führung abhängig. In einem Beregnungs¬ 
feldversuch sind die vorhandenen Erkennt¬ 
nisse des Gefäßversuchs zu überprüfen und 
zu ergänzen. Dabei ist der Langzeiteinfluß 
des Elsterwassers auf die bodenphysika¬ 


Tafel 3: Frischmasseerträge von Zea mays und Lolium multiflorum bei Bewässerung mit Elsterwasser 
im Gefäßversuch.aus den Jahren 1976 und 1977 in Prozenten 

Variante 1 Variante 2 Variante 3 Variante 4 


Zea mays 

1976 

100 

iov> 

82,0 

102,6 

1977 

100 

117,8 

85,5 

95,0 

Lolium multiflorum 

1976 

1. Schnitt 

100 

107,9 

.82,7 

124,3 

2. Schnitt 

100 

83,6 

64,8 

74,2 

3. Schnitt 

100 

96,1 

51,5 

87,2 

Gesamtertrag 

100 

96,4 

70,3 

98,4 

1977 

1. Schnitt 

100 

172,0 

83,0 

103,0 

2. Schnlft 

100 

116,0 

47,5 

96,0 

3. Schnitt 

100 

116,2 

134,0 

137 0 

Gesamtertrag 

100 

122,8 

75,9 

107,2 


Tafel 4: Trockenmasseerträge von Zea mays und Lolium multiflorum bei Bewässerung mit Elsterwasser 
im Gefäßversuch aus den Jahren 1976 und 1977 in Prozenten 

Variante 1 Variante 2 Variante 3 Variante 4 

Zea mays 

1976 

100 

91,8 

40,4 

97,0 

1977 

100 

103,0 

75,8 

90,5 

Lolium multiflorum 

1976 

1. Schnitt 

100 

97,8 

69,0 

111,8 

2. Schnitt 

100 

91,9 

85,1 

78,4 

3. Schnitt 

100 

100,6 

66,3 

94,8 

Gesamtertrag 

100 

96,1 

74,6 

96,5 

1977 

1. Schnitt 

100 

128,0 

89,0 

116,0 

2. Schnitt 

100 

94,5 

45,5 

91,2 

3. Schnitt 

100 

100,0 

108,0 

114,0 

Gesamtertrag 

100 

100,4 

70,5 

101,8 


Tafel 5: Inhaltstoffe bei Zea mays und Lolium multiflorum nach Bewässerung mit Elsterwasser 



Ca 

Mg Na 

Cu 

Mn 

B 

Mo 

Zn 

Fe 


% 

% % 

ppm 

ppm 

ppm 

ppm 

ppm 

ppm 

Zea mays 1976 









Variante 1 

0,44 

0,21 0,02 

6,70 

101,00 

25,80 

0,23 

52,00 

— 

Variante 2 

0,39 

0,18 0,01 

5,50 

90,00 

22,00 

0,14 

51,00 

— 

Zea mays 1977 
' Variante 1 

0,27 

0,18 0,004 

2,40 

65,00 

20,50 

0,27 

31,70 

288',00 

Variante 2 

0,27 

0,20 0,004 

2,10 

81,0.0 

14,20 

0,13 

41,70 

339,00 

Lolium multiflorum 1976 









Variante 1 

0,50 

0,18 0,26 

10,73 

125,33 

31,97 

3,20 

23,77 

— 

Variante 2 

0,45 

0,24 0,44 

6,93 

132,00. 

54,20 

2,28 

21,93 

— 

Lolium multiflorum 1977 









Variante 1 

0,64 

0,21 0,05 

13,25 

191,00 

24,20 

2,80 

27,40 

190,00 

Variante 2 

0,67 

0^26 0,09 

13,30 

247,00 

16,20 

2,40 

27,00 

223,00 

Tafel 6: Chemische Eigenschaften des Bodens unter Lolium multiflorum nach Bewässerung mit Elsterwasser 

PH C t 

Salzgehalt 

Mg 

B 

Cu 

Mn 

Mo 

Zn 


% 

% 

ppm 

ppm 

ppm 

ppm 

ppm 

ppm 

1976 









vor Versuchsbeginn 5,5 1,19 

0,016 

7,3 

0,4 

2,3 

53,0 

0,5 

5,2 

Variante 1 5,0 0,97 

0,016 

24,9 

0,7 

3,6 

47,0 

0,2 

8,2 

Variante 2 5,1 0,97 

0,026 

25,2 

1,3 

3,2 

122,0 

0,3 

8,3 

1977 









vor Versuchsbeginn 5,7 1,21 

0,012 

7,4 

0,4 

2,4 

28,0 

0,3 

4,5 

Variante 1 5,6 0,98 

0,012 

5,7 

0,2 

2,2 

22,0 

0,3 

4,5 

Variante 2 5,7 1,02 

0,02^ 

S(,i 

0,5 

2,4 

29,0 

0,2 

4,7 


lischen Eigenschaften und während be¬ 
stimmter Pflanzenentwicklungsstadien zu 
untersuchen. Des weiteren wird ein re¬ 
gelmäßiges Erfassen von Wasserinhaltstof¬ 
fen, einbezogen die Bestimmung von 
Schwermetallionen, als unerläßlich angese¬ 
hen. 

Notwendig sind ebenfalls Untersuchungen 
über den Einfluß der hohen Belastung des 
Elsterwassers mit organischen Stoffen auf 
den Wirkungsmechanismus von Grundw^s- 
serregulierungsanlagen sowie der Wasserin¬ 
haltstoffe auf die Funktionsfähigkeit und 
Lebensdauer von Beregnungsanlagen. 
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INHALT 


Dyck, S. 

Ein einfaches Verfahren zur Ermittlung von Hochwasserschciteldurchflüssen 
unter Berücksichtigung der Bebauung im Einzugsgebiet 

WWT 29 (1979) 11, S. 376—379 

Es wird ein einfaches Verfahren zur Ermittlung von Hochwasserscheiteldurch¬ 
flüssen HQ (T) nach der Bebauung von Einzugsgebieten auf der Grundlage 
des Bezugs-HQ-Verfahrens vorgeschlagen. Benötigt werden die Größe des Ein¬ 
zugsgebiets, der Bebauungsgrad und der mittlere Abflußbeiwert mit einem 
Wiederkehrintervall von 2,33 Jahren. Für seine Ermittlung werden Hinweise 
gegeben. 


Dosold, H. 

Grundlagen zur Ermittlung optimaler Entwässerungskonzeptionen 
WWT 29 (1979) 11, S. 379—382 

Bei der Planung stadttechnischer Erschließungsmaßnahmen dienen Varianten 
mit unterschiedlichen Entwässerungskonzeptionen der Entscheidungsfindung 
zur optimalen Abwasserableitung und -behandlung. Letztere sind dadurch 
gekennzeichnet, daß sie mit geringen Investitions- und Betriebskosten den 
Vorfluter weitgehend vor Verschmutzung schützen. Für unterschiedliche Grund¬ 
varianten des Misch- und Trennsystems werden Möglichkeiten zur Bewertung 
auf der Grundlage jährlicher Schmutzfrachten und der Investitionskosten vor¬ 
genommen. Die dazu erforderlichen jährlich anfallenden Abwassermengen, die 
Verschmutzungskonzentrationen der Netz- und Kläranlagenabläufe sowie In¬ 
vestitionskosten von Kanalisationsnetzen und Kläranlagen werden diskutiert 
und als Planungsgrößen angegeben. 


Reifert. J., und Missler, A. 

Projektierung von Uberleilungssystemen 
WWT 29 (1979) 11, S. 383—386 

Anhand der durchgeführten Bedarfsforschung in der DDR wird dargelegt, in 
welcher Form Angebotslösungen trotz mannigfaltiger variabler örtlicher Be¬ 
dingungen für ganze Uberleitungssysteme möglich sind. Im technisch-ökono¬ 
mischen Ergebnis werden für einzelne Anlagenteile Vorzugslösungen in Form 
von Baugruppen und Bausteinen vorgestellt, aus denen sich im konkreten 
Anwendungsfall für Investitionen Uberleitungssysteme mit geringem Aufwand 
zur Anpassung an die örtlichen Verhältnisse zusammenstellen lassen. Die uni¬ 
fizierten Vorzugslösungen für* Anlagenteile sind gleichermaßen für Neubau 
oder Rekonstruktionen vorhandener Anlagen einsetzbar. 


Schmidt, ff., und Beitz, H. 

Einschätzung der Bodenkontamination durch Pflanzenschutzmittel und mög¬ 
liche Gefahren für ihr Eindringen in das Grundwasser bei unsachgemäßem 
Umgang 

WWT 29 (1979) 11, S. 366-368 N 

Mit der Steigerung des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln und ihrer Aus¬ 
bringung durch die ACZ fallen in diesen Betrieben in zunehmendem Maße 
Pflanzenschutzmittel, kontaminierte Abwässer sowie Restbestände an, die eine 
Gefährdung der Umwelt hervorrufen können. Daraus resultiert in Überein¬ 
stimmung mit der 2. DB zur 6. DVO zum Landeskulturgesetz die Forderung, 
Verfahren für die sachgemäße Beseitigung dieser Abprodukte zu erarbeiten. 
In dem vorliegenden Bericht werden Ergebnisse über die Kontaminierung des 
Grundwassers mit Pflanzenschutzmitteln und die mögliche Verhinderung von 
Grundwasserverunreinigungen mitgeteilt. Dazu werden verschiedene Methoden 
zur Ermittlung des Eindringens von Pflanzenschutzmitteln in den Boden und 
das Grundwasser beschrieben. 


Winkler,' R., und Müller, R. 

Grundlagen der Beseitigung und Inaktivierung von pflanzenschutzmittel- 
haltigen Abwässern der Agrochemischen Zentren 

WWT 29 (1979) 11, S. 369—371 v 

Voraussetzung für das Wirksamwerden von Beseitigüngs- und Inaktivierungs¬ 
verfahren PSM-haltiger Abwässer ist deren Sammlung in abflußdichten Auf¬ 
fangbecken. Wichtige Möglichkeiten der chemisch-physikalischen Abwasscr- 
inaktivierung in den ACZ sind die Photolyse, die Hydrolyse und die Adsorp¬ 
tion. Als billige Adsorbenzien bewährten sich in den Untersuchungen Ab¬ 
produkte der Energiewirtschaft (aktive Aschen). 

Besonders günstig ist die Kombination von Kalkung und Ascheadsorption. Auf¬ 
bauende Verfahren der PSM-Abwasserbeseitigung sind die fachgerechte Ab- 
wasser-Boden-Behandlung sowie die Einspeisung der Abwässer in industrielle 
und kommunale Abwasserbehandlungsanlagen. 


Siegert, M. ^ 

Zur Reinigung pflanzenschutzmittelhaltiger Abwässer 
WWT 29 (1979) 11, S. 372—373 

Mit der fortschreitenden Intensivierung der landwirtschaftlichen Produktion 
werden in steigendem Maße große Mengen von Pestiziden eingesetzt, deren 
zum Teil giftige Rückstände eine zunehmende Gefahr als Wasserschadstoffe 
darstellen. Bedingt durch die Konzentration der Pflanzenschutztechnik in den 
ACZ, fallen territorial größere Mengen toxisch wirkender PSM-Abwässer an. Am 
Beispiel des ACZ Schmölln, Kreis Altenburg, werden Probleme dargelegt, die 
bei der schadlosen Beseitigung dieser Wässer auftreten. Darüber hinaus wird 
über die Entwicklung von Verfahrensvarianten berichtet, die PSM-Abwässer 
unterschiedlichster Zusammensetzung mittels Abprodukten der Energiewirt¬ 
schaft reinigen. 


Bollrich, G., und Kummer, V. 

Hydraulische Untersuchung der Differentialdüse eines Wasserschlosses 
WWT 29 (1979) 11, S. 391—393 

Differentialdüsen begünstigen durch einen Drosseleffekt die Dämpfung der 
Druckschwankungen, die bei plötzlichen Regelvorgängen in den Druckrohr¬ 
leitungen von Pumpstationen auftreten können. Verlustbeiwerte solcher Düsen 
lassen sich nach Borda sowohl für die Vorströmung als auch für die Rück¬ 
strömung in Verbindung mit dem Einschnürungsbeiwert nach Weisbach be¬ 
rechnen. Für Flächenverhältnisse m (Verengungsquerschnitt zu Rohrleitungs¬ 
querschnitt wird eine Formel zur Berechnung des Druckverlustverhält¬ 
nisses (Beiwert für Rückströmung zu Beiwert für Vorströmung) angegeben. 
Die theoretischen Werte werden durch Modellversuche an einer Düse 
NW 150/75,6 bestätigt. 
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(Fortsetzung von der 2. Umschlagseite) 

Guhr, H., und G. Rudolf: 

Zum Abbauverhalten von Harnstoff im 
Wasser. Teill: Der Einfluß der Harnstoff¬ 
konzentration, der Temperatur und des 
pH-Wertes auf die Harnstoffhydrolyse. 

S. 245-253, 4 Abb., 18 Lit. 

In Laboratoriumsmodellen wird die Hydro¬ 
lyse von Harnstoff in Flußwasser unter 
Einbeziehung anderer Stickstoffumsetzun¬ 
gen untersucht. Nach einer lag-phase von 5 
bis 7 d (Substrathemmung) laufen Abbau 
des Harnstoffs und Nitrifikation der Ammo¬ 
niumionen gleichzeitig ab. Die Abbauge¬ 
schwindigkeit des Harnstoffs folgt einer 
Reaktion I. Ordnung (k = 0,58 d _1 , 20 °C). 
Die Aktivierungsenergie beträgt ca. 20 kcal/ 
mol Harnstoff. Die enzymatische Hydrolyse 
erreicht zwischen pH 7 und 8 die größte Ge¬ 
schwindigkeit. 

Wingrich, H ., und H. Seidler: 

Mischwässer im Versorgungsnetz — ihre 
Verteilung und Verbesserung. 

S. 245-263, 2 Abb., 4 Tab., 5 Lit. 

Am Beispiel des Wasserversorgungssystems 
einer Großstadt mit fünf Wasseraufberei¬ 
tungsanlagen und jeweils unterschiedlicher 
Wasserzusammensetzung werden die Ursa¬ 
chen und Auswirkungen von Mischprozes¬ 
sen im Rohrleitungssystem erläutert. Nicht 
in Kalk-Kohlensäure-Gleichgewicht befind¬ 
liche Wässer, der gelöste Sauerstoffgehalt 
sowie häufig wechselnde Strömungsrichtun¬ 
gen im Rohrnetz verursachen Bitumen- und 
Inkrustationsablösungen, lokalen Narben¬ 
fraß sowie Trübstoffentwicklungen. Durch 
eine sinnvolle Ist-Zustandsanalyse lassen 
sich ein guter Überblick über die Versor¬ 
gungssituation und Voraussetzungen zur 
Erarbeitung von Verfahrensvarianten für 
eine Ausschaltung bzw. Einschränkung der 
Zahl der Schadensfälle schaffen. 

Inhalt der 

„Acta hydrochimica et hydrobiologica“ 
Band 7, Heft 3 (1979) 

Schurig , H., und H. Müller: 

Mechanisierte katalytisch-spektralphotome¬ 
trische Eisenbestimmung im Trinkwasser 
nach dem „continuous-flow“-Prinzip. 

S. 281-288, 3 Abb., 3 Tab., 12 Lit. 
Beschrieben wird ein spektralphotometri¬ 
sches Eisenbestimmungsverfahren, das die 
katalytische Wirkung des Eisens bei einer 
chemischen Reaktion der Farbstoffentwick¬ 
lung nutzt. Die sehr empfindliche Untersu¬ 
chungsmethode erfaßt Eisenkonzentrationen 
zwischen 5 und 140 pg/1 bei einer relativen 
Standardabweichung von + 5 Prozent. Am 
Probespeicher einer flow-stream-Apparatur 
wurde eine Rate von 30 Proben/h mit einem 


Probenspülverhältnis von 1 :3 eingestellt. 
Störionen mit ihren jeweiligen Grenzkon¬ 
zentrationen sind tabellarisch erfaßt, ihre 
Werte besitzen im Trinkwasser normaler¬ 
weise nicht vertretene Größenordnungen. 

Koch, R.: 

Zur spurenanalytischen Bestimmung von 
Toxaphen im Wasser. 

S. 289-295, 1 Abb., 1 Tab., 17 Lit. 

Mittels ausführlich beschriebener dünn¬ 
schichtchromatographischer Analysenme¬ 
thodik gelingt die Dtektion von Toxaphen. 
Unter Anwendung von Silbernitratsprüh- 
reagens und UV-Bestrahlung wird nach ent¬ 
sprechender Vorbereitung der Wasserprobe 
in Anwesenheit von Toxaphen ein grau bis 
schwarzer Substanzfleck erzeugt. Mit Hilfe 
eines bestimmten Laufmittelgemisches wird 
eine ausreichend gute Trennung von 
y-HCH erzielt. Eine Trennung von Toxa- 
pjäen und p, p'-DDT und p, p'-DDE ist auch 
nach zweimaliger Chromatographie nicht 
möglich. Nach erfolgter Dehydrochlorierung 
bestimmt man über p, p’-DDE die DDT- 
Konzentration. Die Erfassungsgrenze des 
Verfahrens beträgt für Toxaphen 1,0 fxg 
und für DDE 0,05 (ig. 

Vankona, S., Kasafirek, E ., Bozan, Z., Ku- 
pec , J., und M. Mladek: 

Die Verwendung chrom ogener Substrate 
(p-Nitroanilide von Aminosäuren) zur Be¬ 
urteilung der enzymatischen Aktivität von 
Belebtschlamm. 

S. 297-305, 10. Abb., 2 Tab., 16 Lit. 

Mit Hilfe von drei chromogenen Testsub¬ 
stanzen wird zum Vergleich die enzymati¬ 
sche Wirkung einer Bakterienkultur, eines 
Trypsinpräparates sowie der Belebtschlamm 
einer Abwasserreinigungsanlage überprüft. 
Ziel der Untersuchung war die Ermittlung 
einer geeigneten Methode zur Erfassung der 
enzymatischen Aktivität von Belebt¬ 
schlamm zur Spaltung von Aminosäurederi¬ 
vaten. Die größte Hydrolysegeschwindigkeit 
unter Einsatz von Belebtschlamm ergab das 
1-Leuzin-p-Nitroanilid. Randbedingungen 
wie Belüftungsdauer, Temperatur und 
pH-Wert werden eingehend dargelegt. 

Gubsch , G.: 

Untersuchungen über den Einfluß der Tem¬ 
peratur auf den Abbau von Zellulose durch 
Bakterien aus Gewässern verschiedener Kli¬ 
mazonen. 

S. 307-316, 3 Abb., 3 Tab., 19 Lit. 
Untersucht wurden das Wachstum und der 
Zelluloseabbau zweier Stämme von Cellvi - 
brio vulgaris, isoliert aus dem Shatt 
Al-Arab bei Basrah und dem Zingster Bod¬ 
den, im Temperaturbereich zwischen 20 bis 
50 °C und 20 bis 37 °C. Im Wachstum ha¬ 
ben beide Stämme mit 25 bzw. 35 °C deut¬ 
lich unterschiedliche Temperaturoptima. Im 
gleichen Sinne verhält sich der Zelluloseab¬ 
bau, der deutliche Maxima im Bereich des 
Temperaturoptimums aufweist. Der Biomas¬ 
sezuwachs, bezogen auf den Substratumsatz, 
ist für beide Stämme gleich. 

Schwarz, S.: 

Biomasseuntersuchungen am Zooplankton 
der ostmecklenburgischen Küstengewässer 
— ein Beitrag zum Eutrophiestatus. Teil 10: 
Einordnung der Küstengewässer und Stel¬ 
lung des Zooplanktons im trophischen Sy¬ 
stem. 

S. 317-324, 2 Abb. 

Auf der Basis eigener Untersuchungen und 
Beiträge wird in Verbindung mit Angaben 


der Literatur die hydrographisch-topogra¬ 
phische Situation der Boddengewässer, ihr 
Eutrophiestatus auf der Basis von Biomas¬ 
seuntersuchungen diskutiert. Dabei erweist 
sich der Eutrophiestatus als abhängig vom 
Grad der Abschnürung der Gewässer von 
der freien See. Im Pelagial besitzt das 
Zooplankton eine Schlüsselstellung als An¬ 
gelpunkt der Nahrungskette. 

Schwarz, S. : 

Biomasseuntersuchungen am Zooplankton 
ostmecklenburgischer Küstengewässer — 
ein Beitrag zum Eutrophiestatus. Teil 11: 
Die Klassifizierung der ostmecklenburgi¬ 
schen Küstengewässer. 

S. 325-336, 5 Abb., 2 Tab., 39 Lit. 

Auf der Basis der Verdrängungsvolumina 
des Zooplanktons erfolgt eine Zonierung der 
Küstengewässer und Bodden, wobei Gewäs¬ 
serbereiche mit Biomassen unter dem 
Außenbereich der Küstensee als hypotroph 
gekennzeichnet werden, die hypertrophe 
Zone im oligohalinen Bereich sich den 
Werten eutrophierter limnischer Gewässer 
nähert. Aus der jahreszeitlichen Verteilung 
und Zusammensetzung des Zooplanktons 
kann neben dem Eutrophiestatus auch die 
hydrodynamische Instabilität und im be¬ 
sonderen Fall der Fraßverlust durch Aure- 
lia erkannt werden. Außerdem sind ausge¬ 
sprochene Copepoden-, Cladoceren- und Ro¬ 
tatoriengewässer zu erkennen. 

Bulkai, L., Huhn , W., Körös, Z., und K. 
Reissaus: 

Zur Messung der Wechselwirkung zwischen 
Aktivkohle und Was serinhaltsstoffen. 

S. 337-345, 6 Abb., 4 Tab., 8 Lit. 

Die Adsorptionseigenschaften der verschie¬ 
denen bisher entwickelten Aktivkohlesorten 
in bezug auf die Beseitigung der in natürli¬ 
chen Wässern vertretenen Schmutzstoffe 
sind unterschiedlich. Ihre Wechselbeziehun¬ 
gen zueinander lassen sich durch wäßrige 
Modellösungen wie auch durch natürliche 
Wässer im Laboratoriumstest quantifizieren 
und für die Wasseraufbereitungspraxis opti¬ 
mieren. Mehrere Methoden werden be¬ 
schrieben und ihre Auswertungen an prak¬ 
tischen Beispielen interpretiert: 

Ermittlung der Gleichgewichtsbeladung mit 
Testsubstanzen und natürlichen Wässern 
für gepulverte und gekörnte Kohle, Bestim¬ 
mung von Filterlaufzeiten und Beladungs¬ 
höhen. 

Otto , G.: 

Sauerstoffbedarf und Substratabbau von 
mittel- und hochbelasteten Belebtschläm¬ 
men aus der Nachklärung. 

S. 347-353, 2 Abb., 5 Tab., 7 Lit. 

Der Sauerstoffbedarf des Belebtschlammes 
einer Modellanlage zur Reinigung von Ab¬ 
wasser der Sulfilzellstoffproduklion (6 bis 
20 g BSB 5 /1. -d, 0,9 bis 3,3 g BSB 5 /g TS-d) 
steigt mit der Dauer der anaeroben Lage¬ 
rung und der Schlammbelastung, gleichzei¬ 
tig erhöht sich die Zeitdauer bis zum Errei¬ 
chen der endogenen Atmungsphase. Ursache 
sind Endprodukte der anaeroben Abbau- 
phase in Gestalt organischer Säuren. Als 
Substrate der Gärung können Hexosen und 
Pentosen des Abwassers dienen. Nacli 
anaerober Lagerung ist auch der Sauerstoff¬ 
verbrauch zur Oxydation von Substraten 
(Acetat) im aeroben Bereich kurzfristig er¬ 
höht. Der Gesamtsauerstoffbedarf des 
Schlammes erhöht sich durch anaerobe La¬ 
gerung in der ersten Stunde nach Eintritt in 
die aerobe Stufe um 25 bis 100 Prozent. 
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